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Einleitung. 


Zweck  dieser  Abhandlung  ist,  die  rechtliche  Stellung  näher 
zu  beleuchten,  die  den  Kranken-  und  Verwundetentransporten  durch 
die  neue  Genfer  Konvention  vom  6.  Juli  1906  eingeräumt  worden 
ist 1).  Dabei  handelt  es  sich  natürlich  nicht  sowohl  um  die  Frage, 
welche  rechtliche  Stellung  die  Kranken-  und  Verwundetentrans- 
porte  innerhalb  der  eigenen  Kriegspartei  einnehmen,  als  vielmehr 
um  die  Frage,  welche  rechtliche  Stellung  ihnen  gegenüber  der 
feindlichen  Kriegspartei  zukommt.  Die  Genfer  Konvention  vom 
22.  August  1864  wie  die  Genfer  Konvention  vom  6.  Juli  1906  sind 
Abkommen  zwischen  einer  Anzahl  von  Staaten  „zur  Verbesserung 
des  Loses  der  Verwundeten  und  Kranken  bei  den  im  Felde 
stehenden  Heeren  2)".  Die  Erreichung  dieses  Zweckes  wird  aber 
in  beiden  Konventionen  nicht  durch  irgendwelche  Einmischung 
in  innerstaatliche  Angelegenheiten  der  einzelnen  Vertragsteile, 
sondern  lediglich  durch  internationale  Schutzbestimmungen,  an 
welche  die  Vertragsteile  im  Falle  eines  Krieges  zwischen  ihnen 
dem  Feinde  gegenüber  gebunden  sind3),  versucht4).  Dabei  war 
auch  der  besondere  Fall  zu  berücksichtigen,  daß  die  Kranken 
und  Verwundeten  während  des  Transportes  dem  Feinde  in  die 
Hände  fallen  können.  Welches  ist  dann  ihr  Schicksal,  und  welches 
ist  das  der  übrigen  Elemente  des  Transportes? 

')  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention",  V.  Kapitel,  und  Renaults 
Hauptbericht    Actes»  p.  258. 

2)  Die  neue  Konvention  ist  wie  die  alte  eine  Convention  ouverte  >: 
Art.  9  der  alten  Konvention,  Art.  32  der  neuen  Konvention.  Für  den  Beitritt 
zur  neuen  Konvention  gelten  jedoch  gewisse  Beschränkungen. 

3)  In  dem  Augenblick,  wo  eine  Macht,  die  das  Abkommen  nicht  unter- 
zeichnet hat,  kriegführende  Macht  wird,  hört  nach  Art.  24  die  Verbindlichkeit 
dieser  Bestimmungen  auf. 

4)  Vgl.  die  Allgemeinen  Bestimmungen,  Art.  29  ff.,  und  die  Bestimmungen 
über  Anwendung  und  Ausführung  des  Abkommens,  Art.  24  ff. 
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Im  Gegensatz  zur  alten  Konvention,  die  der  Kranken-  und 
Verwundetentransporte  nur  ganz  kurz  Erwähnung  tut1),  würdigt 
sie  die  neue  Konvention  eines  ziemlich  breiten  Raumes.  In  Berück- 
sichtigung der  außerordentlichen  Wichtigkeit  dieser  Transporte 
im  Kriege  ist  ihnen  in  dieser  Konvention  ein  eigenes  Kapitel,  das 
fünfte,  gewidmet.  Hier  ist  die  Frage  ihrer  Behandlung  im  Art.  17, 
dem  einzigen  dieses  Kapitels,  eingehend  geregelt.  Oberschrieben 
ist  derselbe  im  französischen  Urtext  mit  den  Worten:  «Des 
convois  d'evacuation.»  Die  amtliche  deutsche  Übertragung  wählte 
dafür  den  wörtlich  übersetzten,  kurzen  Ausdruck:  „Räumungs- 
tranporte"2) statt  des  etwas  umständlicheren  Ausdrucks  „Kranken- 
und  Verwundetentransporte3)".  Der  Ausdruck  „Räumungstrans- 
porte" ist  der  Kürze  halber  auch  in  dieser  Abhandlung  regelmäßig 
gebraucht. 

Es  ist  im  folgenden  zunächst  auf  den  Werdegang  zurück- 
zukommen, den  die  nunmehrige  Regelung  der  Räumungstransport- 
frage durchlaufen  hat.  Zu  diesem  Zweck  werden  insbesondere 
die  einschlägigen- Bestimmungen  der  Genfer  Konvention  von  1864 
und  die  Verhandlungen  der  Genfer  Konferenz  im  Jahre  1906 
näher  zu  betrachten  sein.  Dann  erst  wird  die  geltende  Regelung 
der  Räumungstransportfrage  zur  Darstellung  kommen  können, 
wobei  nach  einem  allgemeinen  Oberblick  zuerst  die  allgemeine 
Rechtsstellung  der  Räumungstransporte  und  dann  die  Besonder- 
heiten im  Falle  ihrer  Auflösung  durch  den  Feind  zu  besprechen 
sein  werden.  In  diesem  Fall  ist  besonders  die  Frage  nach  dem 
Schicksal  der  einzelnen  Elemente  der  Transporte  von  Wichtigkeit. 


x)  Art.  6  Abs.  5  der  alten  Konvention. 

2)  So  übersetzt  auch  Dahn,  „Bausteine"  V.  1.  S.  100. 

3)  Reichs-Gesetzblatt  Nr,  25/1907, 


Erster  Abschnitt. 


Vorgeschichte  des  fünften  Kapitels  der  Genfer  Konvention 

von  1906. 

§  1; 

Die  Bestimmungen  der  Genfer  Konvention  von  1864. 

Die  alte  Genfer  Konvention  vom  22.  August  1864  war  in 
vielen  Beziehungen  unvollständig  und  mangelhaft1).  In  den 
Kriegen  der  Jahre  1866  bis  1905  machte  sich  dieser  Mißstand 
immer  wieder  in  oft  recht  unangenehmer  Weise  fühlbar.  So 
konnte  es  nicht  ausbleiben,  daß  alsbald  Reformbestrebungen  der 
verschiedensten  Art  einsetzten,  um  dem  Mißstand  abzuhelfen2). 
Auf  zahlreichen  Kongressen8)  wurde  die  Reformfrage  erörtert. 
Hervorragende  Männer  der  Wissenschaft,  Mediziner  sowohl  wie 
Juristen,  beschäftigten  sich  eingehend  damit  und  traten  mit  ihren 
Verbesserungsvorschlägen  hervor4).  Diese  Reformbedürftigkeit 
der  Konvention  nun  zeigte  sich  sehr  deutlich  gerade  auch  bei 
der  Frage  der  Räumungstransporte5).    Die  hierauf  bezüglichen 

*)  «incomplet  et  defectueux  sous  bien  de  rapports»;  so  urteilt  v.  Martens: 
La  paix  et  la  guerre  1901  p.  434.  —  Vgl.  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und 
ihre  Reform",  1906  S.  12  ff.  —  Vgl.  ferner  Gillot,  «La  revision  de  la  Convention 
de  Geneve »,  1901  p.  6.  —  Nach  Moynier  ermangelte  die  alte  Konvention  «de 
precision  et  d'autorite»:  «La  revision  de  la  Convention  de  Geneve»  1898  S.  5. 

2)  Vgl.  Renaults  Hauptbericht,  «Actes  de  la  Conference  de  revision »  p.243. 

3)  Zu  nennen  sind  u.a.:  Die  Berliner  Militär-Sanitätskonferenz  von  1867, 
der  Pariser  Kongreß  von  1867,  der  Genfer  Kongreß  von  1868,  die  Brüsseler 
Konferenz  von  1874,  verschiedene  zum  Teil  internationale  Konferenzen  der 
Hilfsgesellschaften,  die  spanisch-portugiesische  Konferenz  in  Madrid  1892,  die 
beiden  Oltener  Konferenzen  von  1892,  die  Haager  Friedenskonferenz  von  1899. 

4)  Hier  sind  zu  nennen:  Moynier,  Lueder,  Meurer,  Löffler,  Corval,  Dahn, 
v.  Schmidt-Ernsthausen,  Triepel,  Müller,  Bircher,  Ziegler,  Heibig,  Münzel  und 
Gillot. 

5)  Vgl.  Renaults  Hauptbericht  «Actes»  p.  258  und  Meurer,  „Die  Genfer 
Konvention  und  ihre  Reform"  S.  30. 
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Bestimmungen  der  Konvention  waren  äußerst  dürftig  und  voll- 
kommen unzulänglich.  Ein  einziger  kurzer  Satz  sollte  genügen, 
um  diese  überaus  umfassende  Frage  zu  erledigen. 

«Les  evacuations,  avec  le  personel  qui  les  dirige,  seront 
couvertes  par  une  neutralite  absolue»,  so  lautet  der  letzte  Absatz 
des  Art.  6;  damit  waren  die  Bestimmungen  über  Räumungstransporte 
erschöpft. 

Einer  der  Hauptfehler  der  Konvention  vom  Jahre  1864, 
mindestens  ebenso  schwerwiegend  wie  ihre  sachliche  Unzulänglich- 
keit, war  ihre  schlechte  Fassung1).  Dadurch  war  nicht  selten  ihre 
richtige  Auslegung  in  erheblichem  Maße  erschwert  und  der  Anlaß 
zu  geradezu  absurden  Schlußfolgerungen  gegeben.  Ein  treffendes 
Beispiel  hiefür  bietet  gerade  obige  Bestimmung2). 

Zunächst  war  es  gleich  das  Wort  «evacuations»,  das  vermöge 
seines  Doppelsinnes  Verwirrung  anrichten  mußte3).  Es  diente 
nämlich  zur  Bezeichnung  von  zwei  Begriffen.  Einmal  verstand 
man  darunter  die  Verbandplätze,  bezüglich  deren  die  Terminologie 
der  Konvention  auch  wieder  schwankte,  dann  aber  war  evacuations 
auch  gleichbedeutend  mit  «convois  d'evacuations»,  d.  i.  Räumungs- 
transporte (Kranken-  und  Verwundetentransporte),  so  benannt, 
weil  sie  eine  Räumung  des  Schlachtfeldes  von  Kranken  und  Ver- 
wundeten bezwecken4).  In  der  neuen  Konvention  vom  Jahre  1906 
vermied  man  die  sich  hier  ergebende  Zweideutigkeit  des  Wortes 
«evacuations»  auf  die  natürliche  Weise,  daß  man  für  den  Begriff 
„Räumungstransporte"  den  Ausdruck  «convois  d'evacuations» 
setzte.  Das  fünfte  Kapitel  dieser  Konvention  handelt  ausdrücklich : 
«Des  convois  d'evacuations.» 

Vollends  mißverständlich  indessen  wurde  obige  Bestimmung 
der  alten  Konvention  durch  die  Worte  «neutralite  absolue».  Das 

l)  Triepel,  „Die  neuesten  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  des  Kriegsrechts'' 
in  der  „Zeitschrift  für  Literatur  und  Geschichte  der  Staatswissenschaften",  1894 
Band  II  Seite  195  f. 

*)  Vgl.  dazu  auch  Dahn,  „Bausteine"  V.  1.  S.  100  f.,  und  Moynier  p.  29. 

3)  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  in  Kohlers  „Zeitschrift  für 
Völkerrecht  und  Bundesstaatsrecht",  Band  I  1906  S.  559  und  542.  „Die  Ver- 
bandplätze (evacuations)  bildeten  in  der  Terminologie  der  alten  Konvention  bald 
nur  eine  besondere  Erscheinungsform  der  ambulances,  bald  waren  sie  eine 
eigene  Gruppe  und  wurden  dabei  vielfach  auch  noch  mit  den  Krankentransporten 
identifiziert. 

4)  «Actes»  258. 
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Wort  «neutralite»  in  einem  Zusammenhang,  wie  er  hier  vorliegt, 
ist  heute  schon  an  sich  nicht  mehr  recht  verständlich,  wenn  auch 
die  Konvention  das  Wort  durchwegs  in  diesem  veralteten  Sinn 
gebrauchte1).  Denn  „die  Neutralität  ist",  wie  Meurer  in  seiner 
Schrift:  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform2)"  ausführt, 
„völkerrechtlich  längst  nur  eine  Bezeichnung  für  die  Staaten,  die 
an  Kriegen  anderer  Staaten  keinerlei  Anteil  nehmen.  In  der 
Genfer  Konvention  aber  dient  die  Bezeichnung  gleichmäßig  für 
Sachen  und  Personen,  und  bei  letzteren  handelt  es  sich  gerade 
um  solche,  welche  im  Dienste  einer  Kriegspartei  stehen." 

Auch  auf  die  Räumungstransporte  trifft  letzteres  insofern  zu, 
als  dieselben  ausschließlich  den  Zwecken  einer  Kriegspartei  dienen 
und  aus  Bestandteilen  sich  zusammensetzen,  die  ebenfalls  im  Dienste 
dieser  Partei  stehen.  Dieser  absonderliche  Gebrauch  des  Wortes 
«neutralite»  gab  neben  den  vielen  anderen  terminologischen 
Ungenauigkeiten  der  Konvention  den  Vertretern  des  Sanitätsrechtes 
denn  auch  längst  Anlaß  zu  Tadel 8),  ebenso  fand  er  bei  den  Haager 
Verhandlungen  im  Jahre  1899  wiederholt  Beanstandung4). 

Was  nun  freilich  im  allgemeinen  mit  den  mehrmals  in  der 
Konvention  vorkommenden  Worten  «neutre»  und  «neutralite»  zum 
Ausdruck  gebracht  werden  sollte,  darüber  war  ein  Zweifel  schon 
um  deswillen  ausgeschlossen,  weil  der  Art.  1  der  Konvention  das 
selbst  ausdrücklich  sagt5).  Hier  wird  nämlich  aus  der  Neutralität 
die  Schlußfolgerung  gezogen,  daß  das,  was  als  neutral  zu  gelten 
hat,  geschützt  (respecte)  und  geachtet  (protege)  werden  soll.  Man 
hätte  demnach  die  Worte  «neutre»  und  «neutralite»  im  Konventions- 
texte sehr  wohl  überhaupt  vermeiden  können,  wenn  man  statt 
ihrer  immer  die  Worte  «respecter»  und  «proteger»  gebraucht  hätte. 

*)  So  bestimmte  gleich  Art.  1:  „Die  leichten  und  die  Hauptfeldlazarette 
sollen  als  neutral  anerkannt  werden."  Auch  die  deutsche  Felddienstordnung 
von  1900  gebrauchte  den  Ausdruck  in  diesem  Sinne,  Ziff.  469  Abs.  1. 

2)  Seite  37. 

3)  Bereits  auf  der  Brüsseler  Konferenz  1874  wurde  er  von  dem  deutschen 
Bevollmächtigten  General  Voigts-Rhetz  wiederholt  beanstandet,  siehe  Lueder, 
„Die  Genfer  Konvention"  1876  S.  254,  und  Münzel,  „Untersuchungen  über  die 
Genfer  Konvention«  1901  S.  72;  ferner  tadeln  ihn  Lueder  424  f.,  Moynier  141  f., 
Bircher,  „Die  Revision  der  Genfer  Konvention"  1893  S.  35,  52,  Triepel  196,  212  f., 
Münzel  177,  Bonfils-Grah  S.  594. 

4)  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  37. 

5)  A.  a.  O. 
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Eine  vielleicht  wünschenswerte  kürzere  Fassung  endlich  wäre  dann 
dadurch  zu  erreichen  gewesen,  daß  man  die  zwei  Worte  «proteger» 
und  «respecter»  durch  das  eine  Wort  «inviolable»  ersetzt  hätte. 
Der  hierauf  gerichtete  Vorschlag  Voigts- Rh etz's,  der  meinte,  man 
solle  für  „Neutralität"  kurz  „Unverletzlichkeit"  setzen,  wurde  denn 
auch  im  Haager  Rote- Kreuz- Abkommen  vom  Jahre  1899  befolgt, 
indem  Art.  7  dieses  Abkommens  das  geistliche,  ärztliche  und 
Lazarettpersonal  weggenommener  Schiffe  für  „unverletzlich"  er- 
klärt1). Dagegen  behielt  man  in  der  neuen  Genfer  Konvention 
die  zwei  Worte  „geschützt"  und  „geachtet"  durchwegs  bei;  nur 
die  Bezeichnungen  „neutral"  und  „Neutralität"  im  Sinne  der  alten 
Konvention  schaltete  man  aus.  Die  Gründe,  aus  denen  man  in  der 
neuen  Konvention  die  Worte  „unverletzlich"  und  „Unveiietzlich- 
keit"  vermied,  legt  der  französische  Delegierte  Renault  in  seinem 
Generalbericht  über  die  Arbeiten  der  Konferenz  dar2).  Vor  allem 
lassen  auch  diese  Worte,  gleich  den  Worten  „neutral"  und  „Neu- 
tralität", die  nötige,  jeden  Zweifel  ausschließende  Bestimmtheit 
vermissen.  Um  diese  Bestimmtheit  zu  erreichen,  wäre  es  erst 
wieder  nötig,  die  Konsequenzen,  die  sich  aus  der  Unverletzlichkeit 
ergeben  sollen,  genauer  zu  präzisieren.  Warum  aber  sollte  man 
dann  nicht  besser  überhaupt  nur  diese  Konsequenzen  in  der 
Konvention  zum  Ausdruck  bringen,  dagegen  das  Prinzip,  aus  dem 
sie  abgeleitet  sind,  gar  nicht  besonders  hervorheben  ?  In  zweiter 
Linie  war  es  die  Rücksicht  auf  das  Ärztepersonal,  die  das  Wort 
„unverletzlich"  in  der  Konvention  nicht  zur  Anwendung  kommen 
ließ.  Man  wollte  nicht  durch  die  Bestimmung,  die  Ärzte  seien 
„unverletzlich",  den  Glauben  erwecken,  als  wären  sie  etwa  dadurch 
vor  Gefahren  geschützt,  denen  ihre  Kameraden  von  der  fechtenden 
Truppe  ausgesetzt  sind,  was  notwendig  zu  einer  Beeinträchtigung 
des  Ansehens  des  Ärztepersonals  führen  würde. 

Wenn  nun  zwar,  wie  oben  erwähnt,  die  alte  Konvention 
auch  einen  Zweifel  über  die  allgemeine  Bedeutung  des  Wortes 
„Neutralität"  in  dem  Sinne,  wie  sie  dasselbe  gebrauchte,  nicht 
aufkommen  ließ,  so  führte  doch  die  Auslegung  der  hier  in  Frage 
stehenden,  die  Räumungstransporte  betreffenden  Stelle  zu  Zweifeln 
und  Mißdeutungen  der  verschiedensten  Art.  Besonders  das  dem 
Wort  „Neutralität"  beigefügte  und  ihm  besonderen  Nachdruck 

1)  Vgl.  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz"  Bd.  II  §77. 

2)  «Actes»  247. 
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verleihende  Wort  „unbedingt"  trug  dazu  bei,  daß  man  zu  Aus- 
legungen kam,  deren  Unhaltbarkeit  jedem  Unbefangenen  auf  den 
ersten  Blick  einleuchten  mußte,  und  die  deshalb  auch  in  der  Praxis 
nie  zur  Geltung  gelangten.  Dabei  war  es  freilich  keineswegs 
nötig,  der  Stelle  irgendeinen  besonderen  Zwang  anzutun,  im 
Gegenteil,  gerade  der  Wortlaut  in  seiner  nackten  und  scheinbar 
sehr  bestimmten  Gestalt  wurde  zur  Begründung  und  Recht- 
fertigung dieser  Auslegungen  benützt.  Das  in  Wirklichkeit  nie 
bestrittene  Recht  der  Kriegsparteien,  einem  in  ihre  Hände  gefallenen 
Räumungstransport  erforderlichenfalls  eine  bestimmte  Marsch- 
richtung vorzuschreiben,  sowie  ihn  zu  durchsuchen1),  wäre  auf 
Grund  obiger  Bestimmung,  wollte  man  sie  ganz  wörtlich  nehmen, 
zu  verneinen,  denn  mit  „unbedingter  Neutralität"  wäre  beides 
schlechterdings  nicht  vereinbar.  Praktisch  von  großer  Wichtigkeit 
ist  ferner  die  Frage'2),  ob  die  Räumungstransporte  aus  belagerten 
Orten  schlechthin  geschützt  und  unangreifbar  seien.  Nach  dem 
Wortlaut  obiger  Stelle  wäre  diese  Frage  mit  einem  uneingeschränkten 
„ja"  zu  beantworten,  ganz  gleichgültig,  ob  die  Transporte  mit  oder 
ohne  Einverständnis  des  Belagerers  erfolgen.  Es  wäre  von  der 
größten  praktischen  Bedeutung,  würde  diese  Auslegung  als  die 
richtige  Anerkennung  finden.  Der  Belagerte  wäre  dadurch  in  die 
für  ihn  äußerst  günstige  Lage  versetzt,  sich  der  Kranken  und 
Verwundeten  unter  allen  Umständen  entledigen  zu  können.  Das 
aber  würde  für  ihn  eine  Entlastung  bedeuten,  die  sein  Los  auf 
jeden  Fall  zu  seinen  Gunsten  beeinflussen  würde,  sei  es,  daß  die 
Festung  sich  infolgedessen  nur  länger  halten  könnte,  sei  es,  daß 
sie  vielleicht  sogar  vor  der  Übergabe  völlig  bewahrt  bliebe. 
Umgekehrt  wäre  der  Belagerer  bei  unbedingter  Zulässigkeit  der 
Ausräumung  sehr  im  Nachteil3).  In  der  Praxis  freilich  konnte 
sich  diese  Auslegung  der  Stelle  irgendwelche  Geltung  nicht  ver- 
schaffen, und  es  ist  auch  nicht  zu  verkennen,  daß  sie  weit  über 
das  in  der  Konvention  beabsichtigte  Ziel  hinausgeht.  Die  richtige 
Auffassung  wird  vielmehr  die  sein,  daß  die  Räumungstransporte 

')  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  560,  549;  Renaults  Haupt- 
bericht «Actes»  258,  253;  Meurer,  Haager  Friedenskonferenz  II.  378  ff. 

-)  Die  Frage  wurde  von  Lueder  aufgeworfen  S.  363.  Bezüglich  ihrer 
kriegsrechtlichen  Bedeutung  vgl.  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz"  II.  S.  169. 

3)  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  30;  Munzel 
S.  131  f.;  Moynier  S.  23  f. 
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aus  belagerten  Orten  nur  dann  unverletzlich  sein  sollten,  wenn 
sie  erlaubt  sind1).  Erlaubt  aber  sind  sie  dann,  wenn  sie  mit 
Einwilligung  des  Belagerers  geschehen. 

Die  unglückliche  Fassung  obiger  Bestimmung  und  damit 
die  Notwendigkeit  ihrer  gründlichen  Reform  dürfte  aus  dem 
Vorausgehenden  zur  Genüge  erhellen.  Man  hatte  sich  offenbar 
bei  ihrer  Abfassung  von  dem  an  sich  gewiß  zu  billigenden 
Bestreben  leiten  lassen,  eine  möglichst  knappe  Form  zu  finden, 
und  hatte  diesen  Zweck  auch  tatsächlich  erreicht,  jedoch  auf 
Kosten  des  weit  wichtigeren  Erfordernisses  vollkommener  Klarheit. 

Es  erübrigt  nun  noch,  darauf  hinzuweisen,  daß  die  den 
Räumungstransporten  durch  obige  Bestimmung  eingeräumte  „un- 
bedingte Neutralität"  sich,  wie  dort  ausdrücklich  betont  ist,  auch 
auf  das  dieselben  leitende  Personal  erstrecken  sollte2).  Dieses 
Personal,  das  in  der  neuen  Konvention  «personnel  militaire  prepose 
au  transport«  genannt  ist  und  deutsch  kurz  mit  dem  Ausdruck 
„militärisches  Zugführerpersonal3)"  bezeichnet  werden  kann,  stand 
infolge  seiner  ausdrücklichen  Hervorhebung  in  der  alten  Kon- 
vention in  einem  gewissen  Gegensatz  einerseits  zu  den  Kranken 
und  Verwundeten,  für  welche  der  Art  6  die  nötigen  Schutz- 
bestimmungen traf4),  andererseits  zu  dem  im  Art.  2  erwähnten 
Verwundetentransport-Personal  %  für  welches  dort  die  Bestimmung 
getroffen  war,  daß  es  unter  gewissen  Voraussetzungen  an  der 
Wohltat  der  Neutralität  teilnehmen  sollte.  Dasselbe  begriff  dem- 
nach das  gesamte  bei  einem  Transport  Verwendung  findende 
Personal  in  sich  mit  Ausnahme  des  militärischen  Zugführer- 
personals. Es  gehörte  dazu ,;)  in  erster  Linie  das  begleitende  Sanitäts- 
personal, ferner  das  militärische  Begleitkommando7)  und  etwa  in 

')  Meurer,  a.  a.  O.;  Lueder  364 8 ;  Moynier  a.  a.  O. ;  Münzel  a.  a.  O. 

2)  «avec  le  personnel,  qui  les  dirige  . 

3)  Diese  Übersetzung  entlehne  ich  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention" 
S.  561 ;  vgl.  die  deutsche  Kriegs-Sanitätsordnung  Ziff.  249  und  die  deutschen 
Felddienstordnungen  von  1900  und  1908  Ziff.  496  bezw.  527.  Hier  wird  in 
diesem  Sinne  von  „Kommando-  oder  Transportführern"  gesprochen. 

4)  Vgl.  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  59  ff.  (und 
die  dort  genannte  Literatur). 

5)  Vgl.  Meurer,  a.  a.  O.  S.  40  ff.  (und  die  dort  genannte  Literatur). 

6)  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  561  ff. 

7)  Diese  Übersetzung  entlehne  ich  mit  Meurer  der  deutschen  Kriegs- 
Sanitätsordnung  Ziff.  267,  533. 
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Dienst  gestelltes  Zivilpersonal.  Sowohl  dieses  Personal  wie  auch 
das  militärische  Zugführerpersonal  sollte  grundsätzlich  als  „neutral" 
behandelt  werden.  Die  besondere  ausdrückliche  Hervorhebung 
des  letzteren  im  Artikel  6  wäre  wohl  nicht  unbedingt  erforderlich 
gewesen.  Denn  es  ist  nicht  einzusehen,  warum  dasselbe  nicht  auch 
unter  das  Transportpersonal  des  Artikel  2  fallen  sollte.  Wenn 
man  trotzdem  die  Neutralität  des  leitenden  Transportpersonals 
noch  besonders  hervorheben  zu  müssen  glaubte,  so  geschah  es 
wohl  deshalb,  weil  sie  bei  ihm  weniger  selbstverständlich  erscheint 
als  bei  dem  untergeordneten  Transportpersonal.  Übrigens  ist  bei 
der  schlechten  Fassung  der  alten  Konvention  auf  solch  unwesentliche 
Auffälligkeiten  ein  besonderes  Gewicht  nicht  zu  legen. 

Eine  durchgreifende  Neuregelung  war,  wie  aus  dem  Voraus- 
gehenden erhellen  dürfte,  wie  für  die  ganze  Konvention,  so 
besonders  auch  für  die  Räumungstransportfrage  dringend  not- 
wendig. Diese  Aufgabe  fiel  der  Genfer  Konferenz  vom  Jahre  1906 
zu,  die  sich  ihrer,  insbesondere  auch  im  Hinblick  auf  vorliegende 
Frage,  mit  großer  Gründlichkeit  und  gutem  Gelingen  entledigte 

§  2. 

Die  Genfer  Verhandlungen. 

Dem  auf  der  Haager  Friedenskonferenz  im  Jahre  1899  aus- 
gesprochenen „Wunsche"  gemäß1)  berief2)  der  Schweizerische 
Bundesrat  durch  eine  Note  vom  10.  März  19063)  eine  Konferenz 
zur  Revision  der  Genfer  Konvention  auf  den  11.  Juni  des  gleichen 
Jahres  nach  Genf  ein.  Dieser  Einladung,  die  an  alle  Mächte 
ergin&;  welche  die  Genfer  Konvention  von  1864  unterzeichnet 
und  ratifiziert  hatten  oder  ihr  später  beigetreten  waren4),  leisteten 
36  Staaten  Folge5).  Am  festgesetzten  Tage  traten  deren  Vertreter6) 

*)  Vgl.  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  27;  Die 
Verhandlungen  der  »Haager  Konferenz"  S.  20  bis  26. 

2)  Vgl.  zu  Folgendem  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  522  ff. 

3)  «Actes»  p.  15.  Die  älteren  Noten  a.  a.  O.  p.  13  ff.;  vgl.  auch  Meurer, 
„Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  27. 

4)  Vgl.  die  Listen  in  den  «Actes»  p.  21  f. 

5)  «Actes»  p.  23. 

6)  A.  a.  O.  p.  24  ff.  Auch  in  der  Einleitung  der  Konvention  und  im 
Schlußprotokoll  sind  sie  aufgezählt.  Das  Ergebnis  der  Prüfung,  ihre  Vollmachten 
wird  a.  a.  O.  p.  223  bis  226  mitgeteilt. 
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zur  feierlichen  Eröffnungssitzung1)  zusammen.  In  der  Folge  sind 
nun  Plenarsitzungen  und  Kommissionssitzungen  zu  unterscheiden^ 
eine  Erscheinung,  die  bei  derartigen  Konferenzen  und  Kongressen, 
wie  auch  bei  parlamentarischen  Körperschaften  die  Regel  bildet. 
Das  zu  verarbeitende  Material  bedarf  erst  einer  durchgreifenden 
Sichtung  und  gründlichen  Vorbereitung  in  den  Kommissions- 
sitzungen, bevor  es  einer  Plenarsitzung  zur  Beratung  und  Beschluß- 
fassung vorgelegt  werden  kann. 

Die  erste  Plenarsitzung  der  Konferenz2)  fand  gleich  am 
2.  Tage,  am  12.  Juni,  statt.  In  derselben  wurde  die  Bildung  von  vier 
Kommissionen  beschlossen3),  denen  als  Aufgabe  die  Bearbeitung 
je  einer  der  sich  aus  dem  Schweizerischen  Questionnaire 4)  er- 
gebenden vier  Materialgruppen  zugewiesen  werden  sollte.  Dieses 
Questionnaire  ist  in  Anlehnung  an  die  Konvention  von  1864 
abgefaßt  und  führt  die  von  der  Revisionskonferenz  zu  prüfenden 
und  zu  beantwortenden  Fragen  in  14  Ziffern  auf.  Die  vier  daraus 
sich  ergebenden  Materialgruppen5)  sind  folgende: 

I.  Verwundete,  Kranke,  Tote  (Ziff.  1  und  2), 

II.  Sanitätspersonal  (Ziff.  3 —8), 

III.  Sanitätsmaterial  (Ziff.  9-11), 

IV.  Abzeichen,  Mißbräuche,  Straffestsetzung  und  Allgemeines 
(Ziff.  12-14). 

Was  die  Frage  der  Räumungstransporte  betrifft,  so  war  es 
nicht  von  vornherein  klar,  welcher  Kommission  diese  zur  Be- 
arbeitung zu  überweisen  war.  Das  Questionnaire  selbst  erwähnt 
sie  überhaupt  nicht.  Ihrem  Inhalte  nach  aber  berührt  die  Frage 
das  Arbeitsgebiet  der  3  ersten  Kommissionen6).  Inwiefern  dies 
der  Fall  ist,  bedarf  noch  einiger  Erläuterung.  Zu  diesem  Zweck  ist 
es  notwendig,  schon  hier  auf  die  Zusammensetzung  der  Räumungs- 
transporte etwas  genauer  einzugehen.  Die  Bestandteile,  aus  denen 
sich  ein  Räumungstransport  zusammensetzt,  sind  dreifacher 
Art7).    Der  wichtigste  Bestandteil  sind  naturgemäß  die  Kranken 

')  Über  den  Verlauf  derselben  berichten  «Actes»  p.  36  ff. 

2)  «Actes»  p.  44  ff. 

3)  Auf  den  Vorschlag  des  Konferenzpräsidenten  Odier  (Schweiz). 

4)  A.  a.  O.  p.  16. 

5)  A.  a.  O.  p.  51. 

6)  «Actes»  p.  86,  101,  258. 

7)  «Actes»  p.  86,  87,  101,  258,  259. 


-  17 


und  Verwundeten.  Sie  verleihen  ja  diesen  Transporten  gerade 
ihren  besonderen  Charakter  und  bilden  den  Grund  für  deren 
rechtliche  Ausnahmestellung.  Als  weiterer  Bestandteil  ist  das 
Krankentransportpersonal  zu  nennen.  Von  seiner  verschieden- 
artigen Gliederung  war  schon  im  vorigen  Paragraphen1)  die  Rede2). 
Hier  sei  nur  nochmals  kurz  erwähnt,  daß  dasselbe  zerfällt  in: 

a)  begleitendes  Sanitätspersonal, 

b)  militärisches  Zugführerpersonal  mit  der  Aufgabe,  den  Transport 
zu  leiten, 

c)  militärisches  Begleitpersonal  mit  der  Aufgabe,  den  Transport 
zu  bewachen, 

d)  Zivilpersonal,  das  sich  freiwillig  oder  gezwungen  im  Dienst  der 
Krankenpflege  befindet,  wie  das  Fuhrpersonal  der  requirierten 
Wagen,  das  Eisenbahnbetriebspersonal,  die  Bedienungs- 
mannschaft der  requirierten  Schiffe. 

Den  dritten  Bestandteil  bildet  das  Krankentransportmaterial. 
Bei  diesem  ist  zu  unterscheiden: 

a)  das  amtliche  Krankentransportmaterial,  soweit  es  Eigentum 
der  Staaten  selbst  ist  oder  von  staatlich  anerkannten  Hilfs- 
gesellschaften zur  Verfügung  gestellt  wird,  wie  Krankenwagen, 
Sanitätszüge,  Lazarettschiffe;  amtliches  Material  sind  ferner 
die  nicht  im  Sanitätsdienst  stehenden  Militärwagen,  die  zu 
Räumungstransporten  Verwendung  finden; 

b)  das  requirierte,  also  private  Krankentransportmaterial;  hiezu 
sind  zu  rechnen:  Wagen,  Eisenbahnen,  Schiffe,  die  in  Privat- 
eigentum stehen,  von  der  Militärverwaltung  aber  für  die 
Räumungstransporte  in  Anspruch  genommen  werden. 
Jeder  Bestandteil  der  Räumungstransporte  gehört  demnach 

einer  anderen  der  oben3)  aufgeführten  ersten  drei  Materialgruppen 
an.  Diese  Zusammensetzung  mußte  es  zweifelhaft  erscheinen 
lassen,  welcher  Kommission  unsere  Frage  zu  überweisen  sei. 
Sie  in  drei  Teile  zu  zerstückeln,  wäre  unzweckmäßig,  ja  unmöglich 
gewesen.  Man  war  sich  denn  auch  von  vornherein  darüber 
einig,  daß  sie  als  Einheit  zu  behandeln  und  einer  Kommission 
zu  überweisen  sei.  Es  fragte  sich  nur:  welcher?  Als  das  Nächst- 
liegende erschien  es,  die  erste  Kommission  damit  zu  betrauen, 

')  Vgl.  oben  S.  14  f. 

2)  Vgl.  auch  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  561,  562,  563. 

3)  Vgl.  oben  S.  16. 

2 
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da  diese  den  ganzen  übrigen  Teil  des  Art.  6  der  Konvention  vom 
Jahre  1864  zu  bearbeiten  hatte.  Es  geschah  dies  denn  auch  aus- 
drücklich durch  einen  Beschluß,  den  die  dritte  Kommission 
in  ihrer  vierten  Sitzung  am  20.  Juni  faßte1). 

Bevor  auf  die  Verhandlungen  der  ersten  Kommission  ein- 
gegangen werden  soll,  seien  ein  paar  Worte  über  ihre  Zusammen- 
setzung vorausgeschickt.  Die  Bildung  der  Kommissionen  vollzog 
sich  in  der  Weise"2),  daß  die  Delegationen  der  einzelnen  Staaten 
in  eine  Liste  einschrieben,  welcher  oder  welchen  Kommissionen 
sie  angehören  wollten.  Dabei  war  es  angängig,  daß  die  Glieder 
einer  Delegation  an  verschiedenen  Kommissionen  teilnahmen. 
Nur  durfte  jede  Delegation  nur  eine  einzige  Stimme  in  den 
einzelnen  Kommissionssitzungen  haben.  Als  Mitglieder  der  ersten 
Kommission  schrieben  sich  folgende  Delegierte  ein3): 

Deutsches  Reich :  v.  Manteuffel,  Villaret,  Zorn. 

Österreich-Ungarn :  v.  Uriel,  v.  Mecenseffy,  Schücking. 

Belgien :  Logie,  Graf  v.  T'Serclaes. 

Bulgarien:  Roussef. 

Chile:  Edwards. 

China:  Lou  Tseng  Tsiang. 

Dänemark:  Laub. 

Spanien:  Montojo. 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika:  Sanger,  Davis,  Sperry. 

Brasilien:  Lemgruber-Kropf,  Trompowski. 

Mexiko :  Peres. 

Frankreich :  Renault,  Olivier. 

Großbritannien    und    Irland:   Sir  John   Ardagh,  Holland, 

Macpherson. 
Griechenland:  Kebedgy. 
Guatemala:  Arroyo. 

Italien :  Maurigi  di  Castel  Maurigi,  Randone. 

Japan :  Kato,  Akashi,  Prinz  Saneteru  Itchijo,  Haga,  Akiyama. 

Norwegen:  Daae. 

Niederlande:  den  Beer  Poortugael,  Quanjer. 
Peru:  de  la  Fuente. 
Portugal :  Raposo-Botelho. 

')  «Actes»  p.  145. 
2)  A.  a.  O.  p.  51,  52. 
fl)  «Actes»  p.  68. 
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Rumänien:  Ghica. 

Rußland:  v.  Martens,  Yermoloff,  v.  Hubbenet,  Owtchinnikoff, 

Goutchkoff,  v.  Wreden. 
Siam:  Prinz  Charoon. 
Schweden :  Sörensen. 
Schweiz:  Odier. 
Uruguay:  Herosa. 

Die  erste  Sitzung  der  ersten  Kommission  fand  am  11.  Juni 
statt1).    In  derselben  erfolgte  die  Wahl  des  Bureaus  wie  folgt: 

Präsident:  v.  Manteuffel, 

Vizepräsident:  Holland, 

Berichterstatter:  Olivier, 

Sekretär:  Graf  v.  T'Serclaes  2). 
Die  Frage  der  Räumungstransporte  wurde  erst  in  der 
fünften  Kommissionssitzung  am  21.  Juni  angeschnitten,  wo  man 
in  die  Beratung  des  letzten  Absatzes  des  Art.  6  der  Konvention 
von  1864  eintrat8).  Präsident  v.  Manteuffel  eröffnete  die  Diskussion 
über  diese  Frage  mit  einer  kurzen  Ansprache,  in  der  er  auf  die 
außerordentliche  Wichtigkeit  derselben  hinwies4).  Er  führte  etwa 
folgendes  aus:  Die  Kriegsparteien  hätten  das  größte  Interesse  daran, 
die  Kranken  und  Verwundeten  aus  der  vordersten  Gefechtslinie 
weiter  nach  rückwärts  zu  bringen.  Dies  sei  auf  verschiedene 
Weise  möglich:  die  Soldaten,  die  nur  leicht  verwundet  seien, 
entfernten  sich  zu  Fuß,  begleitet  von  dem  nötigen  Sanitätspersonal; 
zum  Transport,  der  übrigen  Verwundeten  dienten  Wagen  oder 
Lasttiere,  Schiffe  und  Eisenbahnen.  Wie  sich  aber  im  russisch- 
japanischen Krieg  gezeigt  habe,  reichten  die  in  Friedenszeiten 
bereitgestellten  Transportmittel  nicht  entfernt  für  die  Bedürfnisse 
des  Ernstfalles  aus.  So  hätten  nach  einer  Schlacht  in  der 
Mandschurei  auf  russischer  Seite  die  regelmäßigen  Transportmittel 
nur  zur  Beförderung  des  zehnten  Teils  der  Verwundeten  hin- 
gereicht, während  man  für  die  Fortschaffung  der  übrigen  neun 
Zehntel  andere  Mittel  habe  ausfindig  machen  müssen.    Neben  den 

*)  «Actes»  p.  69. 

2)  Uber  die  Zusammensetzung  der  einzelnen  Kommissionsbureaux  wurde  in 
der  zweiten  Vollversammlung  am  13.  Juni  Mitteilung  gemacht,  «Actes»  p,  65  ff. 
;!)  «Actes»  p.  86. 

*)  Auch  über  die  Kommissionssitzungen  wurden  kurze  Protokolle  geführt 
vgl.  »Actes»  p.  66. 

2* 
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von  vornherein  zur  Aufnahme  von  Verwundeten  bestimmten 
Lazarettschiffen  werde  man  sehr  bald  gewöhnliche  Schiffe  für  diesen 
Zweck  einrichten.  Neben  den  Sanitätszügen  werde  man  Hilfszüge 
bilden,  oder  man  werde  schleunigst  gewöhnliche  Züge  entsprechend 
ausrüsten.  Auf  die  einzelnen  Bestandteile  der  Räumungstransporte 
übergehend,  gelangte  Redner  zu  dem  Schlüsse,  daß  nur  noch  die 
Frage  der  Behandlung  des  Materials  der  Beratung  und  Beschluß- 
fassung der  Kommission  übrigbleibe,  nachdem  man  sich  über 
die  Grundsätze  bezüglich  der  Behandlung  der  übrigen  Bestandteile 
bereits  schlüssig  geworden  sei. 

Dieser  Auffassung  trat  der  französische  Delegierte  Olivier 
entgegen1).  Er  gab  zu  bedenken,  daß  man  auch  den  Räumungs- 
transport als  Ganzes  ins  Auge  fassen  müsse  im  Hinblick  auf  den 
ihm  ebenso  wie  den  anderen  Sanitätsformationen  zuzusichernden 
Schutz  und  die  besonderen  für  ihn  zu  treffenden  Bestimmungen. 
Im  Auftrag  der  französischen  Delegation  unterbreitete  er  der 
Kommission  auch  sofort  einen  diesen  Forderungen  Rechnung 
tragenden  Entwurf  mit  folgendem  Wortlaut: 

«Les  convois  d'evacuation  seront  respectes  dans  les  memes  conditions 
que  les  formations  sanitaires  mobiles,  mais  leur  circulation  sera  subordonnee 
ä  l'autorisation  et  au  controle  du  belligerant  occupant  la  region  traversee. 

II  pourra,  selon  les  circonstances,  soit  imposer  au  convoi  une  direction 
determinee,  soit  l'arreter  momentanement,  soit  meme  le  disloquer. 

Dans  ce  dernier  cas,  les  malades  et  blesses  deviendront  les  prisonniers  du 
capteur,  qui  aura  ä  pourvoir  ä  leur  traitement,  conformement  aux  articles 
Le  personnel  sanitaire  et  le  personnel  militaire  prepose  au  transport  sera  renvoye, 

avec  le  materiel  sanitaire,  dans  les  conditions  prevues  aux  articles  ; 

le  personnel  civil  et  le  materiel  prive  provenant  de  la  requisition  seront  traites 
selon  les  regles  du  droit  commun.» 

„Zur  vollständigen  Lösung  der  Frage"  sollte  nach  den 
Worten  Oliviers  dieser  Entwurf  dienen.  Soweit  war  man  nun 
freilich  in  Wirklichkeit  dadurch  noch  nicht  gelangt.  Indessen 
ist  nicht  zu  leugnen,  daß  der  französische  Entwurf  fast  sämtliche 
wesentlichen  Gesichtspunkte  bereits  enthielt2)  und  als  ganz  brauch- 
bare Grundlage  für  die  späteren  Entwürfe  und  die  endgültige 
Regelung  der  Frage  dienen  konnte.  Ober  den  Entwurf  entspann 
sich   in   der  Kommissionssitzung  nun   eine  längere   Debatte 3), 

J)  «Actes»  p.  87. 

2)  Keine  Berücksichtigung  findet  in  diesem  Entwurf  nur  «le  personnel 
militaire  prepose  ä  la  garde  du  convoi». 

3)  «Actes»  p.  87. 
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an  welcher  sich  Villaret,  Olivier,  Yermoloff  und  Renault 
beteiligten,  die  aber  zunächst  zu  einem  endgültigen  Resultate 
nicht  führte. 

Villaret  griff  sodann  die  vom  Präsidenten  ursprünglich 
angeregte  Frage  betreffs  Behandlung  des  Materials  wieder  auf. 
Zu  dieser  Frage  fand  von  den  verschiedensten  Seiten  eine 
Meinungsäußerung  statt,  wobei  übrigens  auch  die  Personalfrage 
immer  wieder  berührt  wurde  l). 

Jedenfalls,  so  betonte  Mecenseffy  und  wurde  darin  von 
Schücking  und  Yermoloff  unterstützt,  müsse  ausdrücklich  hervor- 
gehoben werden,  daß  die  Räumungstransporte  wie  die  beweg- 
lichen Sanitätsformationen  zu  behandeln  seien.  Die  von  genannten 
Delegierten  beantragte  Abstimmung  über  diese  prinzipielle  Frage 
führte  zur  Annahme  des  gemachten  Vorschlages.  Einige  andere, 
weniger  wichtige  Vorschläge  wurden  zur  Prüfung  dem  Bureau 
überwiesen.  Damit  war  die  Diskussion  über  gegenwärtige  Frage 
in  dieser  Kommissionssitzung  beendet  2). 

Aufgabe  des  Bureaus  war  es  nun,  auf  Grund  der  Kommissions- 
beratungen einen  Entwurf  auszuarbeiten.  Dabei  waren  die  im 
Laufe  dieser  Beratungen  gemachten  Vorschläge  und  gegebenen 
Anregungen  genau  zu  prüfen  und  im  Entwürfe  selbst  nach 
Tunlichkeit  zu  berücksichtigen.  Diese  keineswegs  leichte  Aufgabe 
erforderte  zu  ihrer  Erledigung  mehrere  Tage.  Erst  nach  Fertig- 
stellung des  Entwurfes  konnte  die  nächste  Kommissionssitzung 
berufen  werden.  Das  geschah  am  27.  Juni.  Dieser  sechsten 
Kommissionssitzung3)  lag  denn  auch  der  Entwurf  des  Bureaus 
vor.  Den  Kommissionsmitgliedern  war  derselbe  schon  einige 
Zeit  vorher  zugegangen,  um  ihnen  noch  vor  der  Sitzung  eine 
genauere  Orientierung  zu  ermöglichen.  Dieser  Entwurf  stellt 
sich  als  erster  offizieller  Entwurf  dar,  der  nun  in  der  Kommissions- 
sitzung der  ersten  Lesung  unterzogen  wurde. 

Für  meine  Abhandlung  kommt  lediglich  der  Teil  des  Ent- 
wurfes in  Betracht,  welcher  die  Bestimmungen  über  die  Räumungs- 
transporte enthält4).    Bemerkenswerterweise  ist  schon  hier  für 


*)  A.  a.  O.  p.  87,  88. 

*)  »Actes»  p.  89. 

")  «Actes»  p.  90  ff. 

4)  «Actes»  p.  94,  95. 
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diesen  Teil  ein  eigener  Artikel  vorgesehen,  der  als  Artikel  x 
bezeichnet  ist.    Derselbe  hat  folgenden  Wortlaut: 

«Les  convois  d'evacuation  seront  traites  comme  les  formations  sanitaires 
mobiles,  sauf  les  exceptions  suivantes: 

1 .  Le  belligerant  interceptant  un  convoi  pourra,  si  les  necessites  militaires 
l'exigent,  le  disloquer  en  se  chargeant  des  malades  et  blesses  qu'il  contient. 

2.  Dans  ce  cas,  l'obligation  de  renvoyer  le  personnel  sanitaire,  prevue 

aux  articles  ,  sera  etendue  ä  tout  le  personnel  militaire  prepose  au 

transport  ou  ä  la  garde  du  convoi. 

3.  Dans  le  meme  cas  l'obligation  de  rendre  le  materiel  sanitaire,  prevue 

aux  articles  ,  s'appliquera  aux  trains  de  chemins  de  fer  et  bateaux 

specialement  organises  pour  les  evacuations,  ainsi  qu'au  materiel  d'amenagement 
des  voitures,  trains  et  bateaux  ordinaires  appartenant  au  service  de  sante. 

Les  voitures  militaires  autres  que  celles  du  service  de  sante  avec  leurs 
attelages  pourront  etre  capturees. 

Le  personnel  civil  et  les  divers  moyens  de  transport  provenant  de  la 
requisition,  y  compris  le  materiel  de  chemin  de  fer  et  les  navires  de  commerce 
utilises  pour  les  convois,  seront  soumis  aux  regles  generales  du  droit  des  gens.» 

Bei  der  Debatte,  die  sich  über  diesen  Teil  des  Entwurfes 
entwickelte,  wurden  nur  einige  unwesentliche  Änderungen  vor- 
geschlagen. Mit  geringen  Modifikationen,  über  die  eine  Einigung 
bald  erzielt  war,  wurde  sodann  der  Entwurf  von  der  Kommission 
einstimmig  angenommen x).  Für  die  Kommissionssitzungen  war 
damit  die  Frage  der  Räumungstransporte  zum  Abschluß  gebracht. 

Das  Resultat  der  Tätigkeit  der  einzelnen  Kommissionen  trat 
zutage  in  je  einem  „  Avant-projet  de  redaction  -) ",  welches  durch 
einen  ausführlichen  Bericht3)  seine  Begründung  und  Erläuterung 
fand4).  Beraten  wurden  diese  Avant-projets  in  den  nunmehr 
wieder  zusammentretenden  Plenarsitzungen 5).  Hier  wurde  denn 
auch  das  Avant-projet  der  ersten  Kommission6),  dem  ein  aus- 
führlicher Bericht 7)  des  Kommissionsberichterstatters  Olivier  bei- 
gegeben war,  zur  Diskussion  gestellt.  Der  auf  die  Räumungs- 
transportfrage bezügliche  Teil  desselben  fand  seine  Besprechung 

x)  «Actes»  p.  95. 

2)  A.  a.  O.  p.  105,  126,  157,  199. 

3)  A.  a.  O.  p.  95,  123,  151,  193. 

4)  Der  Generalsekretär  der  Konferenz  Röthlisberger,  der  auch  sämtlichen 
Kommissionssitzungen  hatte  beiwohnen  können,  verfaßte  im  Anschluß  daran 
eine  Übersicht,  die  die  Beschlüsse  dem  Questionnaire  anpaßt,  «Actes»  p.  201  ff. 

5)  Am  27.  Juni  trat  das  Plenum  wieder  zusammen,  «Actes»  p.  205  ff. 

6)  A.  a.  O.  p.  105. 

7)  A.  a.  O.  p.  95. 
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in  der  vierten  Plenarsitzung  am  28.  Juni l).  Eine  einzige  bei 
dieser  Gelegenheit  beantragte  Änderung 2)  wurde  der  Abstimmung 
unterstellt,  jedoch  abgelehnt,  sodaß  der  Entwurf  unversehrt  aus 
dieser  zweiten  Lesung  hervorging. 

Der  Redaktionsausschuß,  der  nunmehr  nach  Abschluß  der 
Beratungen 3)  über  die  vier  Avant-Projets  in  Tätigkeit  trat,  hatte 
unter  diesen  Umständen,  was  die  Räumungstransportfrage  anlangt, 
einen  verhältnismäßig  leichten  Stand.  Seine  Hauptaufgabe  war, 
dem  Artikel  über  die  Räumungstransporte,  der  ja  bereits  fertig 
vorlag,  eine  geeignete  Stelle  in  dem  von  ihm  auszuarbeitenden 
vollständigen  Abkommensentwurf  anzuweisen.  Bemerkt  sei 
nebenbei,  daß  dieser  Ausschuß  bereits  in  der  dritten  Plenarsitzung 
vom  27.  Juni4)  gebildet  worden  war  und  sich  aus  den  vier 
Berichterstattern,  sowie  aus  gewählten  juristischen  und  anderen 
Mitgliedern  zusammensetzte  5).  Seine  schwierige  Aufgabe  bestand 
darin,  einen  vollständigen  Abkommensentwurf  in  Gemäßheit  der 
bisher  gefaßten  Beschlüsse  auszuarbeiten,  der  nur  der  Voll- 
versammlung noch  zur  Genehmigung  und  eventuellen  Modi- 
fizierung vorzulegen  war,  um  Geltung  als  eigentliches  Abkommen 
zu  erlangen.  Vorbereitet  und  erleichtert  wurde  dem  Redaktions- 
ausschuß seine  Aufgabe  durch  die  «Concordance  des  redactions 
des  commissions  adoptee  par  la  Conference6)»,  die,  von  dem 
Generalsekretär  der  Konferenz  Röthlisberger  verfaßt,  die  vier 
Avant-projets  in  ihrer  Gestalt  nach  den  Beratungen  vom  27.  und 
28.  Juni  zu  einem  einheitlichen  Ganzen  verarbeitete,  wobei  sich 
dann  ein  völlig  neuer  Entwurf  ergab. 

Eine  weitere  sehr  schwierige  Aufgabe  7)  war  die  Ausarbeitung 
eines  ausführlichen  zu  diesem  Entwurf  zu  fertigenden  Berichts, 
die  dem  Generalberichterstatter  Renault  oblag.  Als  Grundlage 
hiefür  konnten  allerdings  die  Berichte  zu  den  vier  Avant-projets 
dienen,  aus  denen  sich  denn  auch  vielfach  Stellen  wörtlich  im 

')  «Actes»  p.  211,  212. 

2)  Der  Antrag  ging  dahin,  die  Bespannungen  der  staatlichen  Sanitäts- 
wagen ausdrücklich  zu  erwähnen. 

3)  Diese  wurden  am  28.  Juni  zu  Ende  geführt,  «Actes»  p.  218. 

4)  «Actes»  p.  205. 

5)  Vgl.  darüber  «Actes»  p.  206. 

6)  «Actes»  p.  219  ff. 

7)  Vgl.  die  Worte  des  Präsidenten:  La  redaction  du  rapport  sera  une 
oeuvre  considerable,  «Actes»  p.  218. 
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Generalberichte  wiedergegeben  finden  l).  So  war  auch  bezüglich 
der  Räumungstransportfrage  eine  enge  Anlehnung  an  den  Bericht 
Oliviers  möglich.  Aber  trotzdem  blieb  für  Renault  immer  noch 
eine  recht  umfangreiche  Arbeit  zu  leisten  übrig.  Die  Räumungs- 
transportfrage findet  in  seinem  Bericht  nach  allen  Richtungen  hin 
eine  sehr  eingehende  und  sorgfältige  Würdigung2),  sodaß  derselbe 
zur  Orientierung  darüber  ganz  treffliche  Dienste  leistet.  Konferenz- 
präsident Odier  hob  denn  auch  die  Verdienste  Renaults  um  das 
neugeschaffene  Werk  in  der  Plenarsitzung  vom  5.  Juli  besonders 
rühmend  hervor3). 

In  dieser  Sitzung  wurde  der  Generalbericht  Renaults  debattelos 
genehmigt;  desgleichen  fanden  Konvention4)  und  Schlußprotokoll  •>) 
Annahme,  sodaß  die  dritte  Lesung  ganz  glatt  vonstatten  ging. 

In  der  Schlußsitzung15),  die  nach  der  Unterzeichnung  am 
6.  Juli  stattfand,  gab  der  Konferenzpräsident  einen  gedrängten 
Überblick  über  das  Werk  der  Konferenz7).  Dabei  tat  er  auch 
der  Räumungstransporte  nochmals  kurz  Erwähnung,  indem  er 
darauf  hinwies,  daß  dieselben  im  allgemeinen,  jedoch  unter 
bestimmten  Vorbehalten,  wie  die  beweglichen  Sanitätsformationen 
zu  behandeln  seien. 

Die  Verhandlungen  hatten  demnach  vom  11.  Juni  bis  5.  Juli 
gedauert.  Viel  ist  während  dieser  Zeit  geleistet  worden.  Dies 
zeigt  sich  deutlich  an  der  Fülle  des  Stoffes,  die  allein  die  Räumungs- 
transportfrage bietet.  Und  doch  bildet  diese  nur  ein  verhältnis- 
mäßig kleines  Bruchstück  des  großen  Abkommenswerkes. 

1)  Hierauf  weist  Renault  selbst  hin  «Actes»  p.  247. 

2)  «Actes»  p.  258. 
8)  A.  a.  O.  p.  236. 

4)  A.  a.  O.  p.  237  ff. 

5)  A.  a.  O.  p.  238  ff. 

6)  A.  a.  O.  p.  269. 

7)  A.  a.  O.  p.  270,  271. 


Zweiter  Abschnitt. 


Die  Bestimmungen  der  Genfer  Konvention  von  1906  über 
die  Kranken-  und  Verwundetentransporte. 

§  3. 

Ubersicht  über  den  Inhalt  des  fünften  Kapitels  der  Genfer  Konvention 

von  1906. 

Das  fünfte  Kapitel  der  Genfer  Konvention  von  1906  ist  mit 
der  Überschrift  versehen:  «Des  convois  d'evacuations»  und  enthält 
im  Art.  17,  dem  einzigen  dieses  Kapitels,  die  Bestimmungen  über 
die  Räumungstransporte1).    Sein  Wortlaut  ist  folgender: 

«Les  convois  d'evacuation  seront  traites  comme  les  formations  sanitaires 
mobiles,  sauf  les  dispositions  speciales  suivantes: 

1.  Le  belligerant  interceptant  im  convoi  pourra,  si  les  necessites  militaires 
l'exigent,  le  disloquer  en  se  chargeant  des  malades  et  blesses  qu'il  contient. 

2.  Dans  ce  cas,  l'obligation  de  renvoyer  le  personnel  sanitaire,  prevue 
ä  l'artiele  12,  sera  etendue  ä  tout  le  personnel  militaire  prepose  au  transport 
ou  ä  la  garde  du  convoi  et  muni  ä  cet  effet  d'un  mandat  regulier. 

L'obligation  de  rendre  le  materiel  sanitaire,  prevue  ä  l'artiele  14,  s'appli- 
quera  aux  trains  de  chemins  de  fer  et  bateaux  de  la  navigation  interieure 
specialement  organises  pour  les  evacuations,  ainsi  qu'au  materiel  d'amenagement 
des  voitures,  trains  et  bateaux  ordinaires  appartenant  au  service  de  sante. 

Les  voitures  militaires,  autres  que  celles  du  service  de  sante,  pourront 
etre  capturees  avec  leurs  attelages. 

Le  personnel  civil  et  les  divers  moyens  de  transport  provenant  de  la 
requisition,  y  compris  le  materiel  de  chemin  de  fer  et  les  bateaux  utilises 
pour  les  convois,  seront  soumis  aux  regles  generales  du  droit  des  gens.» 

Es  sei  hier  auch  die  offizielle  deutsche  Übersetzung  beigefügt, 
wie  sie  im  Reichs-Gesetzblatt  1907  S.  294  f.  wiedergegeben  ist2). 

„Die  Räumungstransporte  sollen  wie  die  beweglichen  Sanitätsformationen 
behandelt  werden,  unbeschadet  der  folgenden  Sonderbestimmungen: 

1.  Die  Kriegspartei,  die  einen  Transport  abfängt,  kann  ihn,  wenn  mili- 
tärische Erfordernisse  es  verlangen,  auflösen,  indem  sie  die  Sorge  für  die  mit- 
geführten Kranken  und  Verwundeten  selbst  übernimmt. 

l)  Vgl.  «Actes»  p.  286  und  Reichs-Gesetzblatt  1907  Nr.  25,  S.  294,  295. 
3)  Die  amtliche  schweizerische  Übersetzung  vgl.  bei  Meurer,  „Die  neue 
Genfer  Konvention"  S.  603. 
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2.  In  diesem  Falle  erstreckt  sich  die  im  Art.  12  vorgesehene  Verpflichtimg-, 
das  Sanitätspersonal  zurückzuschicken,  auf  alle  Militärpersonen,  die  zur  Leitung 
der  Beförderung  oder  der  Bewachung  des  Transports  bestellt  und  mit  einem 
regelrechten  dienstlichen  Auftrag  versehen  sind. 

Die  im  Art.  14  erwähnte  Verpflichtung  zur  Rückgabe  der  Sanitäts- 
ausrüstung bezieht  sich  auch  auf  die  für  Räumungszwecke  besonders  ein- 
gerichteten Eisenbahnzüge  und  Fahrzeuge  der  Binnenschiffahrt,  sowie  auf  die 
Ausstattung  der  zum  Sanitätsdienste  gehörenden  gewöhnlichen  Wagen, 
Eisenbahnzüge  und  Schiffsfahrzeuge. 

Andere  Militärfuhrwerke  als  die  des  Sanitätsdienstes  können  samt  ihrer 
Bespannung  weggenommen  werden. 

Das  Zivilpersonal  und  die  verschiedenen,  aus  der  Inanspruchnahme  von 
Kriegsleistungen  herrührenden  Beförderungsmittel  mit  Einschluß  von  Eisenbahn- 
material und  Schiffen,  die  für  die  Transporte  verwendet  werden,  unterstehen 
den  allgemeinen  Regeln  des  Völkerrechts." 

Bei  der  großen  praktischen  Bedeutung,  welche  den 
Räumungstransporten  im  Krieg  zukommt1),  war  es  unumgänglich 
notwendig,  ihre  rechtlichen  Verhältnisse  in  eingehender  Weise 
zu  regeln.  Während  dieser  Frage,  wie  bereits  erwähnt,  in  der 
alten  Konvention  nur  sehr  nebensächlich  Erwähnung  getan  wird, 
ist  ihr  also  in  der  neuen  Konvention  ein  ganzes  Kapitel  gewidmet. 
Dieses  umfaßt  allerdings  nur  einen  einzigen,  aber  doch  ziemlich 
umfangreichen  Artikel.  Angesichts  der  großen  Reichhaltigkeit  des 
hier  zu  bewältigenden  Stoffes  zeichnet  sich  die  in  der  neuen 
Konvention  getroffene  Regelung  gegenwärtiger  Frage  immerhin 
durch  überraschende  Kürze  aus.  Ermöglicht  wurde  indessen  diese 
Knappheit  der  Darstellung  in  erster  Linie  dadurch,  daß  man  in 
vielen  Punkten  auf  vorhergehende  Bestimmungen  der  Konvention 
Bezug  nehmen  konnte2)  und  nur  einige  besondere  Bestimmungen 
hinzuzufügen  brauchte.  Darauf  weist  auch  Renault  in  seinem 
Generalbericht  hin3).  Ebenso  ist  hier  die  Frage  beantwortet,  warum 
man  unter  diesen  Umständen  für  die  Räumungstransporte  über- 
haupt ein  besonderes  Kapitel  zur  Verfügung  stellte,  anstatt  sie 
gleich  in  den  bezüglichen  Kapiteln  mitzuberücksichtigen.  Renault 
begründete  die  Behandlung  in  einem  besonderen  Artikel  damit, 
daß  auf  diese  Weise  eher  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  einen  klaren 
Überblick  über  die  ganze  Frage  zu  gewinnen.   Das  war  der  Grund, 

*)  Vgl.  die  Ausführungen  Renaults  in  seinem  Hauptbericht  «Actes»  p.  258. 

2)  Vgl.  die  Verweisung  auf  Art.  12  in  Ziff.  2  Abs.  1  und  auf  Art.  14  in 
Ziff.  2  Abs.  2. 

3)  «Actes»  p.  258. 
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weshalb  man  die  Frage  nicht  in  einzelne  Teile  zerstückelte,  sondern 
sie  als  einheitliches  Ganzes  erscheinen  ließ1). 

Bezüglich  des  Inhaltes  des  Artikels  172)  sei  hier  in  Kürze 
folgendes  bemerkt: 

Der  Grundgedanke  ist,  wie  schon  in  den  beiden  im  vorigen 
Paragraphen  erwähnten  Redaktionsentwürfen,  an  die  Spitze  des 
Artikels  gestellt.  Dieser  Grundgedanke  ist:  „Die  Räumungstransporte 
sollen  wie  die  beweglichen  Sanitätsformationen  behandelt  werden3)." 
Was  man  unter  den  beweglichen  Sanitätsformationen4)  zu  verstehen 
hat,  und  wie  sie  zu  behandeln  sind,  darauf  wird  weiter  unten 
einzugehen  sein.  In  der  Konvention  finden  sich  die  Bestimmungen 
über  die  Sanitätsformation  im  zweiten  Kapitel  (Art.  6  ff.),  sodaß 
im  Art.  17  ohne  weiteres  auf  dieselben  Bezug  genommen  werden 
konnte.  Vorerst  genügt  die  Bemerkung,  daß  obiger  Bestimmung 
im  allgemeinen  die  Bedeutung  zukommt:  Die  Räumungstransporte 
sollen  von  den  Kriegsparteien  „geachtet  und  geschützt"  werden5). 
Dieses  Recht  auf  Achtung  und  Schutz  ist  nun  freilich  kein 
unbedingtes  noch  unbeschränktes.  Denn  einerseits  gehen  die 
Transporte  desselben  verlustig,  sobald  sie  die  Operationen  des 
Gegners  stören  oder  ihre  Begleitmannschaften  irgendwelche 
Feindseligkeiten  begehen <;),  andererseits  hat  der  Gegner  das 
Recht,  Untersuchungen  der  Züge  vorzunehmen,  ihre  Richtung 
vorzuschreiben  und  sie  sogar  auf  Zeit  zurückzuhalten7). 
Ausdrücklich  erwähnt  sind  allerdings  diese  für  das  respecter  und 
proteger  geltenden  Bedingungen  und  Einschränkungen  in  der 
Konvention  selbst  nicht,  denn  sie  verstehen  sich  von  selbst.  Wohl 
aber  bedurfte  eine  weitere  Schranke  einer  besonderen  Hervorhebung, 
da  sie  über  das  gewöhnliche  und  selbstverständliche  Maß  weit 
hinausgeht.    Für  den  Fall  nämlich,  daß  eine  Kriegspartei  einen 

1)  Vgl.  auch  «Actes»  p.87.  Hier  redet  Olivier  dieser  Behandlung  das  Wort. 

2)  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  p.  559  ff. 

3)  «dans  son  ensemble  comme  dans  les  elements  qui  les  constituent  , 
»Actes»  p.  258. 

4)  Vgl.  auch  Meurer,  a.  a.  O.  S.  558  ff.  und  «Actes»  p.  251. 

5)  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  544  f.  und  «Actes» 
p.  247,  252. 

6)  Vgl.  Meurer,  a.  a.  O.  S.  249  und  «Actes»  p.  258. 

7)  Nach  Art.  4  des  Rote-Kreuz-Abkommens  haben  die  Kriegsparteien  die 
gleichen  Rechte  gegenüber  den  Lazarettschiffen  «Actes»  a.  a.  O. ;  vgl.  Meurer, 
„Haager  Friedenskonferenz"  II.  S.  378  ff. 
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Räumungstransport  abfängt1),  soll  ihr  unter  Umständen  das 
Recht  zustehen,  den  Transport  aufzulösen.  Von  einem  solchen 
Auflösungsrechte  war  in  der  alten  Konvention  mit  keinem  Wort 
die  Rede.  Es  taucht  vielmehr  als  vollkommenes  Novum  in  dem 
oben  erwähnten,  von  der  französischen  Delegation  vorgelegten 
Entwurf2)  auf  und  wurde  dann  auch  von  den  offiziellen  Entwürfen3) 
und  schließlich  von  der  Konvention  selbst4)  übernommen.  Freilich 
hat  die  einen  Transport  abfangende  Kriegspartei  dieses  Auflösungs- 
recht nicht  unbedingt.  Sie  darf  es  nur  ausüben,  wenn  die 
militärische  Notwendigkeit  5)  es  verlangt.  Die  Ausübung  des  Rechts 
aber  begründet  für  sie  zugleich  die  Pflicht,  die  Sorge  für  die 
mitgeführten  Kranken  und  Verwundeten  selbst  zu  übernehmen6). 

Wenn  nun  von  diesem  Recht  der  Auflösung  eines  Transportes 
Gebrauch  gemacht  wird,  so  erhebt  sich  die  Frage,  was  mit  seinen 
einzelnen  Bestandteilen  zu  geschehen  habe.  Mit  dieser  Frage 
beschäftigen  sich  die  unter  Ziff.  2  folgenden  Bestimmungen  des 
Kapitels. 

Den  Hauptbestandteil  eines  Räumungstransportes  bilden, 
wie  oben  bereits  erwähnt,  die  Kranken  und  Verwundeten.  Für 
sie  hier  besondere  oder  auch  nur  ausdrückliche  Bestimmungen 
zu  treffen,  lag  kein  Anlaß  vor.  Die  Kranken  und  Verwundeten 
eines  Räumungstransportes  teilen  bei  Auflösung  desselben  eben 
das  Schicksal  aller  anderen  in  Feindeshand  geratenen  Kranken 
und  Verwundeten,  d.  h.  sie  werden  Kriegsgefangene,  sind  aber 
zu  schonen  und  zu  pflegen.  Es  finden  also  auf  sie  die  allgemeinen 
Rechtsgrundsätze  Anwendung,  wie  sie  das  erste  Kapitel  der 
Konvention  aufstellt 7). 

!)  Vgl.  bezüglich  der  Lazarettschiffe :  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz" 
II.  S.  413  ff. 

2)  «Actes»  p.  87. 

3)  «Actes»  p.  94  f.,  105  f.,  259. 

4)  «Actes»  p.  286. 

5)  «necessites  militaires»;  vgl.  dazu  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz" 
II.  S.  8  ff. 

6)  «en  se  chargeant  .  .  .». 

7)  Vgl.  auch  Art.  8  und  9  des  Haager  Rote-Kreuz-Abkommens  von  1899, 
Art.  11—17  des  Haager  Rote-Kreuz-Abkommens  von  1907.  Die  Haager  Abkommen 
von  1899  bleiben  in  Kraft  für  die  Beziehungen  zwischen  den  Mächten,  die  sie 
unterzeichnet  haben,  die  aber  die  Abkommen  von  1907  nicht  gleichermaßen 
ratifizieren  sollten ;  vgl.  Abkommen,  betreffend  die  Gesetze  und  Gebräuche  des 
Landkrieges  1907,  Art.  4,  und  Abkommen,  betreffend  die  Anwendung  der  Grund- 
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Bezüglich  des  Krankentransportpersonals  ist  folgendes  zu 
bemerken : 

Das  die  Transporte  begleitende  Sanitätspersonal  findet  keine 
besondere  Erwähnung.  Einer  solchen  bedarf  es  auch  gar  nicht, 
da  dieses  Personal  im  Falle  der  Auflösung  eines  Transportes 
ebenfalls  nicht  anders  zu  behandeln  sein  wird  als  das  Sanitäts- 
personal, welches  bei  anderer  Gelegenheit  in  die  Hände  des 
Feindes  fällt.  Es  gelten  also  hier  einfach  die  Schutzbestimmungen 
des  dritten  Kapitels  der  Konvention  x). 

Wohl  aber  sind  ausdrückliche  Bestimmungen  getroffen  für 
das  Militärpersonal,  das  zur  Leitung  der  Beförderung  oder  der 
Bewachung  des  Transportes  bestellt  ist 2),  sowie  für  das  Zivil- 
personal 8),  das  bei  den  Transporten  Verwendung  findet. 

Ersteres  muß  bei  Auflösung  eines  Transportes  zurückgeschickt 
werden,  vorausgesetzt,  daß  dasselbe  mit  einem  regelrechten 
dienstlichen  Auftrag  versehen  ist.  Es  gilt  in  diesem  Falle  für 
dieses  Personal  das  Gleiche,  was  Art.  12  für  das  Sanitäts- 
personal bestimmt.  Dieses  soll  nämlich,  sobald  seine  Mitwirkung 
nicht  mehr  unentbehrlich  ist,  zu  seinem  Heere  oder  in  seine 
Heimat  zu  solcher  Zeit  und  auf  solchem  Wege,  wie  sich  mit 
den  militärischen  Erfordernissen  vereinbaren  läßt,  zurückgeschickt 
werden 4). 

Das  Zivilpersonal  untersteht  den  allgemeinen  Regeln  des 
Völkerrechtes.  Danach  darf  es  vor  allem  nicht  gefangen  genommen 
werden.  Wohl  aber  kann  die  den  Transport  auflösende  Kriegs- 
partei ihm  gegenüber  ebenfalls  das  Requisitionsrecht  üben  5)  und 
es  für  ihre  eigenen  Sanitätszwecke  verwenden.  Anderenfalls  hat 
sie  dasselbe  freizulassen  oder  heimzusenden. 

Beim  Krankentransportmaterial  ist  das  amtliche  und  das 
requirierte  zu  unterscheiden.  Das  amtliche  Material  umfaßt 
sowohl  das  Material  der  Truppen  als  auch  das  der  anerkannten 

sätze  des  Genfer  Abkommens  auf  den  Seekrieg  1907,  Art.  25.  Wo  im  folgenden 
einfach  „Landkriegsreglement"  oder  „ Rote-Kreuz-Abkommen "  zitiert  ist  ohne 
Beifügung  des  Jahres,  gilt  das  Zitat  sowohl  für  das  alte  wie  das  neue  Abkommen. 

')  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  548  f.  und  «Actes »  253  f. 

2)  Art.  17  Ziff.  2  Abs.  1. 

:!)  Art.  17  Ziff.  2  Abs.  4. 

4)  Art.  12  Abs.  2. 

5)  Landkriegsreglement  Art.  52.  Vgl.  auch  Meurer,  „Haager  Friedens- 
konferenz" II.  292  ff. 
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Hilfsgesellschaften.  Die  Schutzstellung,  die  Art.  14  der 
Konvention  für  das  Sanitätsmaterial  überhaupt l)  begründet, 
kommt  in  gleicher  Weise  dem  amtlichen  Sanitätsmaterial  der 
Räumungstransporte  zugute,  wozu  die  für  Räumungszwecke 
besonders  eingerichteten  Eisenbahnzüge  und  Fahrzeuge  der 
Binnenschiffahrt,  sowie  die  Ausstattung  der  zum  Sanitätsdienste 
gehörenden  gewöhnlichen  Wagen,  Eisenbahnzüge  und  Schiffs- 
fahrzeuge 2)  zu  rechnen  sind.  Bezüglich  dieses  Materials  besteht 
für  die  auflösende  Kriegspartei  die  Verpflichtung  zur  Rückgabe 
nach  den  Bestimmungen  des  Art.  14  der  Konvention,  wonach 
die  Rückgabe  der  Ausrüstung  nach  Maßgabe  der  für  das  Sanitäts- 
personal vorgesehenen  Regelung  und,  soweit  möglich,  zur  selben 
Zeit  erfolgen  soll 3).  Diese  Verpflichtung  zur  Rückgabe  bezieht 
sich  aber  nur  auf  die  im  Sanitätsdienst  stehenden  Militärfuhrwerke. 
Nun  finden  aber  bei  den  Räumungstransporten  auch  andere 
Militärfuhrwerke  als  die  des  Sanitätsdienstes  aushilfsweise  Ver- 
wendung. Diese  können  samt  ihrer  Bespannung  weggenommen 
werden,  sind  also  den  Regeln  des  gemeinen  Kriegsrechtes 
unterworfen  4). 

Das  requirierte  Krankentransportmaterial  oder,  wie  sich  die 
Konvention  ausdrückt,  „die  verschiedenen,  aus  der  Inanspruch- 
nahme von  Kriegsleistungen  herrührenden  Beförderungsmittel" 
einschließlich  des  für  Krankentransporte  requirierten  privaten 
Eisenbahn-  und  Schiffsmaterials  unterstehen  den  allgemeinen 
Regeln  des  Völkerrechtes 5).  Danach  darf  Privateigentum  —  und 
als  solches  hat  das  requirierte  Material  regelmäßig  zu  gelten  — 
im  allgemeinen  nicht  eingezogen  werden ,;).  Die  näheren  Be- 
stimmungen darüber  finden  sich  im  Haager  Landkriegsreglement 
von  1899  7)  bezw.  1907  8). 

*)  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  556  und  -  Actes»  p.  256. 
2)  Bezüglich    der  Lazarettschiffe  im   Seekriege   vgl.  Meurer,  „Haager 
Friedenskonferenz"  II.  364  ff. 
8)  Art.  14  Abs.  2. 

4)  Art.  17  Ziff.  2  Abs.  3. 

5)  Vgl.  Renaults  Hauptbericht  «Actes»  p.  259. 

c)  „Haager  Landkriegsreglement"  Art.  46  Abs.  2. 

7)  Art.  52-54. 

8)  Art.  52,  53;  vgl.  auch  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz"  II. 
292  ff.,  305  ff. 
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Erstes  Kapitel. 
Grundlegung. 

§  4. 

Allgemeine  Rechtsstellung  der  Kranken-  und  Verwundetentransporte. 

Der  Art.  17  der  Konvention  stellt  den  Grundsatz  an  die 
Spitze:  »Die  Räumungstransporte  sollen  wie  die  beweglichen 
Sanitätsformationen  behandelt  werden  Damit  ist  die  rechtliche 
Stellung  der  Räumungstransporte  im  allgemeinen  bestimmt.  Ab- 
gesehen von  einzelnen  ausdrücklich  hervorgehobenen  Sonder- 
bestimmungen, ist  ihre  rechtliche  Stellung  ganz  die  gleiche,  wie 
die  der  beweglichen  Sanitätsformationen.  Zum  Verständnis  obigen 
Grundsatzes  ist  es  deshalb  nötig,  die  rechtliche  Stellung  der  beweg- 
lichen Sanitätsformationen,  wie  sie  im  zweiten  Kapitel  der  Kon- 
vention festgelegt  ist,  näher  zu  beleuchten  2).  In  erster  Linie  aber 
erscheint  es  geboten,  über  die  beiden  Begriffe  „Räumungstransporte" 
und  „bewegliche  Sanitätsformationen"  völlige  Klarheit  zu  schaffen. 
Ist  dies  erst  geschehen,  so  wird  ihre  gleichartige  Behandlung  um 
ein  gut  Stück  verständlicher  sein,  ja  sich  sogar  als  natürlich  und 
notwendig  darstellen. 

Wie  bereits  erwähnt,  erklärt  sich  die  Bezeichnung  „Räumungs- 
transporte"  —  «convois  d'evacuation»  —  daraus,  daß  dieselben 
dem  Zweck  dienen,  das  Schlachtfeld  von  Kranken  und  Verwundeten 
zu  räumen.  Diese  Transporte3)  sind  im  Kriege  von  äußerster 
Wichtigkeit  und  bereiten  nicht  selten  große  Schwierigkeiten.  Nach 
Aufhebung  der  Kranken  und  Verwundeten  bildet  es  für  die  Kriegs- 
parteien die  nächste  Sorge,  diese  aus  dem  Gefechtsbereich  zu 
entfernen,  sie  zunächst  auf  die  zweite  Linie  und  allmählich  noch 
weiter  zurückzubefördern.  Auf  diese  Weise  findet  eine  ununter- 
brochene Ausräumungsbewegung  auf  dem  Schlachtfelde  statt.  Für 
die  Leichtverwundeten,  soweit  sie  noch  gehen  können,  gestaltet 
sich  die  Rückbeförderung  einfach.    Sie  gehen  zu  Fuß  zurück, 

')  Renault  fügt  erläuternd  hinzu:  «dans  son  ensemble  comme  dans  les 
elements  qui  les  constituent».    «Actes»  p.  258. 

2)  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  538  ff.  und  «Actes»  p.  251. 

3)  Vgl.  zu  Folgendem:  Renaults  Hauptbericht  «Actes»  p.  258,  den  Bericht 
zum  Avant-projet  de  redaction  «Actes»  p.  100  ff.;  die  Ausführungen  des 
Präsidenten  v.  Manteuffel  in  der  Kommissionssitzung  vom  21.  Juni  «Actes»  p.  86. 
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wobei  ihnen  nötigenfalls  Sanitätspersonal  zur  Begleitung  mitgegeben 
wird  l).  Größere  Schwierigkeiten  dagegen  bereitet  der  Rücktrans- 
port der  übrigen  Kranken  und  Verwundeten.  Zu  diesem  Zweck 
dienen  die  verschiedensten  Arten  von  Transportmitteln.  Da  ent- 
steht nun  die  bedeutsame  Frage:  Woher  sind  diese  Transport- 
mittel in  der  benötigten  Menge  zu  bekommen?  Einen  Teil  wird 
man  allerdings  schon  zu  Friedenszeiten  bereitstellen  können. 
Allein  dieser  Vorrat  reicht,  wie  die  Erfahrungen  besonders  im 
russisch-japanischen  Krieg  gezeigt  haben,  nicht  entfernt  aus.  Man 
sieht  sich  bald  in  die  Notwendigkeit  versetzt,  zum  Sanitätsdienst 
gehörende  gewöhnliche  Wagen,  Eisenbahnzüge  und  Schiffsfahr- 
zeuge für  Räumungszwecke  auszustatten,  wohl  auch  andere  Militär- 
fuhrwerke als  die  des  Sanitätsdienstes,  wie  Lebensmittel-,  Futter- 
und  Munitionswagen  vorübergehend  dazu  zu  verwenden,  und 
endlich  auch  zur  Inanspruchnahme  von  Zwangsleistungen  seitens 
der  Bevölkerung  seine  Zuflucht  zu  nehmen,  also  requirierte  Be- 
förderungsmittel und  Zivilpersonal  in  Dienst  zu  stellen.  Große 
Dienste  leisten  den  Zwecken  der  Räumungstransporte  die  privaten 
Hilfsgesellschaften2).  Dank  der  reichlichen  ihnen  von  privater  Seite 
zufließenden  Spenden  und  dank  der  ihnen  zuteil  werdenden 
staatlichen  Unterstützung  sind  diese  Gesellschaften  in  die  Lage 
versetzt,  auch  in  materieller  Hinsicht  durch  Beschaffung  von 
Sanitätsmaterial  aller  Art  Bedeutendes  zu  leisten.  So  bilden  denn 
auch  die  von  ihnen  zur  Verfügung  gestellten  Transportmittel  eine 
hoch  anzuschlagende  Ergänzung  der  staatlichen  Transportmittel  zum 
Zwecke  der  Räumungstransporte.  Das  gleiche  gilt  von  dem 
hilfsgesellschaftlichen  Material  der  beweglichen  Sanitätsformationen. 

Was  die  Organisation  der  Krankentransporte  betrifft,  so  ist 
diese  natürlich  in  den  einzelnen  Staaten  verschieden8).  Für  das 
Deutsche  Reich  ist  die  Deutsche  Kriegs-Sanitätsordnung  von  1907 
maßgebend.  Diese  unterscheidet4)  bei  den  Krankentransporten 
Sanitäts-  und  Krankenzüge.  Die  Sanitätszüge  zerfallen  wieder  je 
nach  ihrer  Einrichtung  in  Lazarett-  und  Hilfslazarettzüge.  Die 

1)  Grundsätzlich  haben  sie  sich  allein  zurückzubegeben;  vgl.  Felddienst- 
ordnung 1908  Ziff.  493. 

2)  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  550  ff.;  «Actes»  p.  113  ff., 
124  f.,  143  f.,  154,  254,  257. 

3)  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  561  Anm.  4. 

4)  Ziff.  250  ff. 
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Lazarettzüge  bestehen  aus  eigens  für  Krankentransportzwecke 
gebaute  Wagen  (Krankenwagen)  und  bilden  geschlossene  Forma- 
tionen mit  etatsmäßigem,  ständigem  Personal  und  Material.  Sie 
können  etwa  300  Schwerverwundete  aufnehmen1),  d.  h.  solche 
Verwundete,  die  nur  in  liegender  Stellung  transportiert  werden 
können.  Die  Hilfslazarettzüge,  in  denen  etwa  250  Kranke  und 
Verwundete  Platz  finden 2),  bestehen  aus  besonders  hergerichteten 
Personen-  und  Güterwagen.  Die  Krankenzüge  finden  Verwendung 
nach  großen  Schlachten,  in  der  Regel  und  Hauptsache  jedoch 
dienen  sie  zur  Beförderung  von  Leichtkranken  und  Leicht- 
verwundeten in  rückwärts  gelegene  Lazarette.  Sie  bestehen  aus 
Personenwagen,  in  deren  jedem  24  Personen  Aufnahme  finden 
sollen 3). 

Bezüglich  der  Bestandteile  der  Räumungstransporte  wird 
auf  das  früher  Erwähnte  verwiesen4).  Zugleich  gilt  dasselbe  für 
die  beweglichen  Sanitätsformationen,  da  ihre  Bestandteile  und 
die  der  Räumungstransporte  ganz  die  gleichen  sind. 

Die  „beweglichen  Sanitätsformationen5)"  stehen  im  Gegen- 
satz zu  den  „festen  Sanitätseinrichtungen"  (formations  sanitaires 
mobiles  —  etablissements  fixes  du  Service  de  sante).  Die  alte 
Konvention  6)  gebrauchte  für  diese  beiden  Begriffe  die  Ausdrücke 
ambulances  et  höpitaux,  die  durch  den  Zusatzartikel  3  von  1868 7) 
eine  Ergänzung  erfuhren,  ohne  daß  damit  den  sich  ergebenden 
Schwierigkeiten  endgültig  abgeholfen  worden  wäre.  Der  Unter- 
schied freilich,  auf  den  es  ankommt  und  der  trotz  der  verschieden- 
artigen Gestaltung  des  Feldlazarettwesens  in  den  einzelnen  Staaten 
durchweg  aufrechterhalten  ist,  leuchtet  ein.   Es  ist  der  Unterschied 


*)  Lehnerts  Handbuch  für  den  Truppenführer  1904  S.  173. 
2)  A.  a.  O. 
8)  A.  a.  O. 

4)  Vgl.  oben  S.  16  ff. 

5)  Vgl.Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  538  ff.  und  «Actes«  251  ff. 

6)  Art.  1. 

7)  Die  Genfer  Zusatzartikel  wurden  nicht  ratifiziert.  Deutschland  hat  sie 
jedoch  übernommen.  Der  Zusatzartikel  3  bestimmte:  «Dans  les  conditions 
prevues  par  les  articles  un  et  quatre  de  la  Convention,  la  denomination 
d'ambulance  s'applique  aux  höpitaux  de  campagne  et  autres  etablissements 
temporaires  qui  suivent  les  troupes  sur  les  champs  de  bataille  pour  y  recevoir 
des  malades  et  des  blesses».  Vgl.Meurer:  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre 
Reform"  S.  34. 
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zwischen  beweglichen  und  festen  Sanitätseinrichtungen  »).  Als  feste 
Sanitätseinrichtungen  oder  Sanitätsanstalten2)  stellen  sich  dar  Ge- 
bäulichkeiten  oder  sonstige  Anstalten,  die  wegen  ihrer  Einrichtung 
eine  Ortsveränderung  nicht  vertragen.  Sie  werden  im  Rücken  der 
vorgedrungenen  Heere  errichtet.  Hieher  gehören  in  erster  Linie  die 
sog.  stehenden  Kriegslazarette3),  die  entweder  eigens  erbaut  oder 
aus  vorhandenen  geeigneten  Gebäuden  in  solche  umgewandelt 
werden  4);  ferner  nach  dem  Bericht  Renaults 5)  die  Sanitätsmaterial- 
niederlagen 6).  Die  beweglichen  Sanitätsformationen7)  sind  dazu 
bestimmt,  die  Heere  im  Felde  zu  begleiten,  und  sind  zu  diesem 
Zweck  so  eingerichtet,  daß  sie  leicht  von  Ort  zu  Ort  verlegt 
werden  können.  Was  zu  den  beweglichen  Sanitätsformationen  zu 
rechnen  ist,  läßt  sich  einheitlich  schwer  beantworten,  weil,  wie 
erwähnt,  die  Einrichtungen  in  den  Heeren  der  verschiedenen 
Staaten  auf  diesem  Gebiete  sehr  verschieden  sind.  Es  wird  viel- 
mehr diese  Frage  jeweils  für  das  Heer  nur  eines  bestimmten 
Staates  beantwortet  werden  können.  Im  Deutschen  Reich  sind 
bewegliche  Sanitätsformationen  die  Sanitätskompagnien  und  die 
Feldlazarette8).  Die  einschlägigen  Bestimmungen  darüber  finden 
sich  in  der  Kriegs-Sanitätsordnung  von  19079)  und  in  der  Feld- 
dienstordnung vom  Jahre  1908 10).  In  beiden  Reglements11)  sind 
den  Sanitätsformationen  die  einzelnen  Sanitätsorgane  gegenüber- 
gestellt. Unter  diesen  hat  man  die  einzelnen  Militärärzte  und 
ihre  Gehilfen  zu  verstehen,  welche  den  Dienst  bei  den  Truppen  und 
den  höheren  Kommandostellen  versehen.  Die  Sanitätsformationen 
dagegen  stellen  Truppenkörper  dar,  die  selbständig  und  geschlossen 

1)  Vgl.  Meurer,  a.  a.  O.  S.  35;  Dahn,  „Bausteine"  V.  1.  S.97;  Triepel  S.  224; 
Gillot  p.  248  ff. 

2)  Unter  Sanitätsanstalten  verstand  man  bis  jetzt  bei  uns  auch  bewegliche 
Lazarette;  vgl.  Felddienstordnung  von  1900  Ziff.  470,  475;  Lehnerts  Handbuch 
für  den  Truppenführer  1904  S.  171  ff. 

3)  Vgl.  darüber  die  Kriegs-Sanitätsordnung  Ziff.  206  ff.,  526. 

4)  Vgl.  auch  Felddienstordnung  1908  Ziff.  495. 

5)  «Actes»  p.  251. 

6)  Vgl.  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  54  und 
Moynier,  <  La  revision»  p.  27. 

7)  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  540  ff.  und  «Actes»  p.  251. 

8)  Vgl.  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  36. 

9)  Ziff.  102  ff.,  111  ff.,  164  ff. 
,ü)  Ziff.  481,  482. 

ll)  Kriegs-Sanitätsordnung  Ziff.  58  ff.,  102  ff.;  Felddienstordnung  Ziff.  478  ff. 
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unter  einem  einheitlichen  Befehl  in  Wirksamkeit  treten.  Die 
Sanitätskompagnien1)  folgen  den  Truppen  ins  Gefecht  und  leisten 
hier  im  Verein  mit  den  einzelnen  Sanitätsorganen  die  erste  Hilfe. 
Sie  sind  keine  Friedensformationen,  sondern  werden  erst  im  Kriegs- 
fall gebildet.  Jede  Kompagnie  ist  in  zwei  Züge  teilbar.  Den 
Befehl  zur  Verwendung  der  Sanitätskompagnie  gibt  der  Truppen- 
befehlshaber, dem  sie  unterstellt  ist.  Den  Befehl  dazu  hat  der 
Divisionsarzt  oder  rangälteste  Sanitätsoffizier  einzuholen.  Eine 
der  wichtigsten  der  diesen  Kompagnien  obliegenden  Aufgaben  ist 
die  Errichtung  des  Hauptverbandplatzes2),  der  den  Verwundeten 
in  größerem  Maße,  als  es  die  Truppenverbandplätze3)  vermögen, 
ärztliche  Hilfe  gewähren  soll.  Die  Truppenverbandplätze  werden 
von  den  einzelnen  Truppenteilen,  d.  i.  Bataillonen,  Regimentern, 
beim  Eintritt  größerer  Verluste  durch  Aufstellung  des  Sanitäts- 
wagens oder  Sanitätskastens  errichtet.  Nach  Möglichkeit  sind  sie 
mit  dem  Hauptverbandplatze,  deren  für  jede  Division  einer  angelegt 
wird,  zu  vereinigen,  damit  ihr  Personal  und  Material  möglichst 
rasch  wieder  zu  seinem  Truppenteil  gelangt.  Die  Feldlazarette 
werden  außerhalb  des  unmittelbaren  Gefechtsbereichs  in  Ortschaften 
oder  in  Anlehnung  an  solche  eingerichtet  und  nehmen  die  von 
den  Verbandplätzen  oder  unmittelbar  vom  Schlachtfelde  zugeführten 
Verwundeten  in  Pflege.  Danach  gestaltet  sich  für  die  Kranken 
und  Verwundeten  die  Sachlage  wie  folgt4):  Die  erste  Hilfe  wird 
ihnen  geleistet  auf  den  von  den  Truppenteilen  eingerichteten 
Truppenverbandplätzen  oder  den  von  den  Sanitätskompagnien 
eingerichteten  Hauptverbandplätzen.  Hier  werden  sie  für  den 
Transport  verbunden.  Die  Leichtverwundeten  begeben  sich  von 
hier  in  die  Sammelstellen  an  den  Etappenstraßen.  Nach  Versorgung 
werden  sie  dann  entweder  wieder  ihren  Truppenteilen  zugesandt 
oder  nach  dem  nächsten  Etappenort  in  Marsch  gesetzt.  Die 
Schwerverwundeten  werden  in  die  Feldlazarette  gebracht.  Bei 
Umwandlung  letzterer  in  Kriegslazarette5)  bleiben  sie,  soweit  sie 
nicht  transportfähig  sind,  an  Ort  und  Stelle,  die  transportfähigen 


*)  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  540;  Felddienstordnung  1908 
Ziff.  481,  488;  Lehnerts  Handbuch  für  den  Truppenführer  1904  S.  171. 
2)  Felddienstordnung  Ziff.  488. 
8)  A.  a.  O.  486. 

4)  Vgl.  Lehnert  S.  173. 

5)  Vgl.  Felddienstordnung  Ziff.  495. 

3* 
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werden  in  die  weiter  rückwärts  liegenden  Kriegslazarette  an  den 
Etappenstraßen  überführt,  um  schließlich  von  hier  mit  der  Bahn 
in  die  Heimat  befördert  zu  werden. 

Den  Verkehr  zwischen  den  einzelnen  Sanitätsformationen 
einerseits  und  zwischen  Sanitätsformationen  und  Sanitätsanstalten 
andererseits  vermitteln  die  Räumungstransporte.  Es  besteht  also 
zwischen  Sanitätsformationen  und  den  Räumungstransporten  eine 
enge  Fühlung.  Zudem  sind,  wie  schon  erwähnt,  ihre  Bestandteile 
ganz  die  gleichen,  sowohl  was  die  Personen  als  auch  das  Material 
anlangt1).  Den  wichtigsten  Bestandteil  bilden  bei  beiden  die 
Kranken  und  Verwundeten.  Unbedingt  erforderlich  ist  ferner  das 
Personal  und  Material  des  Sanitätsdienstes.  Von  der  Beiziehung 
anderer  Militärpersonen  wie  auch  von  Zivilpersonen  ist  in  den 
meisten  Fällen  jedoch  bei  beiden  ebensowenig  abzusehen  wie  von 
der  Verwendung  anderen  amtlichen  Materials  und  requirierten 
Materials.  Eine  weitere  gemeinsame,  wenn  auch  mehr  äußerliche 
Eigenschaft  besitzen  die  Räumungstransporte  und  die  beweglichen 
Sanitätsformationen  in  den  gemeinsamen  Schutzzeichen  des  roten 
Kreuzes2),  das  ihr  Sanitätspersonal  und  -Material  trägt.  Dieses 
Schutzzeichen 3),  zu  Ehren  der  Schweiz  durch  die  Umkehrung  der 
eidgenössischen  Landesfarben  gebildet,  das,  bereits  durch  die  alte 
Konvention  eingeführt,  trotz  inzwischen  aufgetauchter  religiöser 
Bedenken4)  auch  in  der  neuen  Konvention  ohne  besonderen 
Widerspruch  beibehalten  wurde,  dient  sowohl  in  Friedens-  als 
auch  in  Kriegszeiten  als  das  Merkmal  der  durch  die  Genfer 
Konvention  gewährten  Schutzstellung 5).  Wo  immer  es  gilt,  diese 
Schutzstellung  zum  Ausdruck  zu  bringen,  soll  es  angebracht 
werden,  gleichgültig,  ob  Personal  oder  Material  in  Frage  kommt. 
Das  Sanitätspersonal  trägt  eine  weiße  Binde  mit  rotem  Kreuz  um 
den  linken  Arm <!).  Das  Material,  für  welches  die  alte  Konvention 
ein  Schutzzeichen  überhaupt  nicht  vorgesehen  hatte7),  wird  nun 
auch   entsprechend  gekennzeichnet.    Detaillierte  Bestimmungen 

*)  Vgl.  oben  S.  16  ff. 

2)  Sechstes  Kapitel  der  Konvention. 

3)  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  563  ff.  und  «Actes» 
p.  260  ff. 

4)  Vgl.  dazu  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  32  ff. 

5)  Art.  23  der  neuen  Konvention. 
ö)  Art.  20  a.  a.  O. 

7)  Art.  7  der  alten  Konvention. 
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bestehen  jedoch  darüber  nicht1).  Alles  dies  gilt  auch  für  das 
Sanitätspersonal  und  -Material  der  Räumungstransporte  und 
beweglichen  Sanitätsformationen.  Bei  dieser  engen  Verwandtschaft 
zwischen  Räumungstransporten  und  Sanitätsformationen  muß  es 
einleuchten,  daß  in  ihrer  rechtlichen  Stellung  wesentliche  Unter- 
schiede nicht  gemacht  werden  können.  Diesem  Sachverhalt  trug 
denn  auch  die  neue  Konvention  Rechnung,  indem  sie  die  gleich- 
mäßige Behandlung  derselben  als  leitenden  Grundsatz  aufstellt. 

Bei  dieser  grundsätzlichen  Oleichartigkeit  in  der  Behandlung 
der  Räumungstransporte  und  der  Sanitätsformationen  ist  es  nicht 
zu  umgehen,  die  rechtliche  Stellung  der  letzteren  hier  etwas  näher 
ins  Auge  zu  fassen'2).  Die  neue  Konvention  regelt  dieselbe  in 
ihrem  zweiten  Kapitel3),  das  die  Überschrift  trägt:  «Des  formations 
et  etablissements  sanitaires».  An  der  Spitze  steht  die  das  ganze 
Kapitel  beherrschende,  die  grundsätzliche  Unverletzlichkeit  der 
beweglichen  Sanitätsformationen  begründende  Bestimmung:  „Die 
beweglichen  Sanitätsformationen  (les  formations  sanitaires  mobiles)4) 
und  stehenden  Sanitätsanstalten  des  Sanitätsdienstes  (les  etablissements 
fixes  du  service  de  sante)  sollen  von  den  Kriegsparteien  geachtet 
und  geschützt  werden  (respectes  et  proteges)."  Diese  Bestimmung 
ist  beinahe  wörtlich  aus  der  alten  Konvention  in  die  neue 
herübergenommen.  Sie  lautet  dort5):  «Les  ambulances  et  les 
höpitaux  militaires  seront  reconnus  neutres6),  et,  comme  tels, 
proteges  et  respectes  par  les  belligerants. »  Die  mißverständlichen 
Ausdrücke:  ambulances7)  —  höpitaux  militaires8)  —  neutres9) 
sind  in  der  neuen  Konvention  beseitigt,  bezw.  durch  klare  und 
einwandfreie  Ausdrücke  ersetzt10);  dem  Sinne  nach  aber  trat  eine 

x)  Vgl.  «Actes»  p.  261. 

2)  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  544  ff. 

3)  Reichs-Gesetzblatt  1907  S.  290  f.  und  «Actes»  p.  284. 

4)  In  ihrer  Gesamtheit  von  Kranken  und  Verwundeten,  Sanitätspersonal 
und  Sanitätsmaterial,  wie  Renaults  Hauptbericht  mehrmals  besonders  hervorhebt. 

5)  Art.  1. 

6)  Die  deutsche  Felddienstordnung  von  1900  gibt  es  wörtlich  wieder: 
„Alle  Sanitätsanstalten  sind  neutral"  Ziff.  475. 

7)  Vgl.  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  34  ff. 

8)  A.  a.  O. 

9)  A.  a.  O.  S.  37.  Die  neue  Felddienstordnung  hat  übrigens  die  Worte 
„neutral",  „Neutralitätsabzeichen"  beibehalten,  Ziff.  497,  498. 

10)  Statt  «ambulances»  —  «formations  sanitaires  mobiles»,  statt  «höpitaux 
militaires»  —  «etablissements  fixes». 
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Änderung  nicht  ein.  Dem  Beispiel  der  Haager  Konvention  von 
1899,  welche  die  zwei  Worte  «respectes»  und  «proteges»  durch 
das  eine  Wort  «inviolables»  ersetzt1),  folgt  die  Genfer  Konvention 
aus  bestimmten  Gründen,  hauptsächlich  mit  Rücksicht  auf  das 
Ärztepersonal,  nicht2).  Die  beiden  Worte  «respectes»  und 
«proteges»  besagen  aber  auch  keineswegs  das  gleiche.  Vielmehr 
bezieht  sich  das  «respecter»  auf  die  Zeit  des  Kampfes  selbst  und 
verbietet  dem  Feind  während  des  Kampfes  die  Beschießung  von 
Sanitätsformationen,  während  sich  das  «proteger«  auf  die  Zeit 
nach  dem  Kampfe  bezieht3)  und  es  dem  Feinde  während  dieser 
Zeit  zur  Pflicht  macht,  zu  verhindern,  daß  die  Sanitätsformationen 
in  ihrer  Tätigkeit  irgendeine  Störung  erleiden.  Die  alte  Konvention 
schränkte  die  Schutzstellung  der  Sanitätsformationen  ein  durch 
Beifügung  des  Satzes:  «aussi  longtemps  qu'il  s'y  trouvera  des 
malades  ou  des  blesses4)».  Diese  Einschränkung  findet  sich  in 
der  neuen  Konvention  nicht.  Tatsächlich  ist  sie  auch  vollkommen 
überflüssig,  wenn  nicht  sogar  irreführend.  Denn  die  Sanitäts- 
formationen sollen  den  durch  obige  Bestimmung  gewährleisteten 
Schutz  gerade  auch  dann  genießen,  wenn  sie  augenblicklich  keine 
Kranken  und  Verwundeten  mit  sich  führen,  indem  sie  sich 
vielleicht  auf  dem  Rückmarsch  zu  dem  Verbände  befinden, 
dem  sie  angehören. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  der  Schutz  in  dem  Augenblick 
aufhört,  wo  eine  Formation  ihrer  eigentlichen  Aufgabe  untreu 
wird  und  sich  irgendwelche  feindselige  Handlungen  gegenüber 
einer  Kriegspartei  zu  schulden  kommen  läßt5).  Art.  7  der 
Konvention  bestimmt  denn  auch  ausdrücklich:  »Der  den  Sanitäts- 
formationen gebührende  Schutz  hört  auf,  wenn  sie  dazu  verwendet 
werden,  dem  Feinde  zu  schaden." 

*)  Vgl.  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz"  II.  §  77. 

2)  Vgl.  Renaults  Hauptbericht  «Actes»  p.  247  und  Meurer,  „Die  neue 
Genfer  Konvention"  S.  545. 

3)  «Actes»  p.  247,  252. 

4)  Vgl.  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  38.  Dieser 
Satz  bezog  sich  auch  auf  die  beweglichen  Formationen,  nicht  nur  auf  die 
festen  Anstalten;  vgl.  Bircher,  S.  41,  55;  Münzel  126  f. 

5)  Solche  feindliche  Handlungen  können  nach  dem  Hauptbericht  Renaults 
darin  bestehen,  daß  die  Formationen  zur  Deckung  von  Truppen  oder  Munition 
dienen;  vgl.  Art.  27  Landkriegsabkommen;  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz" 
II.  167  f.;  Triepel  S.  224;  Moynier  p.  20;  Gillot  p.  263. 
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Um  Mißverständnisse,  zu  denen  der  etwas  allgemeine 
Ausdruck  »dem  Feinde  schaden"  führen  könnte,  zu  vermeiden1), 
zählt  Art.  8  ausdrücklich  und  einzeln  die  Fälle  auf,  wo  man  im 
Zweifel  sein  könnte,  ob  darin  etwas  Schädigendes  für  den  Feind 
liegt,  das  den  Verlust  des  Schutzes  begründen  würde.  Art.  8  lautet : 

„Als  geeignet,  um  für  eine  Sanitätsformation  oder  -Anstalt  den  Verlust 
des  durch  Artikel  6  gewährleisteten  Schutzes  zu  begründen,  sollen  nicht  gelten: 

1.  die  Tatsache,  daß  das  Personal  der  Formation  oder  der  Anstalt  bewaffnet 
ist  und  sich  seiner  Waffen  zum  Selbstschutz  oder  zum  Schutze  seiner  Kranken 
und  Verwundeten  bedient; 

2.  die  Tatsache,  daß  die  Formation  oder  die  Anstalt  in  Ermangelung  bewaffneten 
Krankenpflegepersonals  von  einer  militärischen  Abteilung  oder  von  Wacht- 
posten bewacht  wird,  die  mit  einem  regelrechten  dienstlichen  Auftrage 
versehen  sind; 

3.  die  Tatsache,  daß  in  der  Formation  oder  der  Anstalt  Waffen  und  Munition 
gefunden  werden,  die  den  Verwundeten  abgenommen,  aber  noch  nicht  der 
zuständigen  Dienststelle  abgeliefert  worden  sind." 

Danach  kann  also  das  Personal  der  Sanitatsformationen,  ohne 
daß  deren  Schutzstellung  dadurch  eine  Einbuße  erleidet,  zu  seiner 
eigenen  Sicherheit  wie  zur  Sicherheit  der  Kranken  und  Verwundeten 
Waffen  bei  sich  führen.  Dieses  Recht  durfte  man  dem  Sanitäts- 
personal keinesfalls  versagen  angesichts  der  äußerst  schwierigen 
Verhältnisse,  in  denen  es  sich  befindet2).  Auf  diesem  Standpunkt 
stand  auch  schon  die  alte  Konvention.  Dagegen  bestimmte  diese 
im  Abs.  2  des  ersten  Artikels:  «La  neutralite  cesserait,  si  ces 
ambulances  ou  ces  höpitaux  etaient  gardes  par  une  force  militaire.» 
Der  Sinn  dieser  Bestimmung  war  derselbe,  den  jetzt  das  im  Art.  7 
enthaltene  Verbot,  dem  Feinde  zu  schaden,  hat3).  Die  Fassung 
aber  war  mangelhaft  und  unbestimmt4).  Nach  strenger  Auslegung 
dieser  Bestimmung  würde  eine  Formation  des  ihr  gewährleisteten 
Schutzes  auch  verlustig  gehen,  wenn  sie  von  einer  militärischen 
Abteilung  lediglich  bewacht  wird.  Die  Übung  war  freilich  schon 
vor  Inkrafttreten  der  neuen  Konvention  eine  andere,  indem 
man  allgemein  streng  genommen  in  gewissem  Widerspruch 
zu  dieser  Bestimmung  den  von  einer  militärischen  Abteilung 
bewachten  Formationen  den  gleichen  Schutz  gewährte  wie  den 

*)  Vgl.  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  39  f. 

2)  Vgl.  dazu  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  49; 
Lueder  346,  Dahn;  „Bausteine"  V.  I.  S.  99;  Gillot  p.  235  ff.  und  Triepel  S.  221. 

3)  Vgl.  oben  S.  38. 

4)  Vgl.  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S,  39. 
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anderen1).  Es  erscheint  dies  auch  nicht  mehr  als  billig,  denn 
man  kann  in  Bezug  auf  ihre  rechtliche  Stellung  doch  wohl  kaum 
einen  Unterschied  machen  zwischen  Formationen,  deren  Kranken- 
pflegepersonal selbst  bewaffnet  ist,  und  solchen,  die  von  einer 
militärischen  Abteilung  bewacht  werden,  weil  ihr  Krankenpflege- 
personal nicht  bewaffnet  ist.  Diese  Unstimmigkeit  des  bisher 
geltenden  Rechtes  wurde  durch  die  neue  Konvention  beseitigt2). 
Was  die  weitere  Frage  betrifft,  ob  die  eine  Formation  bewachende 
militärische  Abteilung,  wenn  sie  in  die  Hände  des  Feindes  fällt, 
kriegsgefangen  werden  soll,  so  wurde  diese  bisher  allgemein 
bejaht3).  Darin  lag,  ohne  daß  juristisch  diese  Konsequenz 
irgendwie  zu  beanstanden  wäre4),  eine  große  Unbilligkeit.  Denn 
man  kann  den  Soldaten,  die  mit  der  Bewachung  einer  Sanitäts- 
formation beauftragt  werden,  schlechterdings  nicht  zumuten,  sich 
gefangen  nehmen  zu  lassen,  ohne  sich  auch  nur  verteidigen  zu 
können5).  Diesem  Mißstand  ist  nun  abgeholfen  durch  die 
Bestimmung  im  Abs.  2  des  Art.  9  der  neuen  Konvention,  wonach 
die  Wachtmannschaft  der  Sanitätsformationen  nicht  als  kriegs- 
gefangen behandelt  werden  darf.  Voraussetzung  für  die  Schutz- 
stellung aber  ist  auf  jeden  Fall,  daß  die  Wachtmannschaft  mit 
einem  regelrechten  dienstlichen  Auftrag  versehen  ist6).  Endlich 
war  noch  der  Fall  zu  berücksichtigen,  daß  eine  Formation 
Waffen  und  Munition  mit  sich  führt,  die  den  Verwundeten 
abgenommen,  aber  noch  nicht  der  zuständigen  Dienststelle  ab- 
geliefert worden  sind.  Der  Vorschlag,  beizufügen,  daß  die  Waffen 
und  Munition  Kriegsbeute  werden  sollten,  wurde  vom  Redaktions- 
ausschuß nicht  befolgt.  Denn  einmal  versteht  sich  diese 
Maßnahme  von  selbst,  es  würde  eine  derartige  kriegsrechtliche 
Bestimmung  aber  auch  gar  nicht  in  den  Rahmen  der  Genfer 
Konvention  passen 7). 

Eine  ausdrückliche   Bestimmung,    dahingehend,    daß  die 

*)  Die  Stelle  wurde  also  restriktiv  ausgelegt;  vgl.  Lueder  S.  375  und 
Münzel  S.  188  f. 

2)  «Actes»  p.  252. 

3)  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  40. 

4)  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  546. 

5)  «Actes»  p.  252. 

6)  «pour   eviter   toute   fraude»,    wie   Renaults  Hauptbericht  erläutert 
«Actes»  p.  252. 

7)  «Actes»  a.  a.  O. 
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Sanitätsformationen  die  Bewegungen  der  feindlichen  Parteien 
auf  dem  Kriegsschauplatz  nicht  stören  dürfen,  erschien  wegen 
ihrer  Selbstverständlichkeit  überflüssig,  zumal  die  Sanitäts- 
formationen in  Oemäßheit  der  Bestimmung  des  Art.  4  des 
Haager  Rote-Kreuz-Abkommens  über  die  Lazarettschiffe1)  grund- 
sätzlich der  Kommandogewalt  der  Kriegsparteien  unterstehen  und 
deren  Befehle  zu  befolgen  haben2). 

Alle  vorstehenden  Bestimmungen  über  die  Behandlung  der 
beweglichen  Sanitätsformationen  gelten  in  entsprechender  Weise 
für  die  Räumungstransporte.  Diesen  ist  in  der  Konvention  nur 
deshalb  eine  gesonderte  Stellung  angewiesen,  weil  für  sie  noch 
verschiedene  Sonderbestimmungen  Platz  greifen,  die  in  den 
folgenden  Paragraphen  im  einzelnen  zu  besprechen  sein  werden. 

§  5. 

Auflösung  der  Kranken-  und  Verwundetentransporte. 

Die  Sonderbestimmungen,  durch  die  die  Rechtsstellung 
der  Räumungstransporte  ihr  unterscheidendes  Merkmal  gewinnt 
gegenüber  der  Rechtsstellung  der  beweglichen  Sanitätsformationen, 
beziehen  sich  alle  auf  den  Fall  der  Auflösung  eines  Transportes3). 
Das  Recht,  einen  Transport  aufzulösen,  —  droit  de  disloquer  — 
hat  nach  Art.  17  Abs.  1  der  Konvention  die  Kriegspartei,  die  einen 
Transport  abfängt.  Weder  in  der  alten  Genfer  Konvention  noch 
in  den  Haager  Abkommen  von  1899  ist  dieses  Recht  irgendwie 
erwähnt.  Es  taucht  vielmehr  als  vollkommenes  Novum  zuerst  in 
dem  Entwürfe4)  auf,  den  der  französische  Bevollmächtigte  Olivier  in 
der  fünften  Sitzung  der  ersten  Kommission  namens  seiner  Delegation 
zur  Lösung  der  Räumungstransportfrage  unterbreitete.  In  diesem 
heißt  es:  //  (d.  L  le  belligerant  occupant  la  region  traversee) 
pourra,  selon  les  circonstances,  soit  imposer  au  convoi  une  direction 
determinee,  soit  Varreter  momentanement,  soit  meme  le  disloquer. 
Alle  diese  Rechte  sind  aufgeführt  als  eine  Folge  der  Unterordnung 
der  Transporte  «ä  l'autorisation  et  au  contröle»  der  Kriegsparteien. 
Freilich  muß  diese  Folge  als  eine  sehr  weitgehende  bezeichnet 

J)  Vgl.  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz"  II.  378  ff. 

2)  «Actes»  p.  253. 

3)  Vgl.  Meurer,  „Die  nene  Genfer  Konvention"  S.  561;  «Actes»  p.  258. 

4)  «Actes»  p.  86. 
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werden.  Wenn  den  Kriegsparteien  das  Recht  eingeräumt  wird, 
den  Transporten  eine  bestimmte  Richtung  vorzuschreiben,  sie  sogar 
eine  Zeitlang  anzuhalten,  so  ist  das  weniger  auffallend.  Denn  es 
ist  natürlich,  daß  die  Transporte  in  keiner  Weise  die  Bewegungen 
der  Kriegsparteien  behindern  dürfen.  Um  aber  eine  Gewähr  dafür 
zu  bieten,  müssen  diesen  gewisse  Rechte  jenen  gegenüber  ein- 
geräumt werden.  Ausdrücklich  hervorgehoben  allerdings  sind 
diese  Rechte  in  der  Genfer  Konvention  nicht,  denn  einerseits 
erscheinen  sie  selbstverständlich,  andererseits  sind  sie  durch 
Analogie  aus  den  Bestimmungen  im  Art.  4  der  Rote- Kreuz- Abkommen 
von  1899  und  1907  abzuleiten1).  Danach  steht  den  Kriegsparteien 
ein  Aufsichts-  und  Durchsuchungsrecht  über  die  Lazarettschiffe  zu, 
demzufolge  sie  u.  a.  befugt  sind,  ihnen  zu  befehlen,  sich  zu 
entfernen,  ihnen  eine  bestimmte  Fahrtrichtung  vorzuschreiben, 
sowie  sie  zurückzuhalten,  wenn  besonders  erhebliche  Umstände 
es  erfordern. 

Dagegen  war  es  unter  allen  Umständen  notwendig,  das 
Recht  der  Auflösung  in  der  Konvention  besonders  zu  betonen: 
denn  es  ist  vollkommen  neu  und  von  einschneidender  Bedeutung. 
Es  bildet  für  das  im  allgemeinen  gegenüber  den  Transporten 
gebotene  «respecter  et  proteger2)»  eine  Einschränkung,  die  weit 
über  das  Maß  des  Gewöhnlichen  hinausgeht. 

Wie  erwähnt,  findet  dieses  Recht  seine  erste  ausdrückliche 
Hervorhebung  in  dem  französischen  Entwurf,  ohne  daß  es  in 
sonst  einem  Abkommen  auch  nur  angedeutet  gewesen  wäre. 
Insbesondere  ist  auch  in  dem  von  den  englischen  Bevollmächtigten 
eingebrachten  vollständigen  Konventionsentwurf3)  von  einem  Auf- 
lösungsrecht mit  keinem  Wort  die  Rede.  Dieser  enthält  lediglich 
die  Bestimmung,  daß  die  Transporte  dem  Aufsichtsrechte  der 
Kriegsparteien  unterworfen  sein  sollen,  sowie  eine  besondere 
Regelung  des  Falles,  daß  ein  Transport  einen  belagerten  oder 
blockierten  Platz  betritt  oder  verläßt,  wozu  die  Erlaubnis  des 
Ortskommandanten  in  jedem  Fall  einzuholen  sei. 

Unter  diesen  Umständen  hätte  man  erwarten  können,  daß 
es  bei  den  Beratungen  über  die  Frage  der  Auflösung  unter  den 
Bevollmächtigten  zu  lebhaften  Auseinandersetzungen  käme.  Dem 

')  Vgl.  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz"  II.  378  ff. 

2)  Vgl.  Art.  17  Abs.  1  in  Verbindung  mit  Art.  6. 

3)  «Actes»  p.  57  ff. 
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war  aber  nicht  so.  Es  herrschte  vielmehr  über  die  grundsätzliche 
Zulassung  des  Auflösungsrechtes  eine  merkwürdige  Überein- 
stimmung 1).  Lediglich  die  Formfrage  bereitete  einige  Schwierig- 
keiten. Der  deutsche  Delegierte  Villaret  vertrat  den  Standpunkt  2), 
es  sei  überhaupt  unnötig,  das  Aufsichts-  und  Durchsuchungsrecht 
mit  den  sich  daraus  ergebenden  drei  Möglichkeiten  des  imposer 
une  direction,  arreter  und  disloquer  in  der  Konvention  besonders 
zum  Ausdruck  zu  bringen.  Damit  war  nun  freilich  ein  Stück 
über  das  Ziel  hinausgeschossen.  Es  traten  ihm  denn  auch  die 
Delegierten  Olivier,  Yermoloff  und  Renault  mit  Entschiedenheit 
entgegen 3),  indem  sie  mit  Rücksicht  auf  die  Mißverständnisse, 
zu  denen  die  alte  Konvention  in  dieser  Frage  Anlaß  gegeben 
habe,  sowie  auf  den  zu  erzielenden  Einklang  der  Genfer  Konvention 
mit  dem  Haager  Rote-Kreuz-Abkommen  die  Einstellung  der  oben 
bezeichneten  Punkte  dringend  empfahlen.  Es  müsse  deutlich 
zum  Ausdruck  gebracht  werden,  daß  von  einer  „unbedingten 
Neutralität"  der  Transporte  eben  keine  Rede  sein  könne,  da  diese 
eingeschränkt  sei  durch  das  dreifache  Recht  der  Kriegsparteien 
»de  modifier  la  direction  du  convoi,  de  l'arreter,  de  le  disloquer 
completement".  Es  standen  sich  also  zwei  Ansichten  scharf 
gegenüber.  So  unzweckmäßig  es  nun  gewesen  wäre,  der  Ansicht 
Villarets  sich  anzuschließen  und  die  bezeichneten  Punkte  ganz 
auszuschalten,  so  unnötig  war  es,  alle  Punkte  aufzunehmen. 
Wie  aus  dem  Vorausgehenden  erhellt,  war  lediglich  das  Auf- 
lösungsrecht wichtig  und  ungewöhnlich  genug,  um  eine  besondere 
Erwähnung  zu  rechtfertigen.  Dieser  Mittelweg  wurde  denn  auch 
tatsächlich  eingeschlagen,  und  zwar  bereits  im  ersten  offiziellen 
Entwurf4),  wie  er  in  der  sechsten  Kommissionssitzung  zur  Vorlage 
gebracht  wurde.  Er  enthält  folgende  Bestimmung :  „Le  belligerant 
interceptant  un  convoi  pourra  le  disloquer."  Sie  fand  seitens 
der  Kommission  debattelose  Annahme  und  ging  unverändert  in 
das  Avant-projet5)  über.  Der  Bericht6)  führt  dazu  etwa  folgendes 
aus:  Es  unterliege  keinem  Zweifel,  daß  die  Räumungstransporte 


J)  Vgl.  die  Verhandlungen  der  ersten  Kommission,  «Actes»  p.  87. 

2)  «Actes»  p.  87. 

3)  A.  a.  O. 

4)  «Actes»  p.  94  f. 

5)  A.  a.  O.  p.  105  f. 

6)  A.a.  O.  p.  100  ff. 
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die  Bewegungen  der  Kriegsparteien  nicht  stören  dürften,  und 
daß  diese  das  Recht  haben  müßten,  jene  zu  durchsuchen  etc., 
wie  dies  in  der  Haager  Konvention  !)  bezüglich  der  Lazarettschiffe 
ausdrücklich  bestimmt  sei.  Die  Kommission  habe  aber  geglaubt, 
noch  über  dieses  Recht  hinaus,  das  auf  alle  Sanitätsformationen 
Anwendung  fände,  den  Kriegsparteien  das  Recht  der  vollständigen 
Auflösung  der  Räumungstransporte  zusprechen  zu  sollen.  Denn 
hier  handle  es  sich  nicht  mehr  um  ein  leichtes  Feldlazarett,  das 
Verwundete  aufnehmen  solle  oder  aufgenommen  habe,  und  das 
man  nicht  ohne  Nachteil  für  die  Verwundeten  auflösen  könne. 
Hier  kämen  nur  Kranke  oder  Verwundete  in  Frage,  die  bereits 
verbunden  und  in  den  Stand  gesetzt  seien,  befördert  zu  werden. 
Von  der  Auflösung  eines  Transportes  sei  daher  eine  ihren 
Gesundheitszustand  schädigende  Wirkung  nicht  zu  befürchten. 

Letzteres  ist  nun  freilich  nur  dann  zutreffend,  wenn  dafür 
gesorgt  wird,  daß  die  Kranken  und  Verwundeten  im  Falle  der 
Auflösung  eines  Transportes  eine  ebenso  sorgfältige  Pflege 
erfahren  wie  vorher.  Pflicht  der  auflösenden  Kriegspartei  aber 
ist  es,  hierfür  zu  sorgen.  In  der  Konvention  ist  dies  denn  auch 
ausdrücklich  hervorgehoben,  indem  auf  den  Vorschlag  Oliviers 
in  der  Kommission  hin2)  obiger  Bestimmung  die  Worte  beigefügt 
wurden:  «en  se  chargeant  des  malades  et  blesses,  qu'il  renferme». 
Die  Ausübung  des  Rechtes  der  Auflösung  schließt  also  für  die 
auflösende  Partei  die  Pflicht  in  sich,  die  Kranken  und  Verwundeten 
in  die  eigene  Fürsorge  zu  nehmen,  ihrem  Ermessen  ist  es 
anheimgegeben,  wie  sie  sich  dieser  ihrer  Pflicht  erledigt.  Stellt 
sich  diese  auch  lediglich  als  eine  eigentlich  selbstverständliche 
Forderung  der  Humanität  dar,  so  erschien  es  doch  geraten,  sie 
noch  besonders  einzuschärfen.  Ohne  daß  dagegen  von  irgend- 
einer Seite  ein  Widerspruch  laut  geworden  wäre,  fand  diese 
Bestimmung  Aufnahme  in  die  Konvention. 

Nun  ist  das  Auflösungsrecht  aber  nicht  vollkommen 
uneingeschränkt,  nicht  lediglich  in  das  freie  Belieben  der  Kriegs- 
parteien gestellt.  Es  darf  vielmehr  nur  unter  der  Voraussetzung 
ausgeübt  werden,  daß  militärische  Erfordernisse3)  es  verlangen 

1)  Vgl.  Art. 4  des  Rote-Kreuz-Abkommens,  sowie  Meurer,  „Haager  Friedens- 
konferenz II.  S.  378  ff. 

2)  «Actes»  p.  87. 

3)  Vgl.  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz"  II.  S.  7  ff. 
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(«si  les  necessites  militaires  l'exigent»).  Damit  ist  das  Auflösungs- 
recht als  eine  Ausnahmemaßregel  gekennzeichnet,  zu  der  die 
Kriegsparteien  nur  dann  greifen  dürfen,  wenn  die  anderen  zu 
Gebote  stehenden  Mittel,  wie  das  Vorschreiben  einer  bestimmten 
Fahrtrichtung,  das  Zurückhalten  auf  einige  Zeit,  zur  Erreichung 
des  jeweils  vorliegenden  Zweckes  nicht  genügen.  Die  Beurteilung 
der  Frage,  wann  dies  der  Fall  ist,  wann  militärische  Er- 
fordernisse die  Auflösung  eines  Transportes  verlangen,  liegt  den 
Führern  der  Truppen  ob,  die  natürlich  dann  auch  die  Verant- 
wortlichkeit dafür  trifft.  Den  militärischen  Erfordernissen  ist  bei 
einem  kriegsrechtlichen  Abkommen,  wie  der  vorliegenden 
Konvention,  in  hohem  Grade  Rechnung  zu  tragen,  soll  nicht  die 
Befolgung  der  darin  getroffenen  Bestimmungen  und  damit  ihr 
Wert  überhaupt  ernstlich  in  Frage  gestellt  werden.  Eine  gewisse 
Dehnbarkeit  der  Vorschriften  mit  Rücksicht  auf  diese  militärischen 
Erfordernisse  erscheint  deshalb  unvermeidlich.  Gesetzt  den  Fall, 
es  wäre  in  der  Konvention  die  Auflösung  der  Räumungstransporte 
strikt  verboten,  es  würde  sich  aber  die  unumgängliche  Notwendigkeit 
der  Auflösung  eines  Transportes  in  einer  bestimmten  Kriegslage 
herausstellen,  so  zwar,  daß  durch  Nichtauflösung  des  Transportes 
der  Erfolg  der  Operationen  völlig  vereitelt  würde,  so  fände  sich 
wohl  kaum  ein  Führer,  der  um  diesen  Preis  das  gegebene  Verbot 
achten  würde.  Die  Rücksicht  auf  die  militärischen  Erfordernisse 
macht  es  deshalb  unerläßlich,  daß  alle  diese  Vorschriften  einer 
unbilligen  Strenge  durch  gewisse  Klauseln  entkleidet  werden.  In 
diesem  Sinne  finden  sich  in  der  Genfer  Konvention  mehrfach 
Einschränkungen1),  wie:  autant  qu'il  sera  possible,  selon  que  les 
circonstances  militaires  le  permettront  und  dergl.  Es  wird  eine 
bestimmte  Regel  aufgestellt  und  ihre  Befolgung  zur  Pflicht  gemacht. 
Zugleich  aber  erkennt  man  an,  daß  eine  unbedingte  Möglichkeit 
ihrer  Befolgung  nicht  gegeben  ist.  Die  Übertretung  einer  strikten, 
zwingenden  Vorschrift  wäre  also  unvermeidlich.  Dieser  Tatsache 
Rechnung  tragend,  nimmt  man  seine  Zuflucht  zu  Klauseln  wie 
den  obigen.  Daß  durch  solche  Klauseln,  wie  von  mancher  Seite 
behauptet  wird2),  der  Wert  aller  Humanisierungsvorschriften 
vollends  illusorisch  wird,  ist  nicht  richtig.  Die  Truppenführer 
werden  sich  zu  Maßregeln,  die  diese  Klauseln  ihnen  ausnahmsweise 

')  Vgl.  auch  Renaults  Hauptbericht  „Actes"  p.  246. 
■j  Vgl.  Fried,  „Die  zweite  Haager  Konferenz"  S.  211  f. 
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gestatten,  doch  nur  nach  reiflicher  Überlegung  und  beim  Vorliegen 
zwingender  Gründe,  über  die  sie  sich  und  später  auch  der 
Öffentlichkeit  Rechenschaft  zu  geben  haben,  entschließen,  während 
sie  bei  einem  Mangel  der  Vorschriften  überhaupt  das  nunmehr 
nur  ausnahmsweise  Gestattete  ohne  Bedenken  jederzeit  anwenden 
würden. 

Als  eine  solche  Ausnahmemaßregel  nun  ist  auch  das  den  Kriegs- 
parteien zustehende  Auflösungsrecht  gegenüber  den  Räumungs- 
transporten anzusehen.  Eine  Änderung  erfuhr  die  darauf  bezügliche 
Bestimmung  bei  den  verschiedenen  Lesungen  des  Entwurfes  nicht 
mehr,  sodaß  dieselbe  nun  folgendermaßen  lautet:  „Die  Kriegspartei, 
die  einen  Transport  abfängt,  kann  ihn,  wenn  militärische 
Erfordernisse  es  verlangen,  auflösen,  indem  sie  die  Sorge  für  die 
mitgeführten  Kranken  und  Verwundeten  selbst  übernimmt." 

Wenn  nun  eine  Kriegspartei  von  dem  Rechte  der  Auflösung 
eines  Transportes  Gebrauch  macht,  so  erhebt  sich  die  weitere 
Frage,  welches  das  Schicksal  der  einzelnen  Bestandteile  dieses 
Transportes  sein  soll.  Diese  Frage  soll  in  den  folgenden 
Paragraphen  ihre  Beantwortung  finden. 


Zweites  Kapitel. 
§  6. 

Behandlung  der  transportierten  Kranken  und  Verwundeten. 

Den  wichtigsten  Bestandteil  eines  Räumungstransportes  bilden 
die  Kranken  und  Verwundeten.  Sind  sie  es  doch,  denen  Zweck 
und  Bestimmung  dieser  Transporte  ausschließlich  gilt.  Es 
wird  deshalb  in  erster  Linie  die  Frage  Beantwortung  zu  finden 
haben,  wie  im  Falle  der  Auflösung  eines  Transportes  ihr  Schicksal 
sich  gestaltet1),  ob  insbesondere  in  diesem  Falle  für  sie  andere 
Vorschriften  gelten  als  sonst.  Das  ist  zu  verneinen.  Der  Art.  17 
enthält  bezüglich  der  Kranken  und  Verwundeten  überhaupt  keine 
besondere  oder  auch  nur  ausdrückliche  Bestimmung,  abgesehen 
von  dem  Satze:  „indem  sie  (d.  h.  die  auflösende  Kriegspartei)  die 
Sorge  für  die  mitgeführten  Kranken  und  Verwundeten  selbst  über- 
nimmt2)". Dieser  auf  den  Vorschlag  Oliviers  in  der  Kommission 

')  Vgl.Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  532,  561;  «Actes»  p.  248. 
2)  «En  se  chargeant  .  .  .». 


-    47  - 


hin  *)  eingeschaltete  Satz  enthält  indessen  keineswegs  etwas  Neues 
oder  Besonderes,  sondern  legt  der  auflösenden  Kriegspartei  ledig- 
lich eine  an  sich  schon  selbstverständliche  Verpflichtung  noch 
ausdrücklich  auf,  um  dadurch  jedem  Zweifel  vorzubeugen2).  Im 
übrigen,  insbesondere  darüber,  ob  die  Kranken  und  Verwundeten 
Kriegsgefangene  werden,  enthält  der  Art.  17  keine  Bestimmung. 
Eine  solche  war  indessen  auch  keineswegs  notwendig.  Die 
Kranken  und  Verwundeten  der  Räumungstransporte  teilen  eben 
das  gleiche  Los  mit  den  anderen  Kranken  und  Verwundeten,  die 
in  Feindeshand  fallen,  sodaß  für  erstere  einfach  die  allgemeinen 
Rechtsgrundsätze3)  Platz  greifen,  wie  sie  im  ersten  Kapitel  der 
Konvention  niedergelegt  sind  und  im  folgenden  kurz  behandelt 
werden  sollen. 

Die  Sorge  für  die  Kranken  und  Verwundeten  im  Felde, 
bis  1864  lediglich  eine  moralische  Pflicht  der  Kriegsparteien, 
wurde  durch  die  Genfer  Konvention  zu  einer  internationalen  Rechts- 
pflicht. Die  Statuierung  dieser  Pflicht  verleiht  denn  auch  diesen 
Konventionen  ihr  besonderes  Gepräge.  In  der  neuen  Konvention 
kommt  dies  auch  äußerlich  darin  zum  Ausdruck,  daß  die 
Bestimmungen  über  die  Kranken  und  Verwundeten  an  der  Spitze 
des  Abkommens  stehen  im  Gegensatz  zu  der  viel  getadelten4) 
Anordnung  der  alten  Konvention,  wo  diese  Bestimmungen  erst 
im  Art.  6  folgten.  Jedenfalls  entspricht  die  nunmehrige  Anordnung 
durchaus  der  grundlegenden  und  ausschlaggebenden  Bedeutung5) 
dieser  Bestimmungen,  denen  gegenüber  die  übrigen  sich  lediglich 
darstellen  als  Ausführungsbestimmungen  mit  dem  Zweck,  die 
Achtung  vor  den  Kranken  und  Verwundeten  sicherzustellen,  und 
deshalb  eine  untergeordnete  Bedeutung  haben.  Eine  Einigkeit 
über  die  nunmehrige  Anordnung  wurde  deshalb  auch  bei  den 
Genfer  Verhandlungen  ohne  weiteres  erzielt. 

*)  «Actes»  p.  87. 
2)  Vgl.  oben  S.  44. 

s)  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  532;  «Actes»  p.  248. 

4)  Renaults  Hauptbericht  betont:  «tout  le  monde  avait  critique  la  place 
occupee  par  l'article  6  de  la  Convention]  de  1864»  («Actes»  p.  246);  vgl.  auch 
Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  28;  Bircher  S.  54;  Triepel 
S.  219;  Münzel  S.  101,  176;  Gillot  p.  145. 

5)  Vgl.  Dahn,  „Bausteine"  V.  1.  S.  100;  Renaults  Hauptbericht:  «Le 
principe  essentiel  de  toute  la  Convention  est  l'obligation  de  soigner  les  blesses 
et  les  malades  sans  distinction  de  la  nationalite»  («Actes»  p.  248). 
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Nach  Art.  1  der  neuen  Konvention  sollen  Militärpersonen 
und  andere  den  Heeren  dienstlich  beigegebene  Personen,  die  ver- 
wundet oder  krank  sind,  ohne  Unterschied  der  Staatsangehörigkeit 
von  der  Kriegspartei,  in  deren  Händen  sie  sich  befinden,  geachtet 
und  versorgt  werden.  Leistungsberechtigt  sind  demnach  verwundete 
oder  kranke  Militärpersonen  und  andere  den  Heeren  dienstlich 
beigegebene  Personen.  Die  alte  Konvention  sprach  nur  von 
Militärpersonen1).  Dieser  Ausdruck  war  zu  eng2).  Die  Versuchung 
lag  nahe,  darunter  lediglich  die  Kombattanten  zu  verstehen, 
während  die  bevorzugte  Stellung  allen  Kranken  und  Verwundeten 
der  Kriegsparteien8)  zuteil  werden  sollte.  Diesem  Obelstande 
suchte  man  in  der  neuen  Konvention  abzuhelfen.  Freilich  ist 
auch  hier  die  Fassung  keine  sehr  glückliche4).  So  ergeben  sich 
Zweifel  im  Falle  des  Eindringens  feindlicher  Truppen  in  nicht- 
besetztes Gebiet,  wie  er  im  Art.  2  des  Landkriegsreglements  von 
1899  und  von  1907  vorgesehen  ist.  Soll  die  Bevölkerung,  die  dabei 
verwundet  wird,  nicht  die  Vorzüge  der  Konvention  genießen?  Die 
Frage  wurde  sowohl  in  der  ersten  wie  in  der  vierten  Kommission 
aufgeworfen5),  ohne  eine  Erledigung  zu  finden.  Leistungspflichtig 
ist  die  Kriegspartei,  in  deren  Gewalt  sich  die  Kranken  und  Ver- 
wundeten befinden,  d.  h.  die  feindliche  Kriegspartei,  in  deren 
Gewalt  sich  Kranke  und  Verwundete  der  Gegenpartei  befinden. 
Die  Fassung  der  Konvention  ist  auch  in  diesem  Punkt  wenig 
glücklich.  Insbesondere  wären  die  völlig  überflüssigen  Worte 
„ohne  Unterschied  der  Staatsangehörigkeit"  besser  weggeblieben0). 
Gegenstand  der  Leistung  ist  Achtung  und  Versorgung7).   Es  darf 

J)  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  60;  Gillot 
p.  148  ff.;  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz"  II.  S.  96  ff.,  112  ff. 

2)  «trop  restrictive»,  «Actes»  p.  248. 

3)  Maßgebend  ist  Art.  1  und  2  des  Haager  Landkriegsabkommens.  Auch 
für  Bürgerkriege  wurde  die  Geltung  der  Genfer  Konvention  verlangt;  vgl. 
Gillot  p.  150-152;  Bonfils  S.  593. 

4)  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  533. 

5)  «Actes»  p.  78,  184. 

6)  Dieser  Zusatz,  der  offenbar  zum  Ausdruck  bringen  soll,  daß  die 
feindlichen  Kranken  und  Verwundeten  ganz  dieselbe  Pflege  und  Fürsorge 
erfahren  sollen  wie  die  eigenen,  fand  sich  auch  in  der  alten  Konvention  und 
war  von  verschiedenen  Seiten  als  inkorrekt  bekämpft  worden ;  vgl.  Meurer,  „Die 
Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  1,  63;  Dahn,  „Bausteine"  V.  1.  S.  100; 
Triepel  S.  219. 

7)  «devront  etre  respectes  et  soignes».    In  der  alten  Konvention  hieß  es 
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auf  die  Kranken  und  Verwundeten  nicht  mehr  geschossen  werden. 
Diesen  Sinn  wird  wohl  das  Wort  respecter1)  hier,  ebenso  wie  in 
Art.  6  der  Konvention  haben,  wo  es  in  Verbindung  mit  proteger 
gebraucht  ist  2).  Die  Kranken  und  Verwundeten  sind  aber  auch 
zu  versorgen  (soigner).  Es  ist  also  hier  schon  allgemein  der 
Grundsatz  ausgesprochen,  der  für  die  Räumungstransporte  im 
Art.  17  noch  einmal  besonders  hervorgehoben  wird  mit  dem  Satz: 
„indem  sie  die  Sorge  für  die  mitgeführten  Kranken  und  Ver- 
wundeten selbst  übernimmt".  Bestimmte  Grundsätze  über  die  Art 
und  Weise  der  Fürsorge  sind  nirgends  aufgestellt,  vielmehr  ist 
diese  vollständig  in  das  freie  Ermessen  der  zur  Versorgung  ver- 
pflichteten Kriegspartei  gestellt.  Es  tritt  indessen  erfahrungsgemäß 
nicht  selten,  ja  regelmäßig  der  Fall  ein,  daß  diese  nicht  in  der 
Lage  ist,  mit  ihrem  eigenen  Sanitätspersonal  und  -Material  allein 
zur  rechten  Zeit  den  Kranken  und  Verwundeten  die  notwendige 
Hilfe  angedeihen  zu  lassen.  Es  erscheint  deshalb  geboten,  daß  die 
Kriegspartei.,  die  gezwungen  ist,  sich  zurückzuziehen  und  Kranke 
oder  Verwundete  dem  Gegner  zu  überlassen,  mit  ihnen  einen 
Teil  ihres  Sanitätspersonals  und  ihres  Sanitätsmaterials  zurückläßt3). 
Ein  Widerspruch  zu  dem  Grundsatz,  daß  die  das  Feld  behauptende 
Kriegspartei  die  Sorge  für  die  in  ihrer  Gewalt  befindlichen  Kranken 
und  Verwundeten  zu  übernehmen  hat,  kann  darin  keineswegs  erblickt 
werden.  Vielmehr  erscheint  es  nicht  nur  billig,  dieser  Kriegspartei 
die  ihr  durch  diese  Fürsorge  zufallende  Aufgabe  nach  Möglichkeit 
zu  erleichtern,  sondern  es  ist  auch  das  Wohl  der  Kranken  und  Ver- 
wundeten in  hohem  Maße  von  dieser  Maßregel  abhängig.  Sie  ist 
denn  auch  im  zweiten  Absatz  des  Art.  1  der  Kriegspartei,  die  gezwungen 
ist,  Kranke  oder  Verwundete  dem  Gegner  zu  überlassen,  soweit 
es  die  Kriegslage  gestattet,  ausdrücklich  zur  Pflicht  gemacht4). 

«seront  recueillis  et  soignes».  Was  hier  mit  recueillir  gesagt  ist,  dazu  verpflichtet 
in  der  neuen  Konvention  das  rechercher  des  Art.  3 ;  vgl.  Meurer,  „  Die  neue 
Genfer  Konvention"  S.  533  Änm.  5. 

*)  In  dem  Haager  Rote-Kreuz-Abkommen  Art.  8  heißt  es  dafür  proteger; 
vgl.  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz"  II.  S.  404  f. 

2)  Unbedingt  nötig  wäre  die  ausdrückliche  Hervorhebung  dieser  Schutz- 
bestimmungen nicht  gewesen;  vgl.  unten  S.  50  ff.,  Meurer,  » Haager  Friedens- 
konferenz" II.  S.  123. 

3)  «Actes»  p.  248. 

4)  Eine  derartige  Bestimmung  enthielt  die  alte  Konvention  nicht,  wohl 
aber  die  Felddienstordnung  von  1900  Z.  462 ;  vgl.  Meurer,  „Die  Genfer  Kon- 
vention und  ihre  Reform"  S.  51, 

4 


-    50  - 


Bei  Auflösung  eines  Räumungstransportes  findet  diese  Bestimmung 
natürlich  entsprechende  Anwendung.  Die  auflösende  Kriegspartei 
kann  sich  des  Sanitätspersonals  und  -Materials  dieses  Transportes 
zum  Zwecke  der  Fürsorge  für  Verwundete  und  Kranke  noch  so  lange 
bedienen,  als  es  nicht  entbehrt  werden  kann1). 

Die  Frage,  ob  die  Verwundeten  und  Kranken,  welche  in 
die  Gewalt  des  Gegners  fallen,  Kriegsgefangene  werden,  war  in 
der  alten  Konvention  offen  gelassen.  Ernstliche  Bedenken  gegen 
die  Bejahung  dieser  Frage  machten  sich  in  Wirklichkeit  allerdings 
niemals  geltend2).  Ausdrücklich  festgelegt  jedoch  wurde  dieses 
Prinzip  erst  durch  das  Haager  Rote-Kreuz-Abkommen  von  1899. 
Art.  9  dieses  Abkommens3)  bestimmt:  „Schiffbrüchige,  Verwundete 
oder  Kranke  einer  Kriegspartei,  die  in  die  Hände  der  anderen  fallen, 
sind  Kriegsgefangene".  Durch  das  neue  Rote-Kreuz-Abkommen  von 
1907  (Art.  14)  erfuhr  diese  Bestimmung  keine  Änderung.  Freilich 
sind  es  im  Grunde  nur  die  Kranken  und  Verwundeten  des  See- 
krieges, von  denen  hier  die  Rede  ist.  Allein  es  ist  nicht  abzusehen, 
warum  die  Kranken  und  Verwundeten  des  Landkrieges  in  dieser 
Beziehung  anders  behandelt  werden  sollten.  Auf  dem  Wege  der 
Analogie  wären  für  diese  die  gleichen  Schlußfolgerungen  zu 
ziehen.  Jegliche  Bedenken  in  dieser  Beziehung  zerstreut  nun 
aber  die  neue  Genfer  Konvention4)  durch  die  ausdrückliche  Be- 
stimmung in  Art.  2:  „Unbeschadet  der  nach  Maßgabe  des  Art.  1 
zu  leistenden  Fürsorge  sind  Verwundete  und  Kranke  eines  Heeres, 
die  in  die  Hände  der  anderen  Kriegspartei  gefallen  sind,  Kriegs- 
gefangene." Als  solche  unterstehen  sie  den  allgemeinen  völker- 
rechtlichen Regeln  über  Kriegsgefangene.  Diese  Regeln  finden  sich 
heute  im  Haager  Landkriegsreglement  von  1899  bezw.  1907 
(Art.  4  bis  20) r>).  Als  Kriegsgefangene  unterstehen  danach  die  Kranken 
und  Verwundeten  der  Gewalt  der  feindlichen  Regierung0).  Alles, 
was  ihnen  persönlich  gehört,  verbleibt  ihr  Eigentum  mit  Ausnahme 

*)  Art.  17  in  Verbindung  mit  Art.  12  und  14. 

2)  Gillot  p.  153  ff.  175;  Triepel  S.  213  ff.,  294;  Münzel  S.  118  ff.;  Meurer, 
„Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  60. 

3)  Vgl.  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz"  II.  S.  405  ff. 

4)  «Actes»  p.  249.  Eine  «idee  juridique,  mais  severe»  nennt  es  Renault, 
daß  auch  die  Verwundeten  Kriegsgefangene  werden. 

5)  Vgl.  Meurer,  „Die  Haager  Friedenskonferenz"  II.  S.  130  ff. 
ü)  Haager  Landkriegsreglement  Art.  4  Abs.  1. 


-    51  - 


von  Waffen,  Pferden  und  Schriftstücken  militärischen  Inhalts1). 
Die  gewöhnlichen  Überwachungsmaßregeln  können  gegen  sie  in 
Anwendung  gebracht  werden 2).  Die  Regierung,  in  deren  Gewalt 
sie  sich  befinden,  hat  für  ihren  Unterhalt  zu  sorgen8).  Sie  unter- 
stehen den  Gesetzen,  Vorschriften  und  Befehlen,  die  in  dem  Heere 
des  Staates  gelten,  in  dessen  Gewalt  sie  sich  befinden4).  Jede 
Unbotmäßigkeit  kann  mit  der  erforderlichen  Strenge  geahndet 
werden.  Wenn  sie  einen  Fluchtversuch  unternehmen,  so  geschieht 
es  auf  ihre  eigene  Gefahr  "').  Insbesondere  ist  jetzt  auch  Klarheit 
über  die  vielumstrittene  Frage  ihrer  Entlassung  nach  erfolgter 
Heilung  geschaffen.  Die  bisher  dafür  maßgebenden  Bestimmungen 
waren  äußerst  unklar.  Der  Abs.  3  des  Art.  6  der  alten  Kon- 
vention bestimmte:  „Diejenigen,  welche  nach  ihrer  Heilung  als 
dienstunfähig ,;)  befunden  worden  sind,  sollen  in  ihre  Heimat  zurück- 
geschickt werden  7). "  Damit  ist  den  Kriegsparteien  eine  Verpflichtung 
auferlegt,  die  in  doppelter  Richtung  Schwierigkeiten  bereitet.  Denn 
einerseits  ist  es  schon  zweifelhaft,  wie  der  Begriff  Dienstunfähigkeit 
zu  verstehen  ist8).  Unter  Umständen  kann  die  gleiche  Verwundung 
einen  Soldaten  vollständig  dienstuntauglich  machen,  während  sie 
einem  Offizier  doch  noch  die  Möglichkeit  läßt,  seinem  Vaterlande 
Dienste  zu  leisten !)).  Nun  kann  es  einer  Kriegspartei  unmöglich 
zugemutet  werden,  daß  sie  einen  solchen  Offizier  in  seine  Heimat 
zurückschickt.  Vielmehr  müssen  billigerweise  die  Kriegsparteien 
das  unbedingte  Recht  haben,  die  Verwundeten  insoweit  zurück- 
zubehalten, als  das  für  sie  von  Wichtigkeit  ist.  Andererseits  enthält 
obige  Bestimmung  eine  durchaus  unbegründete  Begünstigung  der 
geheilten  Verwundeten  gegenüber  den  anderen  Kriegsgefangenen. 
Damit    wäre    ein    grundsätzlicher    Unterschied    geschaffen  in 

')  Haager  Landkriegsreglement  Art.  4  Abs.  3. 
2)  A.  a.  O.  Art.  5. 
8)  A.  a.  O.  Art.  7. 

4)  A.  a.  O.  Art.  8. 

5)  A.  a.  O. 

6)  «incapables  de  servir». 

7)  Vgl.  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  65. 

8)  «Actes»  p.  249.  Renault  bezeichnet  diese  Frage  als  «tres  delicat«;  vgl. 
auch  Meurer,  a.  a.  O.;  Gillot  p.  178;  Moynier  p.  19;  Lueder  S.  330  f. 

9)  Meurer,  a.  a.  O. :  „Über  den  Begriff  der  Dienstunfähigkeit  können 
natürlich  nicht  einfach  die  Grundsätze  der  militärischen  Aushebung  maßgebend 
sein.  Der  Generalstabschef  bleibt  unter  Umständen  dienstfähig,  wenn  er  auch 
für  körperliche  Kriegsdienste  völlig  invalide  geworden  ist".  Vgl.  «Actes»  p.  249. 

4* 
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der  rechtlichen  Stellung  der  kranken  und  verwundeten  Kriegs- 
gefangenen und  der  anderen,  ohne  daß  die  Rücksicht  auf  die  Pflege 
der  ersteren  als  Grund  hiefür  angeführt  werden  könnte.  Solch 
ein  Unterschied  aber  wurde  von  der  ersten  Kommission1),  die 
über  diese  Frage  zu  entscheiden  hatte,  durch  Abstimmung  mit  14 
gegen  8  Stimmen  bei  5  Stimmenthaltungen  abgelehnt.  Noch  einen 
Schritt  weiter  als  die  Konvention  von  1864  ging  die  Konvention  von 
1868.  Zusatzartikel  5  verlangt  auch  die  Zurücksendung  der  übrigen 
geheilten  Soldaten  (also  nicht  nur  der  dienstunfähigen)  unter  der 
Bedingung,  daß  sie  während  der  Dauer  des  Krieges  die  Waffen  nicht 
wieder  ergreifen;  ausgeschlossen  sollen  nur  die  Offiziere  sein,  ;/  deren 
Besitz  auf  das  Waffenlos  von  Einfluß  sein  würde  2).  Renault  sagt 
in  seinem  Generalberichte3)  von  all  diesen  Bestimmungen:  »elles 
devaient  etre  resolument  ecartees  comme  contraires  ä  la  nature 
des  choses."  Auch  der  Abs.  4  des  Art.  6  der  alten  Konvention 
war  nicht  einwandfrei4).  Danach  konnten  die  Kranken  und 
Verwundeten  zurückgeschickt  werden  unter  der  Bedingung,  während 
der  Dauer  des  Krieges  die  Waffen  nicht  wieder  zu  ergreifen. 
Darüber  sagt  Renault  in  seinem  Generalbericht5):  „Bien  que  cela 
se  trouve  dans  la  Convention  de  La  Haye"),  il  n'a  pas  paru  corect 
de  supposer  une  mise  en  liberte  sur  parole  accordee  contrairement 
aux  reglements  ou  aux  traditions  de  la  plupart  des  armees." 

Diese  unglücklichen  Bestimmungen  über  die  Entlassung  der 
kranken  und  verwundeten  Kriegsgefangenen  bedurften  einer  gründ- 
lichen Verbesserung.  Ohne  jegliche  Schwierigkeiten  war  diese 
zu  erzielen,  sobald  man  sich  auf  den  in  der  neuen  Konvention 
nunmehr  unzweideutig  eingenommenen  Standpunkt  stellte,  daß 
diese  Kriegsgefangenen  keinerlei  Sonderstellung  gegenüber  den 
anderen  Kriegsgefangenen  behaupten.  Die  natürliche  Folge  davon 
ist,  daß  auch  die  Bestimmungen  über  die  Entlassung  in  gleicher 

*)  «Actes»  p.  82. 

2)  «dont  la  possession  importerait  au  sort  des  armes»;  vgl.  Menrer,  „Die 
Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  65;  Lueder  S.  332;  Dahn,  „Bausteine" 
V.  1.  S.  100.  Auch  die  deutsche  Felddienstordnung  von  1900  Ziff.  475  Abs.  6 
hatte  diese  Bestimmung  aufgenommen. 

3)  «Actes»  p.  249. 

4)  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  66;  Lueder 
S.  329;  Triepel  S.  219,  296. 

5)  «Actes»  p.  249. 

fi)  Vgl.  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz"  II.  S.  137  ff. 
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Weise  für  diese  wie  für  jene  gelten.  In  Frage  kommen  hier 
demnach  Art.  10  bis  12  und  20  des  Haager  Landkriegsreglements 
von  1899  bezw.  1907 J). 

Es  ist  selbstverständlich  und  hätte  nicht,  wie  im  Art.  2  der 
neuen  Konvention  geschehen,  einer  besonderen  Hervorhebung 
bedurft,  daß  es  den  Kriegsparteien  freisteht2),  in  Ansehung  der 
verwundeten  und  kranken  Gefangenen  solche  Ausnahme-  oder 
Vorzugsbestimmungen  unter  sich  zu  vereinbaren,  wie  sie  für 
zweckmäßig  erachten.  Derartige  Vereinbarungen8)  können  und 
sollen  durch  völkerrechtliche  Bestimmungen  —  dazu  fehlt  diesen 
der  zwingende  Charakter  —  natürlich  nicht  verboten  werden 
und  stünden  den  Kriegs parteien  auch  in  Ansehung  der  anderen 
Kriegsgefangenen  frei.  Der  Grund,  weshalb  es  die  Konvention 
bezüglich  der  Kranken  und  Verwundeten  noch  ausdrücklich 
betont,  liegt  wohl  darin,  einmal  eine  Anregung  zu  solchen 
Vereinbarungen  zu  geben,  dann,  um  nicht  allzu  streng  zu  erscheinen, 
wenn  man  bloß  die  «idee  juridique,  mais  severe»  der  Kriegs- 
gefangenschaft zum  Ausdruck  bringt4). 

Die  Konvention  begnügt  sich  aber  nicht  damit,  nur  im 
allgemeinen  auf  solche  Vereinbarungen  hinzuweisen,  sondern  sie 
zählt  drei  gewissermaßen  als  besonders  empfehlenswert  einzeln 
auf;  die  Kriegsparteien  sollen  verabreden  können: 

a)  »sich  nach  einem  Kampfe  die  auf  dem  Schlachtfelde  gebliebenen 
Verwundeten  gegenseitig  zurückzugeben, 

b)  die  Verwundeten  und  Kranken,  die  sie  nicht  als  Gefangene 
zurückbehalten  wollen,  nachdem  sie  sie  in  beförderungsfähigen 
Zustand  versetzt  haben,  oder  nach  ihrer  Heilung  in  ihre 
Heimat  zurückzuschicken, 

c)  Verwundete  und  Kranke  der  Gegenpartei  einem  neutralen 
Staate  zu  übergeben,  wenn  dieser  hiemit  einverstanden  ist 
und  sich  verpflichtet,  sie  bis  zum  Ende  der  Feindselichkeiten 
zu  internieren". 

Die  erste  Möglichkeit  ist  auch  in  der  alten  Konvention 
(Art.  6  Abs.  2)  erwähnt  und  hat  eine  Änderung  nur  insofern 

*)  Vgl.  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz"  FL  S.  135—144. 
2)  «restent  libres  de  stipuler». 

8)  Z.  B.  über  Auswechslung,  Heimsendung,  Abschiebung  an  neutrale 
Staaten ;  vgl.  unten  S.  93. 

4)  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  536. 
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erfahren,  als  es  nicht  mehr  zulässig  ist,  die  Kranken  und  Verwundeten 
sofort  den  feindlichen  Vorposten  zu  übergeben,  ein  Verfahren, 
das  übrigens  niemals  angewendet  wurde1).  Auch  die  zweite 
Möglichkeit  ist  schon  in  der  alten  Konvention  (Art.  6  Abs.  3)  ins 
Auge  gefaßt,  allerdings  in  einer  äußerst  anfechtbaren  Weise2). 
Nach  der  nunmehrigen  Fassung  ist  es  vollkommen  in  das  Ermessen 
der  Kriegsparteien  gestellt,  welche  Kranke  und  Verwundete  sie  als 
Gefangene  zurückbehalten  und  welche  sie  in  ihre  Heimat  zurück- 
schicken wollen3).  Nicht  berücksichtigt  in  der  alten  Konvention  ist 
die  dritte  Möglichkeit,  wohl  aber  ist  sie  im  Haager  Landkriegs- 
reglement von  1899  (Art.  59 2)  wie  auch  in  dem  neuen  Abkommen 
von  1907,  betreffend  die  Rechte  und  Pflichten  der  neutralen  Mächte 
und  Personen  im  Falle  eines  Landkrieges  (Art.  14 2),  vorgesehen, 
indem  hier  den  neutralen  Staaten  zur  Pflicht  gemacht  wird,  die 
Verwundeten  und  Kranken,  die  von  den  Kriegsparteien  auf  ihr 
Gebiet  gebracht  werden,  derart  zu  bewachen,  daß  sie  nicht  von 
neuem  an  den  Kriegsunternehmungen  teilnehmen  können4). 

Aber  auch  dann,  wenn  solche  auf  eine  Besserstellung  der 
Kranken  und  Verwundeten  gegenüber  den  anderen  Kriegs- 
gefangenen gerichteten  Vereinbarungen  von  den  Kriegsparteien 
nicht  getroffen  werden,  nehmen  jene  unter  den  Kriegsgefangenen 
doch  eine  besondere,  durch  ihr  Schonungs-  und  Pflegebedürfnis 
bedingte  Stellung  ein.  Sie  stellen  sich  als  „ qualifizierte  Kriegs- 
gefangene5)" dar;  denn  Art.  2  betont  ausdrücklich:  die  Kranken 
und  Verwundeten  sind  Kriegsgefangene  „unbeschadet  der  nach 
Maßgabe  des  vorstehenden  Artikels  zu  leistenden  Fürsorge" 
(«sous  reserve  des  soins  ä  leur  fournir»).  Wenn  deshalb  z.  B- 
Art.  6  des  Haager  Landkriegsreglements  dem  Staat  die  Befugnis 
zuspricht,  die  Kriegsgefangenen  als  Arbeiter  zu  verwenden,  so 
wird  diese  Bestimmung  auf  die  Kranken  und  Verwundeten  wohl 
in  den  seltensten  Fällen  Anwendung  finden  können.  Auch  sonst 
werden  ihnen  mit  Rücksicht  auf  ihren  Krankheitszustand  manche 
Zugeständnisse  gemacht  werden  müssen,  die  den  anderen  Kriegs- 

x)  Eine  solche  Übergabe  ist  «inadmissible  et  n'a  presque  jamais  ete 
appliquee»;  «Actes  p.  249. 

2)  Vgl.  die  obigen  Ausführungen. 

3)  Vgl.  das  Haager  Rote-Kreuz-Abkommen  von  1899  Art.  9,  von  1907  Art.  14. 

4)  Vgl.  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz"  II.  S.  333  ff.,  422—438. 

5)  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  535,  und  Meurer,  „Die 
Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  60. 
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gefangenen  nicht  zugute  kommen.  Hier  wäre  in  erster  Linie  an 
Nahrung,  Unterkunft  und  Kleidung  zu  denken. 

Was  im  Vorstehenden  von  den  Kranken  und  Verwundeten  im 
allgemeinen  gesagt  ist,  gilt  in  gleicher  Weise  von  den  Kranken 
und  Verwundeten  eines  aufgelösten  Räumungstransportes.  Ins- 
besondere werden  auch  sie  Gefangene  der  auflösenden  Kriegspartei. 
Als  Kommissions- Präsident  v.  Manteuffel  in  der  Kommissions- 
sitzung vom  21.  Juni  1906  die  Diskussion  über  die  Räumungs- 
transporte eröffnete1),  wies  er  darauf  hin,  daß  die  Behandlung 
der  Kranken  und  Verwundeten  nicht  mehr  Gegenstand  der 
Diskussion  sei,  da  man  sich  (in  der  ersten  Kommission)2)  schon 
darüber  geeinigt  habe,  daß  sie  Kriegsgefangene  werden  sollten. 
Zweifelhaft  mochte  es  erscheinen,  ob  man  nicht  diese  Tatsache 
im  Art.  17  nochmals  besonders  zum  Ausdruck  bringen  solle.  Der 
französische  Entwurf3)  hatte  es  getan,  aber  tatsächlich  wäre  eine 
solche  nochmalige  Hervorhebung  vollkommen  überflüssig  gewesen, 
da  es  niemand  einfallen  wird,  die  Kranken  und  Verwundeten 
eines  aufgelösten  Räumungstransportes  anders  behandeln  zu  wollen 
wie  die  anderen  Kranken  und  Verwundeten.  Renault  führt  in 
seinem  Generalbericht4)  über  diesen  Punkt  folgendes  aus:  »Die 
Kranken  und  Verwundeten  (eines  aufgelösten  Räumungstransportes) 
werden  Kriegsgefangene  nach  den  allgemeinen  Bestimmungen 
der  Art.  1  und  2.  Es  liegt  kein  Grund  vor,  sie  anders  zu 
behandeln  wie  die,  welche  in  einem  vom  Feind  besetzten  Lazarett 
gefunden  werden.  Das  gleiche  bestimmt  Art.  9  des  Haager 
Rote-Kreuz- Abkommens  bezüglich  der  Schiffbrüchigen,Verwundeten 
und  Kranken  einer  Kriegspartei,  die  in  die  Hände  der  anderen 
fallen." 

Die  Kranken  und  Verwundeten  nun,  die  auf  irgendeine 
Weise  in  die  Gewalt  des  Feindes  geraten  und  von  diesem  zu 
Kriegsgefangenen  gemacht  worden  sind,  —  für  den  Fall  der 
Auflösung  eines  Räumungstransportes  ist  dies  ebenfalls  von 
Bedeutung  —  bleiben  zu  ihrer  Kriegspartei  in  einer  gewissen 
Fühlung  insofern,  als  die  gefangenhaltende  Kriegspartei  der 
anderen  über  Veränderungen  in  der  Lage  der  gefangenen  Kranken 

J)  «Actes»  p.  86. 

2)  Vgl.  «Actes»  p.  80  ff. 

3)  «Actes»  p.  87. 

4)  »Actes»  p.  258. 
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und  Verwundeten  berichten  muß1).  Art.  4  der  neuen  Konvention 
bestimmt  darüber  unter  anderem  folgendes:  Die  Kriegsparteien 
sollen  sich  über  die  Unterbringung  von  Kranken  und  Verwundeten, 
die  sich  in  ihrer  Gewalt  befinden,  und  den  Wechsel  in  der 
Unterbringung,  sowie  über  ihre  Aufnahme  in  die  Lazarette  und 
die  vorkommenden  Sterbefälle  gegenseitig  auf  dem  laufenden 
halten.  Sie  sollen  alle  zum  persönlichen  Gebrauche  bestimmten 
Gegenstände,  Wertsachen,  Briefe  usw.,  die  von  den  in  Sanitäts- 
anstalten und  -Formationen  sterbenden  Verwundeten  und  Kranken 
hinterlassen  werden,  sammeln,  um  sie  durch  deren  Landesbehörden 
den  Berechtigten  übermitteln  zu  lassen. 

Die  übrigen  Bestimmungen  des  ersten  Kapitels  der 
Konvention  kommen  für  die  Auflösung  der  Räumungstransporte 
entweder  überhaupt  nicht  in  Betracht,  indem  sie  sich  auf  die 
unmittelbar  im  Anschluß  an  ein  Gefecht  zu  treffenden  Maßregeln 
beziehen2),  oder  sie  stehen  doch  zu  den  Räumungstransporten 
nur  in  ganz  losen  Beziehungen,  wie  es  beim  Art.  5  der  Fall  ist,  der 
sich  mit  den  außergewöhnlichen  Hilfeleistungen  der  Einwohner 
beschäftigt3). 

Bezüglich  der  Kranken  und  Verwundeten  war  es  also  nicht 
notwendig,  für  den  Fall  der  Auflösung  eines  Transportes  besondere 
Bestimmungen  im  Art.  17  zu  treffen.  Ebensowenig  nun  erschien 
es  geboten,  bezüglich  des  begleitenden  Sanitätspersonals  für  diesen 
Fall  eine  besondere  Regelung  seiner  Behandlung  im  Art.  17 
vorzusehen,  da  auch  hier  die  Bestimmungen  früherer  Artikel 
uneingeschränkt  und  unverändert  Anwendung  finden.  Inhalt 
und  Tragweite  dieser  Bestimmungen  sollen  Gegenstand  der  Aus- 
führungen im  folgenden  Paragraphen  sein. 


*)  Vgl.  dazu  Art.  14  des  Haager  Landkriegsreglements. 

2)  Z.  B.  die  Bestimmung,  daß  das  Schlachtfeld  abzusuchen  ist,  daß  eine 
Leichenschau  stattzufinden  hat  (Art.  3). 

3)  Vgl.  Meurer,  » Die  neue  Genfer  Konvention "  S.  537  f.,  und  Meurer, 
„Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  56  ff. 
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Drittes  Kapitel. 
Behandlung  des  Krankentransportpersonals. 

§  7. 

Behandlung  des  Sanitätspersonals. 

Das    Krankentransportpersonal    zerfällt    in    folgende  vier 
Gruppen  l) : 
L  das  begleitende  Sanitätspersonal, 

2.  die  zur  Leitung  der  Beförderung  bestellten  Militärpersonen 
oder  das  militärische  Zugführerpersonal  2)  (personnel  militaire 
prepose  au  transport), 

3.  die  zur  Bewachung  des  Transportes  bestellten  Militärpersonen 
oder  das  militärische  Begleitkommando3)  (personnel  militaire 
prepose  ä  la  garde  du  convoi), 

4.  das  Zivilpersonal. 

Während  bezüglich  der  letzten  drei  Gruppen  für  den  Fall 
der  Auflösung  eines  Transportes  besondere  Anordnungen  im 
Art.  17  der  Konvention  getroffen  wurden,  bedurfte  es  bezüglich 
des  begleitenden  Sanitätspersonals  einer  besonderen  oder  auch 
nur  ausdrücklichen  Bestimmung  nicht.  Hier  greifen  einfach  die 
Schutzbestimmungen  des  dritten  Kapitels  der  Konvention  Platz4). 
Es  wäre  auch  kein  Grund  ersichtlich,  warum  das  die  Räumungs- 
transporte begleitende  Sanitätspersonal,  wenn  es  in  die  Gewalt 
des  Feindes  gerät,  anders  behandelt  werden  sollte  als  das  übrige 
Sanitätspersonal,  etwa  das  der  beweglichen  Sanitätsformationen. 
Angedeutet  ist  allerdings  die  für  das  Sanitätspersonal  geltende 
grundlegende  Bestimmung  auch  im  Art.  17,  indem  es  hier  heißt: 
Die  Verpflichtung,  das  Sanitätspersonal  zurückzuschicken,  erstreckt 
sich  auch  auf  andere  Militärpersonen.  Daraus  ist  zu  entnehmen, 
daß  das  Sanitätspersonal,  das  in  die  Hände  des  Feindes  fällt,  von 
diesem  zurückgeschickt  werden  soll.  Die  genaueren  Bestimmungen 


*)  Vgl.  Meurer,  »Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  561  f.,  und  «Actes» 
p.  258  f. 

2)  Vgl.  oben  S.  14. 
a)  Vgl.  oben  S.  14. 

4)  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  561,  548  ff.;  «Actes» 
p.  253  ff. 
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darüber  aber  finden  sich  im  dritten  Kapitel  der  Konvention, 
welches  vom  »Personal "  handelt. 

Zunächst  ist  es  von  Wichtigkeit,  festzustellen,  wer  überhaupt 
zum  Sanitätspersonal  nach  der  neuen  Genfer  Konvention  zu 
rechnen  ist1).  Aufschluß  darübergibt  der  Art.  9  Abs.  1.  Danach  ist 
Sanitätspersonal :  «Le  personnel  exclusivetnent  affecte  ä  Venlevement, 
au  transport  et  au  traitement  des  blesses  et  des  malades,  ainsi 
qu'ä  V administration  des  formations  et  etablissements  sanitaires, 
les  aumöniers  attaches  aux  arme'es».  Nach  Abs.  2  kommt  noch 
dazu :  « le  personnel  de  garde  des  formations  et  etablissements 
sanitaires».  Mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  Bezeich- 
nungen in  den  verschiedenen  Heeren  sah  man  davon  ab,  die 
einzelnen  zum  Sanitätspersonal  zu  rechnenden  Personenkategorien 
vollständig  aufzuzählen,  und  wählte  eine  allgemeine  Fassung,  die 
von  den  verschiedenartigen  Bezeichnungen  unabhängig  ist2).  Alle 
Angehörigen  vorgenannter  Personengruppen  sind  militärisches 
Sanitätspersonal.  Diesem  wird  nach  Art.  10  das  Personal  der 
freiwilligen  Hilfsgesellschaften3)  gleichgestellt  unter  der  Voraus- 
setzung, daß  die  Hilfsgesellschaften  von  ihrer  Regierung  in 
gehöriger  Form  anerkannt  und  ermächtigt  sind4)  und  das  Personal 
den  militärischen  Gesetzen  und  Verordnungen  untersteht5).  Gleich- 
gültig ist  es,  ob  die  Hilfsgesellschaft  einem  der  kriegführenden 
Staaten  oder  einem  neutralen  Staate  angehört0).  Nur  ist  in 
letzterem  Fall7)  nach  Art.  11  erforderlich,  daß  die  Mitwirkung 
des  Personals  der  neutralen  Hilfsgesellschaft  bei  einer  Kriegspartei 
mit  vorgängiger  Einwilligung  ihrer  eigenen  Regierung  und  mit 
Ermächtigung  der  Kriegspartei  selbst  erfolgt.  Bei  Verwendung 
jeglichen  hilfsgesellschaftlichen  Personals  ist  die  Form  Vorschrift 

1)  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  547  und  „Die  Genfer 
Konvention  und  ihre  Reform"  S.  40  ff.;  Bircher  S.  27;  Münzel  S.  149  ff.;  Gillot 
p.  201  f. ;  Triepel  S.  220. 

2)  Vgl.  «Actes»  p.  253. 

3)  Vgl.Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  550  ff.  und  „Die  Genfer 
Konvention  und  ihre  Reform"  S.  40  f.;  «Actes»  p.  254. 

4)  Ob  und  welche  Hilfsgesellschaften  zugelassen  werden,  ist  eine  inner- 
staatliche Angelegenheit;  vgl.  «Actes»  p.  254. 

5)  «sera  soumis  aux  lois  et  reglements  militaires»;  vgl.  Meurer,  „Die  Genfer 
Konvention  und  ihre  Reform"  S.  48. 

6)  Vgl.  Haager  Rote-Kreuz-Abkommen  Art.  2  und  3  und  Meurer,  „Haager 
Friedenskonferenz"  II.  S.  371  ff.,  374  ff. 

7)  Vgl.  «Actes»  p.  255. 
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des  Art.  10  Abs.  2  zu  beachten1).  Danach  soll  jeder  Staat  dem 
andern  entweder  schon  in  Friedenszeiten  oder  bei  Beginn  oder  im 
Laufe  der  Feindseligkeiten,  jedenfalls  aber  vor  jeder  tatsächlichen 
Verwendung  die  Namen  der  Gesellschaften  bekanntgeben,  die  er 
ermächtigt  hat,  unter  seiner  Verantwortung  im  amtlichen  Sanitäts- 
dienst seines  Heeres  mitzuwirken. 

In  der  alten  Konvention  war  der  Hilfsgesellschaften  über- 
haupt nicht  Erwähnung  getan2).  Vorhanden  waren  sie  freilich 
schon  im  Jahre  1864.  Aber  sie  waren  noch  sehr  wenig  entwickelt. 
Man  war,  wie  Renault  in  seinem  Generalbericht3)  betont,  im 
Zweifel  über  die  Rolle,  die  sie  spielen  könnten,  und  man  fürchtete, 
wenn  man  sie  ausdrücklich  erwähnte,  ihnen  dadurch  einen  auto- 
nomen Charakter  zuzuerkennen.  Seitdem  aber  haben  sich  die 
Hilfsgesellschaften  mächtig  entfaltet  und  in  verschiedenen  Kriegen 
sehr  ersprießliche  Dienste  geleistet.  Es  wäre  deshalb  geradezu 
als  eine  Undankbarkeit  erschienen,  sie  auch  in  der  neuen  Kon- 
vention mit  Stillschweigen  übergehen  zu  wollen.  Freilich  wurde 
für  sie  durch  die  neue  Konvention  nicht  etwa  eine  neue  Rechts- 
lage geschaffen.  Denn  die  Vorteile,  deren  sie  die  neue  Konvention 
nunmehr  ausdrücklich  teilhaftig  werden  läßt,  genossen  sie  in 
ganz  dem  gleichen  Grade  auch  schon  bisher.  Sie  wurden  allent- 
halben als  ein  Bestandteil  des  Sanitätsdienstes  der  Kriegsparteien 
angesehen  und  dementsprechend  behandelt.  Es  galt  vielmehr 
lediglich  durch  die  neue  Konvention  einzelne  bestehende  Zweifel 
zu  beseitigen. 

Der  Kreis  der  zum  Sanitätspersonal  im  allgemeinen  gehören- 
den Personen  ist  damit  abgeschlossen.  Welche  davon  haupt- 
sächlich für  das  begleitende  Sanitätspersonal  der  Räumungs- 
transporte in  Betracht  kommen,  darauf  soll  nunmehr  kurz  ein- 
gegangen werden. 

Personal,  welches  die  bestimmungsgemäße  Aufgabe  hat, 
Kranke  und  Verwundete  zu  bergen1),  wird  sich  bei  einem 
Räumungstransport  nicht  befinden;  denn  die  Bergung  der  Kranken 

*)  Vgl.  Haager  Rote- Kreuz- Abkommen  Art.  2  undMeurer,  „Haager  Friedens- 
konferenz" II.  S.  371  ff. 

2)  Vgl.  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  44,  und 
«Actes»  p.  254. 

3)  A.  a.  O. 

4)  «enlever«. 
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und  Verwundeten  geht  zeitlich  ihrem  Transport  voraus.  Allein 
meistenteils  wird  dieses  Personal  zugleich  auch  die  Aufgabe  haben, 
franke  und  Verwundete  zu  befördern,  und  dann  ist  es  das 
ureigenste  Sanitätspersonal  der  Räumungstransporte1).  Regel- 
mäßig befindet  sich  bei  diesen  ferner  Personal  mit  der  Aufgabe, 
die  Kranken  und  Verwundeten  zu  pflegen2),  also  Ärzte  und 
Krankenwärter,  seltener  werden  an  Räumungstransporten  teil- 
nehmen Sanitätsverwaltungspersonal,  wie  Apotheker,  Rendanten 
etc.,  und  den  Heeren  beigegebene  Feldprediger. 

Bei  Auflösung  eines  Räumungstransportes  nun  dürfen  diese 
Personen  nicht  gefangen  genommen  werden3),  das  ergibt  sich 
aus  Art.  9  der  Konvention,  der  die  Unverletzlichkeit  des  Sanitäts- 
personals im  allgemeinen  zum  ausnahmslosen4)  Grundsatze  macht. 
Die  Einschränkung  der  alten  Konvention  *)  »lorsqu'il  fonctionnera, 
et  tantqu'il  restera  des  blesses  ä  relever  ou  ä  secourir"  wurde 
beseitigt.  Freilich  ist  diese  unbedingte  Unverletzlichkeit  nicht  so 
zu  verstehen,  als  ob  sie  auch  gälte,  wenn  das  Sanitätspersonal  eine 
mißbräuchliche  Verwendung,  etwa  zu  Aufklärungszwecken,  fände6). 
Als  eine  Folge  der  Unverletzlichkeit  hebt  Art.  9  ausdrücklich  her- 
vor, daß  das  Sanitätspersonal,  wenn  es  in  die  Hände  des  Feindes 
fällt,  nicht  als  kriegsgefangen  behandelt  werden  darf7).  Regel- 
mäßig wird  nun  aber  eine  Kriegspartei  zugleich  mit  dem  Sanitäts- 
personal auch  Kranke  und  Verwundete  in  ihre  Gewalt  bekommen. 
Ausnahmslos  ist  dies  wohl  bei  Auflösung  eines  Räumungstransportes 
der  Fall;  die  auflösende  Kriegspartei  hat  nun  die  Verpflichtung, 
die  Sorge  für  die  mitgeführten  Kranken  und  Verwundeten  selbst 
zu  übernehmen.    Dazu  aber  hat  sie  in  erster  Linie  ausreichendes 

x)  Die  deutschen  Hilfskrankenträger  scheiden  jedoch  hier  aus,  da  sie 
nicht  auf  diese  Aufgabe  beschränkt  («exclusivement  affecte»)  sind;  vgl.  Meurer, 
„Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  35 6;  Felddienstordnung  Ziff.  478; 
Kriegs-Sanitätsordnung  Ziff.  78. 

2)  «traiter». 

3)  Vgl. Haager  Rote-Kreuz- Abkommen  Art. 7  bezw.  10;  Meurer,  „Die  Genfer 
Konvention  und  ihre  Reform"  S.  49;  Triepel  S.  222. 

4)  «en  toute  circonstance». 

5)  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Konvention  und  ihre  Reform"  Seite  41  f.; 
Münzel  S.  154;  Gillot  p.  198  ff.,  200;  Dahn,  „Bausteine"  V.  1.  S.99;  Moynier  p.  17. 

6)  «Actes»  p.  254;  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform" 
S.  39 ;  Haager  Rote-Kreuz-Abkommen  Art.  4. 

7)  Das  gilt  in  gleicher  Weise  für  das  staatliche  wie  für  das  hilfs- 
gesellschaftliche Sanitätspersonal. 
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Sanitätspersonal  nötig.  Wäre  sie  lediglich  auf  ihre  eigenen  Kräfte 
angewiesen,  so  käme  sie  wohl  nicht  selten  in  große  Verlegenheit, 
unter  der  die  Kranken  und  Verwundeten  selbst  unter  Umständen 
am  meisten  zu  leiden  hätten.  Diesem  Übelstand  hilft  die  Be- 
stimmung des  Art.  12  ab,  daß  das  in  die  Hände  des  Feinde^ 
gefallene  Sanitätspersonal  seine  Verrichtungen  unter  dessen  Leitung 
fortsetzen  soll.  Die  Berufstätigkeit  des  Sanitätspersonals  beim 
Gegner,  in  dessen  Gewalt  es  geraten  ist,  ist  damit  gesichert1). 
Die  alte  Konvention2)  hatte  es  in  das  Belieben  des  Sanitätspersonals 
gestellt,  ob  es  seine  Tätigkeit  fortsetzen  wollte  oder  nicht3). 
Diese  Regelung  stellte  sich  als  nicht  zweckentsprechend  heraus, 
indem  das  Sanitätspersonal  häufig  gerade  da,  wo  es  dringend 
benötigt  wurde,  von  der  zweiten  Möglichkeit  Gebrauch  machte 
und  dem  Feinde  seine  Mitwirkung  bei  der  Fürsorge  für  die 
Kranken  und  Verwundeten  versagte.  Von  maßgebender  Seite 
wurde  es  denn  auch  geradezu  als  der  größte  Fehler  der  alten 
Konvention  bezeichnet,  daß  sie  nicht  statt  dieser  Alternative  eine 
Pflicht  zum  Ausharren  statuierte4). 

Ein  Versuch,  diesem  Mißstand  abzuhelfen,  wurde  bereits 
durch  die  Genfer  Zusatzartikel  gemacht.  Art.  1  derselben  lautet: 
«Le  personnel  .  .  .  continuera  apres  l'occupation  par  l'ennemi,  ä 
donner,  dans  la  mesure  des  besoins,  ses  soins  aux  malades  et 
aux  blesses  de  l'ambulance  ou  de  l'höpital  qu'il  dessert.  Lorsqu'il 
demandera  ä  se  retirer,  le  commandant  des  troupes  occupantes 
fixera  le  moment  de  ce  depart,  qu'il  ne  pourra  toute  fois  differer 
que  pour  une  courte  duree  en  cas  de  necessites  militaires5).» 
Dieser  Zusatzartikel  war  auch  in  die  alte  deutsche  Kriegs- 
Sanitätsordnung  übernommen  worden.  Vorbildlich  aber  für  die 
Regelung  in  der  neuen  Konvention  war  auch  in  diesem  Punkte 
das  Haager  Rote-Kreuz-Abkommen  (Art.  7  Abs.  2).  Hier  heißt 
es:  „Das  Sanitätspersonal  soll  seine  Dienste  so  lange  weiter  leisten, 
als  es  notwendig  erscheint,  und  kann  sich  erst  dann  zurückziehen, 
wenn  der  Befehlshaber  des  Schiffes  es  für  zulässig  erklärt'3)." 

')  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  553. 

')  Vgl.  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  50  ff. 

3)  Vgl.  auch  Münzel  S.  155  ff.;  Bircher  S.  46,  55  f.;  Lueder  S.  205. 

4)  Vgl.  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  51. 

5)  Vgl.  auch  die  Vorschläge  von  Triepel  S.  221  ff.;  Moynier  p.  28. 
ü)  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz"  II  §84. 
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Hier  ist  also  keine  Rede  mehr  davon,  daß  der  Befehlshaber  auf 
Nachsuchen  des  Sanitätspersonals  hin  alsbald  den  Zeitpunkt  seines 
Abzuges  zu  bestimmen  habe,  den  er  nur  um  kurze  Zeit,  wenn 
die  Kriegsnotwendigkeit  es  erfordere,  hinausschieben  dürfe;  hier 
ist  es  vielmehr  einzig  und  allein  Sache  des  Befehlshabers,  zu  be- 
stimmen, ob  und  wann  das  Sanitätspersonal  seine  Verrichtungen 
abbrechen  und  sich  zurückziehen  kann J).  Lediglich  die  Schranke 
ist  dem  Ermessen  des  Befehlshabers  gesetzt,  daß  er  es  nur  so  lange 
zurückhalten  darf,  als  es  notwendig  erscheint.  Diese  Schranke 
ist  nun  in  der  neuen  Genfer  Konvention  noch  bestimmter  hervor- 
gehoben durch  die  Worte:  «Lorsque  leur  concours  ne  sera  plus 
indispensible».  Im  übrigen  ist  dem  Ermessen  des  Feindes,  das 
natürlich  von  den  militärischen  Erfordernissen  wesentlich  bestimmt 
wird,  bezüglich  des  Ziels,  ob  Heer  oder  Heimat,  der  Zeit  und 
des  Weges  der  Rücksendung  freier  Spielraum  gelassen.  Die 
Bestimmung  lautet  folgendermaßen:  „Sobald  ihre  Mitwirkung 
nicht  mehr  unentbehrlich  ist,  sollen  sie  zu  ihrem  Heere  oder  in 
ihre  Heimat  zu  solcher  Zeit  und  auf  solchem  Wege,  wie  sich 
mit  den  militärischen  Erfordernissen  vereinbaren  läßt,  zurück- 
geschickt werden."  Solange  sich  das  Sanitätspersonal  jedoch  in 
der  Gewalt  des  Feindes  befindet,  steht  diesem  ein  Aufsichtsrecht 
über  dasselbe  zu  («sous  sa  direction»),  obwohl  es  nicht  als  kriegs- 
gefangen behandelt  werden  darf.  Es  ist  ein  ganz  eigenartiges 
Rechtsverhältnis,  welches  hier  vorliegt2). 

Art.  12  Abs.  3  bestimmt  sodann  weiter:  „Sie  dürfen  in  diesem 
Falle,  d.  h.  im  Fall  der  Rücksendung,  die  Habseligkeiten,  Instrumente, 
Waffen  und  Pferde  mit  sich  nehmen,  die  ihr  Privateigentum  sind." 
Eine  ähnliche  Bestimmung  fand  sich  bereits  in  der  alten  Kon- 
vention (Art.  4),  wo  den  zu  den  Hauptfeldlazaretten  gehörigen 
Personen  das  Recht  eingeräumt  ist,  bei  ihrem  Rückzüge  diejenigen 
Gegenstände  mitzunehmen,  welche  ihr  Privateigentum  sind.  Der 
Personenkreis  wurde  in  der  neuen  Konvention  auf  das  gesamte 
Sanitätspersonal  erweitert,  während  bezüglich  des  Eigentums  eine 
Spezialisierung  Platz  griff,  ohne  daß  aber  nach  dem  Vorschlag 

J)  Bezüglich  der  Zeit  der  Zurücksendung  vgl.  Gillot  p.  239;  Lueder  S.  350; 
Münzel  S.  165. 

2)  Vgl.  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  52;  Münzel 
S.  160;  Gillot  p.  230;  Moynier  p.  28;  Triepel  S.  223;  Meurer,  „Haager  Friedens- 
konferenz" II.  403. 
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des  schweizerischen  Questionnaire  im  Privateigentum  des  Personals 
stehende  Waffen  und  Pferde  von  dieser  Vergünstigung  ausgenommen 
worden  wären l). 

Die  Frage  der  Gebührnisse2)  des  unter  Leitung  des  Feindes 
seine  Verrichtungen  fortsetzenden  Sanitätspersonals  war  in  der 
alten  Konvention  nicht  berührt  worden.  Daß  der  Feind  dieses 
Personal,  dessen  er  sich  zur  Erfüllung  ihm  obliegender  Aufgaben 
bedient,  auch  zu  bezahlen  habe,  entspricht  den  Grundsätzen  der 
Billigkeit  und  ließ  ernstliche  Bedenken  nicht  aufkommen.  Bereits 
Art.  2  der  Genfer  Zusatzartikel  setzte  hier  ein  mit  der  Bestimmung: 
«Des  dispositions  devront  etre  prises  par  les  puissances 
belligerantes  pour  assurer  au  personnel  neutralise,  tombe  entre 
les  mains  de  l'armee  ennemie,  la  jouissance  integrale  de  son 
traitement».  Dementsprechend  legt  auch  das  Haager  Rote-Kreuz- 
Abkommen  (Art.  7  Abs.  3)  den  Kriegsparteien  die  Verpflichtung 
auf,  diesem  Personale,  wenn  es  in  ihre  Hände  fällt,  den  vollen 
Genuß  der  Gebührnisse  zu  sichern.  Beide  Abkommen  stehen 
also  auf  dem  Standpunkt,  daß  der  Feind  die  alten  Gebührnisse 
weiter  entrichten  solle.  Auf  der  Haager  Konferenz  hatte  diese 
Frage  den  Gegenstand  einer  lebhaften  Erörterung  gebildet,  und 
der  Entscheidung  im  angegebenen  Sinn  hatte  besonders  der 
Vertreter  von  Japan  widersprochen.  Auf  der  Genfer  Konferenz 
wurde  die  Ansicht  ausgesprochen,  man  solle  nicht  bestimmte 
Gebührnisse  vorsehen,  sondern  die  Ordnung  dieser  Angelegenheit 
dem  Feind  überlassen.  Die  große  Mehrzahl  der  Kommissions- 
mitglieder jedoch  stimmte  dem  nicht  bei.  Auch  hier  entspann 
sich  dann  wieder  eine  lebhafte  Debatte  darüber,  ob  die  alten 
Gebührnisse  oder  die  Gebührnisse  der  entsprechenden  Dienstgrade 
des  feindlichen  Heeres  bezahlt  werden  sollten.  Es  ist  nicht  zu 
leugnen,  daß  sich  für  beide  Ansichten  gewichtige  Gründe  anführen 
lassen.  Man  entschied  sich  schließlich  im  entgegengesetzten  Sinne 
wie  die  beiden  oben  erwähnten  Abkommen.  Art.  13  der  neuen 
Konvention  bestimmt  nunmehr:  „Der  Feind  sichert  dem  im  Art.  9 
bezeichneten  Personale  (d.  i.  dem  militärischen  Sanitätspersonal), 
solange  es  sich  in  seinen  Händen  befindet,  dieselben  Bezüge  und 

l)  Vgl.  «Actes»  p.  125. 

'-')  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  554,  „Die  Genfer 
Konvention  und  ihre  Reform"  S.  53  f.;  «Actes»  p.  256;  Moynier  p.  21 ;  Lueder 
S.  348  f.;  Bircher  S.  56;  Triepel  S.  223;  Gillot  p.  238;  Münzel  S.  163  f. 
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dieselbe  Löhnung  zu  wie  dem  Personale  gleichen  Dienstgrades 
des  eigenen  Heeres."  Das  Personal  der  Hilfsgesellschaften,  das 
beim  eigenen  Heer  keinen  Sold  bezieht,  hat  naturgemäß  einen 
Anspruch  darauf  auch  beim  Feind  nicht.  Es  konnte  nicht  aus- 
bleiben, daß  die  Bestimmung  des  Haager  Rote-Kreuz-Abkommens 
von  18Q9  über  die  Gebührnisse  im  Sinne  der  Genfer  Konvention 
abgeändert  wurde,  da  jeder  Grund  für  eine  verschiedene  Behand- 
lung dieser  Frage  im  Land-  und  Seekrieg  fehlte.  Tatsächlich  ist 
denn  auch  im  neuen  Haager  Rote-Kreuz- Abkommen  von  1907 
(Art.  10  Abs.  3)  diese  Änderung  vollzogen. 

Was  das  die  Räumungstransporte  begleitende  Sanitätspersonal 
betrifft,  so  lag  kein  Grund  vor,  für  dieses  besondere  oder  auch 
nur  ergänzende  Bestimmungen  zu  treffen.  Vielmehr  findet  auf 
dieses  uneingeschränkt  das  Anwendung,  was  für  das  Sanitäts- 
personal im  allgemeinen  gilt.  Die  erste  Kommission  brauchte  sich 
deshalb  auch  gar  nicht  weiter  damit  zu  beschäftigen.  Kommissions- 
präsident v.  Manteuffel  wies  bei  Eröffnung  der  Diskussion  über 
die  Räumungstransportfrage1)  lediglich  darauf  hin,  daß  über  die 
Behandlung  des  Sanitätspersonals  bereits  völlige  Übereinstimmung 
dahin  erzielt  sei,  daß  es  unter  allen  Umständen  unverletzlich 
sein  müsse.  Der  Bericht  zum  Avant-projet2)  führt  dazu  etwa 
Folgendes  aus  \  ii  Was  das  Sanitätspersonal  und  das  ihm  gleich- 
gestellte Personal  (d.  i.  Verwaltungspersonal,  Sanitätswagenführer, 
Feldprediger,  Personal  der  Hilfsgesellschaften)  betrifft,  so  soll 
diese  Frage  gelöst  sein  durch  den  von  der  zweiten  Kommission 
aufgestellten  Grundsatz,  daß  dieses  Personal  zurückzuschicken  ist, 
sobald  es  entbehrt  werden  kann.  Diesen  Grundsatz  hebt  auch 
der  Generalbericht  Renaults  kurz  hervor3).  Daß  er  auch  im 
Art.  17  selbst  zum  Ausdruck  kommt,  darauf  ist  eingangs  bereits 
hingewiesen.  Zu  bemerken  ist  noch,  daß  das  Sanitätspersonal 
der  Räumungstransporte,  wie  das  Sanitätspersonal  überhaupt,  als 
Kennzeichen  seines  unverletzlichen  Charakters  am  linken  Arm  eine 
weiße  Binde  mit  rotem  Kreuz  trägt4).  Diese  Schutzbinde  wird 
nach  Art.  20  von  der  zuständigen  Militärbehörde  geliefert  und 

')  «Actes»  p.  86. 

2)  «Actes»  p.  102. 

3)  «Actes»  p.  258. 

4)  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  567;  «Actes»  p.  261; 
Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  50;  Gillot  p.  289. 
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gestempelt  und  ist  fest  anzubringen.  Außerdem  haben  die  dem 
Sanitätsdienst  der  Heere  zugeteilten  Personen,  die  keine  militärische 
Uniform  tragen,  also  das  Personal  der  freiwilligen  Krankenpflege, 
einen  Ausweis  über  ihre  Person  bei  sich  zu  führen.  Das  Tragen 
der  Schutzbinde  ist  zwar  nicht  die  vorbehaltlose  Bedingung  der 
Schutzstellung,  wohl  aber  dient  sie  zu  deren  Sicherung  und 
Kennzeichnung. 

Während  so  für  das  begleitende  Sanitätspersonal  besondere 
Bestimmungen  nicht  erforderlich  erschienen,  wurden  solche  bezüg- 
lich der  übrigen  drei  Personengruppen  der  Räumungstransporte 
getroffen.    Darauf  wird  in  Folgendem  näher  einzugehen  sein. 

§  8. 

Behandlung  des  militärischen  Zugführerpersonals. 

Nach  Art.  17  Ziff.  2  erstreckt  sich  die  im  Art.  12  vorgesehene 
Verpflichtung,  das  Sanitätspersonal  zurückzuschicken,  auf  alle 
Militärpersonen,  die  zur  Leitung  der  Beförderung  bestellt  und 
mit  einem  regelrechten  dienstlichen  Auftrage  versehen  sind.  Diese 
Personen  kann  man  kurz  bezeichnen  als  „militärisches  Zugführer- 
personal Die  deutsche  Kriegs-Sanitätsordnung2)  und  die  deutsche 
Felddienstordnung :$)  sprechen  in  diesem  Sinne  von  Kommando- 
oder Transportführern,  denen  die  Aufgabe  obliegt,  für  die  innere 
Ordnung  des  Transports  zu  sorgen. 

Wer  zu  diesem  Personal  zu  rechnen  ist,  darüber  gibt  der 
Generalbericht  Renaults  Auskunft4).  Es  gehören  dazu: 
1.  Die  Führer  der  Wagen,  die  nicht  im  Sanitätsdienst  stehen, 
sondern  anderen  militärischen  Dienstzweigen  entlehnt  sind. 
Solche  Wagen  werden  im  Dienst  der  Krankenpflege  dann 
verwendet,  wenn  die  vorhandenen  Krankenwagen  nicht 
ausreichen.  In  Betracht  kommen  hiefür  hauptsächlich  Lebens- 
mittel-, Gepäck-,  Futter-,  Munitionswagen5).  Führer  dieser 
Wagen  sind  regelmäßig  nicht  etwa  Sanitätsmannschaften, 
sondern  Kavalleristen,  Artilleristen  oder  Trainsoldaten,  die 

1)  Vgl.  oben  S.  14. 

2)  Kriegs-Sanitätsordnung  Ziff.  249,  267. 

3)  Felddienstordnung  Ziff.  527. 

4)  «Actes»  p.  258. 

5)  Vgl.  «Actes»  p.  102. 

5 
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für  diesen  Nichtkombattantendienst  samt  den  Fahrzeugen 
abgestellt  werden; 

2.  bei  Eisenbahntransporten  das  Eisenbahnbetriebspersonal 
(Lokomotivführer,  Heizer,  Bremser  etc.),  soweit  es  Heeres- 
angehörige sind.  Als  Beispiel  dafür  führt  Renault  verschiedene 
in  Frankreich  existierende  Formationen  von  Verkehrstruppen 
an,  denen  im  Deutschen  Reich  eben  unsere  Verkehrstruppen, 
insbesondere  die  Eisenbahntruppen,  entsprechen1); 

3.  bei  Schiffstransporten  die  auf  den  Fahrzeugen  beschäftigten 
staatlichen  Marinesoldaten 2). 

Es  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  diesem  militärischen  Zug- 
führerpersonal der  Räumungstransporte  das  militärische  Fuhr- 
personal der  beweglichen  Sanitätsformationen  entspricht.  Für 
dieses  ist  der  Art.  14  Abs.  1  der  Konvention  maßgebend3).  Dieser 
lautet:  »Die  beweglichen  Sanitätsformationen  sollen,  wenn  sie  in 
die  Hand  des  Feindes  fallen,  ihre  Ausrüstung  mit  Einschluß  der 
Bespannung  behalten,  ohne  daß  es  auf  die  Art  der  Beförderungs- 
mittel und  des  Begleitpersonals  («personnel  conducteur»)  ankäme"4). 
Daraus  ist  zu  entnehmen,  daß  die  Sanitätsformationen  auch  ihr 
Fuhrpersonal,  welcher  Art  es  immer  sei,  also  einschließlich  des 
militärischen  Fuhrpersonals,  behalten.  Eine  gewisse  Einschränkung 
ist  lediglich  dadurch  gegeben,  daß  nach  Art.  14  Abs.  2  die 
zuständige  Militärbehörde  davon  (d.  i.  sowohl  vom  Material  wie 
vom  Personal)  zur  Versorgung  der  Verwundeten  und  Kranken 
Gebrauch  machen  darf. 

Bei  der  gleichartigen  Stellung,  die  das  militärische  Fuhr- 
personal der  beweglichen  Sanitätsformationen  und  das  militärische 
Zugführerpersonal  der  Räumungstransporte  einnehmen,  lag  es 
nahe,  auch  ihre  rechtliche  Behandlung  für  den  Fall,  daß  sie  in 
die  Gewalt  des  Feindes  geraten,  gleichmäßig  zu  gestalten,  also 
auch  für  dieses  Personal  die  Verpflichtung  zur  Rücksendung  an- 
zuordnen. Ein  Widerspruch  dagegen  wurde  bei  den  Genfer 
Verhandlungen  nicht  laut.  Auch  in  diesem  Punkt  hatte  der 
französische  Entwurf5)  bereits  die  richtige  Regelung  vorgesehen  mit 

1)  Vgl.  «Actes»  p.  102. 

2)  A.  a.  O. 

s)  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  556. 

4)  «Actes»  p.  256. 

5)  «Actes»  p.  87. 
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der  Bestimmung:  «Le  personnel  militaire  prepose  au  transport 
sera  renvoye.»  Eine  Lücke,  die  der  russische  Delegierte  Yermoloff 
in  diesem  Entwurf  zu  finden  glaubte1),  war  tatsächlich  nicht 
vorhanden.  Yermoloff  nämlich  meinte,  es  sei  das  Fuhrpersonal 
der  Wagen  nicht  berücksichtigt,  die  nicht  zum  Sanitätsdienst 
gehörten,  sondern  andern  militärischen  Dienstzweigen  entlehnt  seien. 
Diese  Ansicht  war  jedoch  irrig.  Denn  dieses  Personal  gehört 
eben  gerade,  wie  auch  Renaults  Generalbericht2)  hervorhebt,  zu 
der  Gruppe:  «Le  personnel  militaire  prepose  au  transport.»  In 
der  eingangs  erwähnten  Fassung  wurde  die  fragliche  Bestimmung 
geltendes  Recht.  Danach  liegt  für  den  Fall  der  Auflösung  eines 
Räumungstransportes  der  auflösenden  Kriegspartei  die  Verpflichtung 
ob,  alle  zur  Leitung  der  Beförderung  bestellten  Militärpersonen 
zurückzuschicken.  Sie  bleiben  also  von  der  Gefangennahme 
verschont.  Es  ist  aber  selbstverständlich  und  ergibt  sich  auch  aus 
Art.  12,  daß  die  zuständige  feindliche  Militärbehörde  sie  ebenso 
wie  das  begleitende  Sanitätspersonal8)  zur  Versorgung  der  Ver- 
wundeten und  Kranken  so  lange  verwenden  darf,  als  sie  nicht 
entbehrt  werden  können.  Für  ihre  Zurücksendung  gelten  im 
übrigen  ganz  die  gleichen  Vorschriften,  wie  sie  der  Art.  12  für 
das  begleitende  Sanitätspersonal  aufstellt. 

Es  mag  auf  den  ersten  Blick  auffallend  erscheinen,  daß 
dieses  militärische  Zugführerpersonal  in  der  Behandlung  mit  dem 
Sanitätspersonal  auf  gleiche  Stufe  gestellt,  daß  es  nicht  vielmehr 
der  Gefangennahme  ausgesetzt  ist.  Denn  es  unterscheidet  sich 
von  anderen,  der  Gefangennahme  ausgesetzten,  Militärpersonen 
doch  in  nichts  anderem,  als  daß  es  zufällig  bei  einem  Räumungs- 
transport Verwendung  findet.  Aber  eben  gerade  darin  ist  der 
Grund  für  die  glimpfliche  Behandlung  zu  suchen.  Lediglich 
Billigkeitsrücksichten  waren  es,  die  für  die  gewählte  Regelung 
den  Ausschlag  gaben.  Es  erscheint  ungerecht,  so  führt  Renault 
in  seinem  Generalbericht4)  aus,  daß  deshalb,  weil  eine  Kriegs- 
partei in  Ermangelung  von  Krankenwagen  andere  Wagen,  wie 
Lebensmittel-,  Futter-,  Gepäck-  oder  Munitionswagen,  verwendet, 
Kavalleristen,  Artilleristen  oder  Trainsoldaten,  die  diesen  Nicht- 

*)  «Actes»  p.  88. 

2)  «Actes»  p.  258. 

3)  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  553  f. 

4)  «Actes»  p.  258  f. 

5* 
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kombattantendienst  leisten  müssen,  der  Gefahr  der  Gefangennahme 
ausgesetzt  werden,  ohne  sich  auch  nur  dagegen  wehren  zu  können. 
In  diesem  Falle  würde  sich  wohl  kaum  ein  Kampffähiger  dazu 
bereit  finden,  an  einem  Räumungstransport  teilzunehmen  l). 

Zu  bemerken  ist  nun  aber  noch,  daß  die  Schutzstellung 
des  militärischen  Zugführerpersonals  zur  Voraussetzung  hat,  daß 
dasselbe  mit  einem  regelrechten  dienstlichen  Auftrage  versehen 
ist2),  über  den  es  sich  natürlich  unter  Umständen  auch  aus- 
zuweisen haben  wird.  In  jedem,  auch  dem  best  disziplinierten 
Heere  gibt  es  Leute,  die  den  Kriegsgefahren  nach  Möglichkeit 
auszuweichen  trachten.  Für  solche  ist  die  Einreihung  in  das 
militärische  Zugführerpersonal  eines  Räumungstransportes  wegen 
der  damit  verbundenen  Schutzstellung  eine  willkommene  und 
erstrebenswerte  Gelegenheit.  Um  nun  zu  verhindern,  daß  sich 
in  dieses  Personal  Leute  einschmuggeln,  die  mit  einem  regel- 
rechten dienstlichen  Auftrage  nicht  versehen  sind,  wurde  obige 
Bestimmung  getroffen,  wonach  diese  Leute  die  sonst  gewähr- 
leistete Schutzstellung  nicht  genießen.  Sie  unterstehen  einfach 
den  allgemeinen  kriegsrechtlichen  Bestimmungen,  wie  sie  für  die 
meisten  Staaten  im  Haager  Landkriegsreglement  von  1899  bezw. 
1907  enthalten  sind,  und  können  danach  von  der  auflösenden 
Kriegspartei,  in  deren  Hände  sie  fallen,  gefangen  genommen 
werden.  In  den  ersten  beiden  Entwürfen 3)  ist  der  Zusatz: 
«et  muni  ä  cet  effet  d'un  mandat  regulier»  noch  nicht  enthalten. 
Er  erscheint  zum  erstenmal  im  dritten  Entwurf4),  der  der  Voll- 
versammlung vom  5.  Juli 5)  vorlag  und  ohne  Debatte  zur  Annahme 
gelangte.  Weder  über  das  Fehlen  dieses  Zusatzes  in  den  ersten 
Entwürfen,  noch  über  sein  Auftreten  im  dritten  Entwurf  wurde 
im  Laufe  der  Verhandlungen  auch  nur  ein  einziges  Wort  verloren. 
Schon  aus  diesem  Umstände  geht  hervor,  daß  er  vielleicht  nicht 
unbedingt  nötig  gewesen  wäre.  Sein  Fehlen  wäre  jedenfalls 
rechtlich  nicht  von  Einfluß  gewesen.  Denn  das  Vorliegen  eines 
regelrechten  dienstlichen  Auftrages  erscheint  im  Grunde  als  ein 
ganz  selbstverständliches  Erfordernis  für  die  Begründung  der 

J)  Vgl.  auch  «Actes»  p.  102. 

2)  «pour  eviter  toute  fraude».    «Actes»  p.  252. 

3)  «Actes»  p.  94  und  p.  102. 

4)  «Actes»  p.  259. 

5)  «Actes»  p.  235  ff. 
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Schutzstellung.  Der  Grund,  weshalb  man  doch  im  letzten 
Moment  noch  den  Zusatz  einschaltete,  wird  hauptsächlich  in  dem 
Bestreben,  jedes  Mißverständnis  auszuschließen,  zu  suchen  sein. 

§  9. 

Behandlung  des  militärischen  Begleitkommandos. 

Nach  Art.  17  Ziff.  2  erstreckt  sich  die  im  Art.  12  vorgesehene 
Verpflichtung,  das  Sanitätspersonal  zurückzuschicken,  ferner  auf  alle 
Militärpersonen,  die  zur  Leitung  der  Bewachung  des  Transportes 
bestellt  und  mit  einem  regelrechten  dienstlichen  Auftrage  versehen 
sind.  Es  ist  das  eine  weitere  Gruppe  der  bei  den  Räumungs- 
transporten verwendeten  Personen,  die  mit  einem  kurzen,  der 
deutschen  Kriegs -Sanitätsordnung  entlehnten  Ausdruck  als 
„militärisches  Begleitkommando"1)  bezeichnet  werden  kann.  Mit 
diesem  „  militärischen  Begleitkommando "  hat  es  folgende 
Bewandtnis :  Es  ist  ohne  weiteres  klar,  daß  die  Räumungstransporte 
einer  Wachtmannschaft  bedürfen  einmal  zur  Aufrechterhaltung  der 
Ordnung  nach  innen,  dann  aber  auch  zum  Schutz  gegen  wider- 
rechtliche Angriffe  von  außen.  Solche  Angriffe  drohen  nicht 
selten  von  der  Bevölkerung  des  feindlichen  Landes,  die  in  ihrer 
fanatischen  Wut  auch  vor  einer  Mißhandlung  der  Kranken  und 
Verwundeten  zuweilen  nicht  zurückschreckt.  Auf  den  Kriegs- 
schauplätzen treibt  sich  außerdem  allerlei  zweifelhaftes  Gesindel 
herum,  das  eine  passende  Gelegenheit,  zu  rauben  und  zu  plündern, 
nicht  unbenützt  vorübergehen  läßt.  Auch  die  Räumungstrans- 
porte bleiben  von  Überfällen  dieser  Art  nicht  verschont.  Sie 
bedürfen  deshalb  einer  ausreichenden  Bedeckung  zum  Schutze 
gegen  derartige  Überfälle2).  In  den  Heeren  der  meisten  Staaten 
nun  sind  die  Krankenwärter  selbst  bewaffnet.  Wo  dies  in  aus- 
reichendem Maße  der  Fall  ist,  können  also  die  Krankenwärter  die 
Verteidigung  der  Räumungstransporte  übernehmen.  Allein  wohl 
in  den  seltensten  Fällen  werden  die  Krankenwärter  ohne  Vernach- 
lässigung ihrer  eigentlichen  Aufgabe  eine  genügende  Wehrkraft 
besitzen,  um  erfolgreich  gegen  derartige  Überfälle  ankämpfen  zu 
können.  Davon  kann  vollends  dann  keine  Rede  sein,  wenn  die 
Krankenwärter,  wie  es  in  einzelnen  Staaten  der  Fall  ist,  überhaupt 

*)  Vgl.  oben  S.  14;  Kriegs-Sanitätsordnung  Ziff.  267. 
2)  Vgl.  zu  Folgendem  «Actes»  p.  103. 
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nicht  bewaffnet  sind.  Es  ist  deshalb  die  Zuteilung  einer 
militärischen  Abteilung  oder  von  Wachtposten  in  vielen  Fällen 
nicht  zu  umgehen.  Auch  hier  drängt  sich  ein  Vergleich  mit  dem 
entsprechenden  Personal  der  beweglichen  Sanitätsformation  auf1). 
Auch  diese  bedürfen  eines  Schutzes  aus  denselben  Gründen  wie 
die  Räumungstransporte2).  Bewaffnetes  Krankenpflegepersonal  ist 
häufig  nicht  in  ausreichendem  Maße  vorhanden.  Deshalb  wird 
eine  militärische  Abteilung  oder  Wachtposten  zu  ihrer  Bewachung 
herangezogen.  Die  Frage  ist  nun  die:  Werden  diese  militärischen 
Posten  für  den  Fall,  daß  die  Sanitätsformation  in  die  Gewalt  des 
Feindes  gerät,  kriegsgefangen  oder  genießen  sie  den  Schutz  des 
Sanitätspersonals?  Die  alte  Konvention  sprach  sich  über  diese 
Frage  überhaupt  nicht  aus.  Sie  berücksichtigt  den  Fall  der 
Bewachung  einer  Sanitätsformation  durch  militärische  Posten 
lediglich  zum  Schutze  gegen  äußere  Angriffe  überhaupt  nicht, 
sondern  faßt  nur  den  Fall  ins  Auge,  daß  eine  Sanitätsanstalt  mit 
Militär  («par  une  force  militaire»)  besetzt  wird8).  Diese  Tatsache 
sollte  nach  Art.  1  Abs.  2  der  alten  Konvention  den  Verlust  der 
Neutralität  der  Anstalt  begründen,  wie  denn  auch  nach  Art.  27 
des  Haager  Landkriegsreglements4)  die  Sanitätsanstalten  ihres 
Schutzes  verlustig  gehen  sollen,  sobald  sie  zu  militärischen  Zwecken 
Verwendung  finden.  Eine  solche  Verwendung  zu  militärischen 
Zwecken  ist  aber  erst  dann  gegeben,  wenn  die  Sanitätsanstalt 
durch  die  militärische  Besetzung  zu  einer  Angriffs-  oder  Ver- 
teidigungsstellung wird  mit  der  Bestimmung,  dem  vordringenden 
Feind  Widerstand  zu  leisten5).  Dagegen  sollte  auch  nach  der 
alten  Konvention  eine  Sanitätsanstalt  nicht  schon  deshalb  ihres 
Schutzes  verlustig  gehen 6),  weil  sie  von  militärischen  Posten 
bewacht  wurde.  Zweifelhaft  war  nur  das  Schicksal  dieser  Posten 
selbst,  wenn  die  Anstalt  in  Feindes  Hände  fiel7).    Die  Übung 

x)  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  548,  546;  „Die  Genfer 
Konvention  und  ihre  Reform"  S.  39. 

2)  Vgl.  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  49;  Lueder 
346;  Dahn,  „Bausteine"  V.  1.  S.  99;  Gillot  p.  235  ff.  und  Triepel  S.  221. 

3)  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  39. 

4)  Vgl.  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz"  II.  167  f. 

5)  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  39;  Lueder 
S.  375;  Münzel  S.  188  f. 

6)  Moynier  p.  20;  Dahn,  „Bausteine"  V.  1.  S.  98. 

7)  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  40;  Gillot  p.  263. 
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war  allgemein  die,  daß  die  Posten  zu  Kriegsgefangenen  gemacht 
wurden,  und  vom  juristischen  Standpunkt  aus  war  dagegen 
sicher  nichts  einzuwenden.  Denn  zu  dem  Lazarettpersonal  des 
Art.  2  der  alten  Konvention  gehörten  die  militärischen  Posten  nicht1) 
und  waren  deshalb  auch  von  dessen  Schutzstellung  ausgeschlossen. 
Die  Gefangennahme  erschien  um  so  mehr  gerechtfertigt2),  als  die 
Wachtposten  in  ihrer  Eigenschaft  als  Kombattanten  dem  Feinde 
alsbald  nach  ihrer  Freilassung  wieder  im  Kampfe  gegenübertreten 
würden.  Auf  einen  anderen  Standpunkt,  einen  weniger  juristischen, 
dafür  um  so  humaneren,  hat  sich  die  neue  Konvention  gestellt. 
Art.  9  Abs.  2  dieser  Konvention  sichert  der  Wachtmannschaft  der 
Sanitätsformationen  volle  Unverletzlichkeit  zu.  Für  den  Fall,  daß 
sie  in  Feindes  Gewalt  gerät,  darf  sie  nicht  als  kriegsgefangen 
behandelt,  sondern  muß  nach  den  für  das  Sanitätspersonal  im 
Art.  12  Abs.  2  vorgesehenen  Bestimmungen  zurückgeschickt 
werden.  Auch  für  die  Wachtmannschaft  ist  ein  regelrechter 
dienstlicher  Auftrag  die  Voraussetzung  der  Schutzstellung,  auch 
wieder,  wie  der  Renaultsche  Hauptbericht3)  sich  ausdrückt,  «pour 
eviter  toute  fraude».  Maßgebend  für  die  Regelung  der  vor- 
liegenden Frage  in  dem  angegebenen  Sinn  war  auch  wieder  die 
Erwägung,  daß  es  unbillig  wäre4),  die  Wachtmannschaft  der 
beweglichen  Sanitätsformationen,  die  nur  dazu  da  ist,  fehlende 
bewaffnete  Krankenwärter  zu  ersetzen,  und  dem  Feind  nicht  einmal 
kämpfend  gegenübertritt,  der  Gefangennahme  ohne  die  Möglichkeit 
einer  Verteidigung  auszusetzen.  Zugleich  ist  nunmehr  der  Gefahr 
vorgebeugt,  daß  die  Sanitätsformationen  in  ihrem  Betrieb  eine 
Störung  erleiden  und  einer  Plünderung  preisgegeben  werden,  indem 
die  Wachtmannschaft  zur  Rettung  von  der  Kriegsgefangenschaft, 
wie  zu  befürchten  wäre,  sich  zurückzöge5)  und  die  Sanitäts- 
formation bis  zur  Besitzergreifung  durch  den  Feind  von  jeglichem 
Schutze  oder  doch  von  ausreichendem  Schutze  entblößt  wäre. 

Ganz  die  gleiche  Stellung  wie  die  Wachtmannschaft  bei  den 
beweglichen  Sanitätsformationen  nimmt  das  militärische  Begleit- 
kommando bei  den  Räumungstransporten  ein.    Es  lag,  wie  auch 

')  Dahn,  „Bausteine"  V.  I.  S.  98. 

2)  Triepel  S.  224. 

3)  «Actes»  p.  252. 

4)  *  Actes»  p.  252. 

5)  Gillot  p.  263, 
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Renault  in  seinem  Generalbericht  betont1),  kein  Grund  vor,  in 
ihrer  rechtlichen  Behandlung  für  den  Fall,  daß  sie  in  Feindeshand 
geraten,  einen  Unterschied  zu  machen.  Bei  den  Genfer  Beratungen 
gab  diese  Frage  denn  auch  zu  Meinungsverschiedenheiten  in 
keiner  Weise  Anlaß.  Auffallenderweise  war  das  Begleitkommando 
in  dem  sonst  sehr  brauchbaren  französischen  Entwurf2)  gänzlich 
unberücksichtigt  geblieben.  Jedoch  im  ersten  offiellen  Entwurf3) 
bereits  ist  diese  Lücke  vermieden  und  die  eingangs  erwähnte, 
zum  geltenden  Recht  gewordene  Fassung  gefunden.  Danach  liegt 
für  den  Fall  der  Auflösung  eines  Räumungstransportes  der  auf- 
lösenden Kriegspartei  die  Verpflichtung  ob,  alle  zur  Leitung  der 
Bewachung  des  Transportes  bestellten  Militärpersonen  zurück- 
zuschicken. Sie  bleiben  also  von  der  Gefangennahme  verschont. 
Auch  sie  können,  was  freilich  nicht  oft  vorkommen  wird,  von 
der  zuständigen  feindlichen  Militärbehörde  zur  Versorgung  der 
Kranken  und  Verwundeten  so  lange  zurückbehalten  werden,  als 
sie  unentbehrlich  sind.  Für  ihre  Zurücksendung  gelten  im  übrigen 
ganz  die  gleichen  Vorschriften,  wie  sie  der  Art.  12  für  das 
Sanitätspersonal  aufstellt.  Auch  bei  ihnen  machte  man  aus  den 
oben4)  angeführten  Gründen  die  Schutzstellung  abhängig  von 
einem  regelrechten  dienstlichen  Auftrag.  Für  die  Behandlung  des 
militärischen  Begleitkommandos  in  vorstehendem  Sinne  waren  die 
gleichen  Erwägungen  ausschlaggebend  wie  für  die  Behandlung  des 
militärischen  Zugführerpersonals  der  Räumungstransporte  und  der 
Wachtmannschaft  der  Sanitätsformationen.  Der  Bericht  zum  Avant- 
projet5) hebt  dies  bezüglich  des  militärischen  Begleitkommandos 
nochmals  besonders  hervor.  Man  wollte  nicht  haben,  daß  dieses 
Personal  den  Mangel  an  bewaffnetem  Sanitätspersonal  mit  seiner 
Gefangennahme  büßen  muß. 

Eine  «Obligation  de  renvoyer»  besteht  demnach  für  folgende 
drei  Gruppen  des  Krankentransportpersonals:  1.  das  begleitende 
Sanitätspersonal6),  2.  das  militärische  Zugführerpersonal7),  3.  das 


x)  «Actes»  p.  259. 

2)  «Actes»  p.  87. 

3)  «Actes»  p.  94. 

4)  Vgl.  oben  S.  68,  71. 

5)  «Actes»  p.  103. 

6)  Vgl.  oben  S.  57  ff. 

7)  Vgl.  oben  S.  65  ff. 
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militärische  Begleitkommando1).  Dieselbe  Verpflichtung  besteht 
auch  für  die  entsprechenden  Gruppen  der  Sanitätsformationen2): 

I.  das  Sanitätspersonal,  2.  das  militärische  Fuhrpersonal,  3.  die 
Wachtmannschaft.  Eine  Gefangennahme  aller  dieser  Personen- 
gruppen ist  damit  ausgeschlossen,  dagegen  ist  dieselbe  zulässig 
bei  den  Kranken  und  Verwundeten  sowohl  der  Räumungstransporte 
wie  der  Sanitätsformationen.  Auch  in  diesen  Punkten  erleidet 
also  der  an  der  Spitze  des  Art.  17  stehende  Grundsatz  der 
gleichmäßigen  Behandlung  der  Räumungstransporte  und  der 
beweglichen  Sanitätsformationen 3)  keine  Ausnahme. 

§  10. 

Behandlung  des  Zivilpersonals. 

Zunächst  bedarf  es  wohl  einer  Erklärung,  wie  es  kommt, 
daß  bei  den  Räumungstransporten  überhaupt  Zivilpersonal  Ver- 
wendung findet.  Diese  Erklärung  ist  sehr  einfach.  Ebenso  wie  in 
den  seltensten  Fällen  das  amtliche  Sanitätsmaterial  zur  Bewältigung 
des  Räumungstransportverkehrs  ausreicht  und  deshalb  zu  diesem 
Zweck  private  Transportmittel  requiriert  werden  müssen,  so  stellt 
sich  in  der  Regel  auch  ein  empfindlicher  Mangel  an  amtlichem, 
für  diese  Zwecke  zur  Verfügung  stehendem  Personal  ein,  dem  durch 
Beiziehung  von  Zivilpersonal  abgeholfen  werden  muß.  Die  Regel 
wird  es  bilden,  daß  bei  Requisition  von  Transportmitteln  gleich- 
zeitig das  zu  deren  Bedienung  notwendige  Personal  seitens  der 
Militärverwaltung  angefordert  wird4).  Demnach  wird  sich  das  bei 
den  Räumungstransporten  verwendete  Zivilpersonal  zusammen- 
setzen aus  dem  Fuhrpersonal  der  requirierten  Wagen,  aus  dem 
Betriebspersonal  privater  Eisenbahnen  und  aus  der  Bedienungs- 
mannschaft requirierter  Handelsschiffe5). 

Was  die  Behandlung  dieses  Personals  im  Falle  der  Auflösung 
eines  Räumungstransportes  betrifft,  so  teilten  sämtliche  Mitglieder 
der  ersten  Kommisson  den  auch  vom  französischen  Entwurf ,!) 

x)  Vgl.  oben  S.  69  ff. 

2)  Vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  538  ff.,  556. 

3)  Vgl.  oben  S.  31  ff. 

4)  Über  das  Requisitionsrecht  vgl.  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz" 

II.  292  ff. 

5)  «Actes»  p.  102,  259. 

6)  «Actes»  p.  87. 
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eingenommenen  Standpunkt,  daß  dieses  Personal  den  allgemeinen 
Regeln  des  Völkerrechts  unterstehe.  Schwierigkeiten  bereitete 
lediglich  der  für  »Völkerrecht"  im  französischen  Text  zu  wählende 
Ausdruck.  Man  schwankte  zwischen  «droit  commun»,  «droit 
international»  und  «droit  des  gens».  Letzterer  Ausdruck  wurde 
schließlich  gewählt,  obwohl  er  auf  Anregung  des  englischen 
Delegierten  Holland1)  hin  als  „veraltet"  vorübergehend  durch  den 
Ausdruck  «droit  international»  ersetzt  worden  war2).  Darüber 
aber  war  man  sich  nach  wie  vor  einig,  daß  das  Zivilpersonal  den 
allgemeinen  Regeln  des  Völkerrechts  unterstehen  müsse.  Diese 
Bestimmung  wurde  denn  auch  geltendes  Recht. 

Für  die  weitaus  größte  Zahl  der  Staaten  finden  sich  die 
allgemeinen  Regeln  des  Völkerrechts  bezüglich  der  vorliegenden 
Frage  in  dem  Haager  Landkriegsreglement  von  1899  bezw.  1907. 
Als  nächstliegender  Punkt  ist  festzustellen,  ob  hiernach  das  Zivil- 
personal von  der  den  Transport  auflösenden  Kriegspartei  gefangen 
genommen  werden  kann  oder  nicht.  Diese  Frage  ist  in  verneinendem 
Sinne  zu  beantworten,  wie  das  auch  der  Generalbericht  Renaults8) 
tut.  Voraussetzung  für  die  Gefangennahme  ist,  daß  der  Gefangen- 
zunehmende ein  Angehöriger  der  bewaffneten  Macht,  sei  es  als 
Kombattant  oder  als  Nichtkombattant,  einer  der  Kriegsparteien  ist. 
Als  Angehörige  der  bewaffneten  Macht  sind  zu  betrachten  die 
Angehörigen  des  Heeres,  die  Angehörigen  der  Milizen  und 
Freiwilligenkorps,  vorausgesetzt,  daß  diese  die  Bedingungen  des 
Art.  1  des  Haager  Landkriegsreglements  erfüllen,  endlich  die 
Bevölkerung  eines  nicht  besetzten  Gebietes,  die  beim  Herannahen 
des  Feindes  aus  eigenem  Antrieb  zu  den  Waffen  greift,  um  die 
eindringenden  Truppen  zu  bekämpfen,  nach  Maßgabe  des  Art.  2  des 
Haager  Landkriegsreglements4).  Dagegen  ist  das  Zivilpersonal  der 
Räumungstransporte  nicht  zur  bewaffneten  Macht  einer  Kriegs- 
partei zu  rechnen  und  kann  deshalb  auch  nicht  kriegsgefangen 
gemacht  werden.  Eine  andere  Frage  wäre  die,  ob  es  sich  nicht 
etwa  durch  seine  Teilnahme  an  den  Räumungstransporten  einer 
strafbaren  Handlung  schuldig  macht,  indem  darin  ein  Verstoß 
gegen  die  Kriegsgesetze  zu  erblicken  sei.    Aber  auch  davon  kann 

*)  «Actes»  p.  95. 

2)  Vgl.  die  verschiedenen  Entwürfe  «Actes»  p.  94,  106,  259. 

3)  «Actes»  p.  259. 

4)  Vgl.  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz"  II.  96  ff. 
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keine  Rede  sein.  Vor  allem  haben  sich  diese  Personen  nicht 
eigenmächtig  an  den  Kriegsunternehmungen  beteiligt,  sondern 
haben  sich  erst  auf  das  ausdrückliche  Verlangen  einer  Kriegspartei 
dem  Sanitätsdienst  gewidmet.  Solche  Dienstleistungen  aber  von 
der  Bevölkerung  zu  fordern,  dazu  sind  die  Kriegsparteien  nach 
Art.  52  des  Haager  Landkriegsreglements  berechtigt l).  Denn 
eine  Dienstleistung  bei  den  Räumungstransporten  enthält  für  die 
Bevölkerung  nicht  die  Verpflichtung,  an  Kriegsunternehmungen 
gegen  ihr  Vaterland  teilzunehmen.  Die  Bevölkerung  ist  deshalb 
zur  Übernahme  derselben  verpflichtet  und  kann  mit  Gewalt  dazu 
gezwungen  werden.  Daß  sie  sich  dadurch  einer  strafbaren 
Handlung  schuldig  macht,  davon  kann  nachgerade  keine  Rede 
sein.  Als  Regel  wird  es  demnach  zu  gelten  haben,  daß  die  Kriegs- 
partei, die  einen  Räumungstransport  auflöst,  das  Zivilpersonal 
entweder  freiläßt  oder  heimsendet. 

Unter  Umständen  ist  aber  noch  eine  andere  Möglichkeit 
gegeben.  Die  Kriegspartei  kann,  wie  auch  der  Generalbericht 
Renaults'2)  betont,  das  Zivilpersonal  seinerseits  requirieren3).  Dabei 
müssen  selbstverständlich  die  allgemeinen  Bestimmungen  über 
Requisitionsrecht,  wie  sie  für  die  Requisitionen  im  Feindesland 
das  Völkerrecht,  für  die  Requisitionen  im  eigenen  Land  das 
Staatsrecht  aufstellt4),  eingehalten  werden.  Wie  jede  Ausübung 
des  Requisitionsrechts,  so  darf  auch  die  Forderung  von  Dienst- 
leistungen für  die  Räumungstransporte  nur  dann  Platz  greifen, 
wenn  die  militärische  Notwendigkeit  es  erfordert.  Denn  das 
Requisitionsrecht  wie  auch  das  Kontributionsrecht  «war,  ist  und 
wird  immer  ein  Notrecht  sein5)". 

Die  Rechtslage G)  des  Zivilpersonals  der  Räumungstransporte 
bei  deren  Auflösung  ist  also  kurz  folgende:  die  Gefangennahme 
desselben  ist  ausgeschlossen,  wohl  aber  ist  seine  neuerliche 
Requisition  durch  die  auflösende  Kriegspartei  möglich.  Wird 
dieses  Requisitionsrecht  nicht  ausgeübt,  so  hat  seine  Freilassung 


*)  Vgl.  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz"  II.  S.  293. 

2)  «Actes»  p.  259. 

3)  Landkriegsreglement  Art.  52. 

4)  Für  Deutschland  gilt  das  Reichsgesetz  über  die  Kriegsleistungen  vom 
13.  Juni  1873;  vgl.  insbesondere  §3. 

5)  Bonfils  S.  639;  Meurer,  „Die  Haager  Friedenskonferenz"  II.  292. 

6)  Vgl.  auch  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  562. 
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oder  Heimsendung  zu  erfolgen.  Diese  Rechtslage  ist  nun  freilich 
nur  dann  gegeben,  wenn  der  Krieg  zwischen  zwei  Mächten  geführt 
wird,  die  der  Haager  Konvention  beigetreten  sind,  sodaß  das 
Haager  Landkriegsreglement  für  sie  die  allgemeinen  völkerrechtlichen 
Regeln  enthält.  Allein  bei  der  Geltung  dieser  Konvention  in  der 
ganzen  zivilisierten  Welt  erscheint  es  überflüssig,  solche  Ausnahme- 
fälle näher  ins  Auge  zu  fassen.  Die  Neuredaktion  des  Landkriegs- 
reglements auf  der  vorjährigen  Haager  Konferenz  übte  auf  die 
vorliegende  Frage  einen  Einfluß  nicht  aus,  wie  überhaupt  grund- 
sätzliche Änderungen  des  alten  Reglements  nicht  veranlaßt  waren, 
es  sich  vielmehr  hauptsächlich  um  Ergänzungen  handeln  konnte. 

Die  Frage  der  Behandlung  des  Krankentransportpersonals 
ist  damit  erledigt.  Ein  wichtiger  Grundsatz  gilt  für  alle  vier 
Gruppen  desselben,  nämlich  der,  daß  keine  Gruppe  von  der  den 
Transport  auflösenden  Kriegspartei  gefangen  genommen  werden 
darf.  Mögen  die  Gründe  für  diese  Schutzstellung  bei  den 
verschiedenen  Gruppen  verschiedener  Art  sein,  jedenfalls  ist  sie 
im  Interesse  der  Kranken  und  Verwundeten  nur  zu  begrüßen. 
Ihre  sorgfältige  Pflege  ist  damit  am  besten  sichergestellt.  Eine 
durchgehende  Gleichartigkeit  der  Behandlung  des  Räumungs- 
transportpersonals und  der  des  Personals  der  beweglichen  Sanitäts- 
formationen ist  nicht  zu  verkennen,  sodaß  in  dieser  Richtung  von 
eigentlichen  „Sonderbestimmungen"  nicht  gesprochen  werden 
kann.  Vielmehr  sind  es  nur  »  ausdrückliche  Bestimmungen"  zu 
dem  Zweck,  ja  keine  Zweifel  und  Mißverständnisse  aufkommen 
zu  lassen.  Im  Folgenden  ist  nun  noch  die  Rechtsstellung  des 
dritten  Bestandteils  der  Räumungstranporte,  des  Materials,  im 
Falle  ihrer  Auflösung  einer  genaueren  Darstellung  und  Würdigung 
zu  unterziehen. 


Viertes  Kapitel. 
Behandlung  des  Krankentransportmaterials. 

§  IL 

Behandlung  des  amtlichen  Krankentransportmaterials. 

Das  Krankentransportmaterial,  welches  bei  den  Räumungs- 
transporten Verwendung  findet1),  zerfällt  in  das  amtliche  und  in 

*)  «Actes»  p.  103  f.,  259;  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  562  f 
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das  requirierte,  also  private  Krankentransportmaterial.  Letzteres 
scheidet  vorläufig  noch  aus  und  wird  im  nächsten  Paragraphen 
Gegenstand  der  Besprechung  sein.  Das  amtliche  Krankentransport- 
material zerfällt  wiederum  in  das  staatliche  Sanitätsmaterial  und 
in  das  staatliche  Material,  das  anderen  militärischen  Dienstzweigen 
angehört.  Zunächst  soll  hier  das  staatliche  Sanitätsmaterial  ins 
Auge  gefaßt  werden. 

I.  Zu  dem  staatlichen  Sanitätsmaterial  ist  sowohl  dasjenige 
Material  zu  rechnen,  welches  im  Eigentum  des  Staates  selbst 
steht,  als  auch  dasjenige,  welches  im  Eigentum  von  staatlich 
anerkannten  Hilfsgesellschaften  sich  befindet.  Dasselbe  setzt  sich 
zusammen  aus  Krankenwagen,  Sanitätszügen  und  Lazarettschiffen 
der  Inlandsgewässer  samt  der  dazugehörigen  Ausstattung.  Da- 
gegen scheiden  hier  aus  die  Lazarettschiffe  auf  offener  See,  die  im 
Haager  Rote-Kreuz- Abkommen  l)  behandelt  sind.  Art.  17  spricht 
deshalb  auch  ausdrücklich  nur  von  «bateaux  de  la  navigation 
interieure».  In  den  ersten  Entwürfen  2)  fehlte  das  Wort  interieure. 
Erst  auf  Anregung  des  russischen  Delegierten  Yermoloff  hin 3) 
wurde  es  eingeschaltet,  um  jeden  Zweifel  darüber  auszuschließen, 
daß  es  sich  hier  nur  um  Fahrzeuge  der  Binnenschiffahrt  handelt. 

Bei  den  Beratungen  der  ersten  Kommission  über  die 
Räumungstransporte  fand  die  Materialfrage  eine  weit  eingehendere 
Prüfung  als  die  Personalfrage  und  die  Frage  der  Behandlung  der 
Kranken  und  Verwundeten.  Der  Grund  hiefür  liegt  nun  aber 
nicht  etwa  darin,  daß  die  Materialfrage  die  anderen  an  Wichtig- 
keit überträfe,  sondern  lediglich  darin,  daß  sie  noch  vollkommen 
ungeklärt  war,  während  man  sich  bezüglich  der  anderen  auf 
bereits  von  den  übrigen  Kommissionen  gefaßte  Beschlüsse  beziehen 
konnte.  Als  Kommissions-Präsident  v.  Manteuffel  die  Diskussion 
über  die  Räumungstransporte  eröffnete4),  meinte  er  deshalb  auch, 
die  einzige  Frage,  die  der  Kommission  noch  zu  lösen  bleibe,  sei 
die  der  Behandlung  des  Materials.  Man  war  sich  nun  keineswegs 
von  vornherein  klar,  wie  dieselbe  anzupacken  sei.  Der  französische 
Entwurf5)  findet  sich  mit  ihr  in  der  Weise  ab,  daß  er  lediglich 

Vgl.  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz"  II.  364  ff. 

2)  Vgl.  «Actes»  p.  95,  106. 

3)  «Actes»  p.  95. 

4)  «Actes»  p.  86  f. 

5)  «Actes»  p.  87. 
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die  eine  Bestimmung  vorsieht,  das  Sanitätspersonal  sei  bei 
Auflösung  eines  Transportes  zurückzusenden.  Als  direkt  verfehlt 
ist  diese  Bestimmung  ja  freilich  nicht  zu  bezeichnen.  Denn  wie 
sich  später  zeigen  wird,  wurde  dieselbe  tatsächlich  für  das 
staatliche  Sanitätsmaterial  aufrechterhalten.  Allein  die  bloße  Be- 
zeichnung „  Sanitätsmaterial "  war  doch  etwas  zu  allgemein  und 
bedurfte  einer  Spezialisierung.  Der  deutsche  Delegierte  Villaret J) 
vertrat  den  Standpunkt,  daß  dasjenige  Material,  welches  das  rote 
Kreuz  trage,  unverletzlich  sei,  während  das  übrige  Material, 
welches  dieses  Zeichen  nicht  trage,  weggenommen  werden  solle. 
Damit  wäre  das  rote  Kreuz  zur  Bedingung  für  die  Unverletzlich- 
keit des  Sanitätsmaterials  geworden.  Diese  wäre  von  der  An- 
bringung des  roten  Kreuzes  abhängig  gemacht,  während  sie 
richtiger  Ansicht  nach  doch  in  dem  Sanitätscharakter  des  Materials 
selbst  begründet  ist,  von  dem  man  auch  auf  andere  Weise 
Kenntnis  erlangt  haben  kann  2).  Gerade  die  entscheidende  Frage 
aber,  welches  Material  mit  dem  roten  Kreuz  versehen  werden 
darf,  wäre  damit  nicht  gelöst.  Villarets  Vorschlag  fand  deshalb 
auch  nicht  den  Beifall  der  Kommission.  Erst  als  der  russische 
Delegierte  Yermoloff 3)  mit  dem  Vorschlag  der  eingangs  dar- 
gelegten Dreiteilung  des  Materials  hervortrat,  war  der  richtige 
Weg  zur  Lösung  der  Frage  gefunden.  Er  gab  auch  gleich 
zutreffende  Fingerzeige  für  die  Behandlung  der  drei  Material- 
gruppen im  Falle  der  Auflösung  eines  Transportes.  Für  das 
staatliche  Sanitätsmaterial  forderte  er  unbedingten  Schutz.  In 
diesem  Sinne  wurde  die  Frage  dann  auch  geregelt.  Nach  Art.  17 
Abs.  2  besteht  für  die  einen  Transport  auflösende  Kriegspartei  die 
Verpflichtung,  „die  für  Räumungszwecke  besonders  eingerichteten 
Eisenbahnzüge  und  Fahrzeuge  der  Binnenschiffahrt,  sowie  die  Aus- 
stattung der  zum  Sanitätsdienste  gehörenden  gewöhnlichen  Wagen, 
Eisenbahnzüge  und  Schiffsfahrzeuge"  zurückzugeben.  Durch  diese 
Bestimmung  ist  dem  Sanitätsmaterial  der  Räumungstransporte 
keineswegs  eine  Ausnahmestellung  eingeräumt,  vielmehr  besteht 
eine  Verpflichtung  zur  Rückgabe  beim  Sanitätsmaterial  der  be- 
weglichen Sanitätsformationen  in  gleicher  Weise4).    Bereits  nach 

»)  «Actes»  p.  87. 

2)  Vgl.  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  31. 

3)  «Actes»  p.  88. 

4)  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  556.    «Actes«  p.  256. 
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der  alten  Konvention  (Art.  4  Abs.  2) l)  durften  die  Feldlazarette 
ihr  Material  behalten,  d.  h.  es  blieb  dem  Sanitätspersonale,  das 
der  Gefangennahme  nach  Art.  2  nicht  ausgesetzt  war  2),  zur  freien 
Verfügung.  Dementsprechend  bestimmte  die  alte  Felddienstordnung 
(Ziff.  475  Abs.  3),  daß  das  Material  der  Feldlazarette  von  dem 
zur  eigenen  Armee  zurückkehrenden  Personal  als  neutral  mit- 
genommen werden  durfte.  Im  Gegensatz  zum  Material  der 
Feldlazarette  sollte  nach  Art.  4  Abs.  1  der  alten  Konvention  das 
Material  der  stehenden  Kriegslazarette  den  Kriegsgesetzen  unter- 
stehen und  demnach  vom  Feinde  in  Besitz  genommen  werden 
können;  allerdings  sollte  dieser  nach  der  herrschendeu  Ansicht 
nicht  vollkommen  frei  damit  schalten  und  walten  können,  sondern 
sollte  es  dem  Sanitätszweck  erhalten3).  Diese  Verschiedenheit4)  in 
der  Behandlung  des  Materials  der  beweglichen  Sanitätsformationen 
und  der  stehenden  Sanitätsanstalten  hat  die  neue  Konvention  in 
der  gleichen  Weise  beibehalten.  Nur  fand  hier  auch  das  Material 
der  Hilfsgesellschaften  5)  Berücksichtigung.  Nach  Art.  14  sollen  die 
beweglichen  Sanitätsformationen,  wenn  sie  in  die  Hand  des  Feindes 
fallen,  ihre  Ausrüstung  mit  Einschluß  der  Bespannung  behalten 
oder  mit  anderen  Worten:  die  Ausrüstung  soll  dem  abziehenden 
Personal  belassen  werden.  Leitend  für  die  Regelung  in  dieser 
Weise  war  der  Gesichtspunkt,  daß  das  Personal  der  beweglichen 
Sanitätsformationen  die  erste  Hilfe  zu  leisten  hat  und  dazu  sein 
Material  unbedingt  braucht6).  Auf  die  Art  der  Beförderungsmittel 
und  des  Begleitpersonals  der  Formationen  soll  es  nicht  ankommen, 
vielmehr  sollen  sie  ihre  Ausrüstung  unter  allen  Umständen  behalten. 
Dadurch  sollte,  wie  der  Generalbericht  Renaults 7)  hervorhebt,  den 
Verhältnissen  derjenigen  Länder  Rechnung  getragen  werden,  welche 
mangels  ausreichender  Militärwagen  in  der  Hauptsache  auf 
requirierte  Wagen  angewiesen  sind.  Es  ist  nun  aber  nicht  so, 
daß  die  Rückgabe  der  Ausrüstung  in  dem  Augenblick  zu  erfolgen 
hätte,  wo  die  Formation  in  die  Hand  des  Feindes  fällt,  sondern 

')  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  54  ff. 

2)  A.  a.  O.  S.  42  ff. 

3)  A.  a.  O.  S.  55;  Dahn,  „Bausteine"  V.  I.  S.  99;  Triepel  S.  294  f.;  Lueder 
S.  372  f.;  Munzel  S.  123  f.;  Gillot  p.  261  f. 

4)  Vgl.  Moynier  p.  22  ff.;  Dahn,  „Bausteine"  V.  1.  S.  99. 

5)  Vgl.  <  Actes»  p.  256. 
°)  A.  a.  O. 

7)  A.  a.  O. 
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die  zuständige  Militärbehörde  darf  nach  Art.  14  Abs.  2  davon  zur 
Versorgung  der  Verwundeten  und  Kranken  Gebrauch  machen. 
Lediglich  die  Rücksicht  auf  deren  Wohl  war  es;  die  diese 
Bestimmung  veranlaßte.  Sie  erinnert  unwillkürlich  an  die  ganz 
ähnliche  Bestimmung  des  Art.  12  bezüglich  des  Sanitätspersonals1). 
Die  Regelung  der  Rücksendung  dieses  Personals  soll  denn  auch 
maßgebend  sein  für  die  Rückgabe  der  Ausrüstung.  Sobald  ihre 
Verwendung  entbehrlich  wird,  soll  die  Rückerstattung  erfolgen. 
Zeit,  Art  und  Weg  derselben  sollen  unter  Berücksichtigung  der 
militärischen  Erfordernisse  dem  Ermessen  des  Feindes  anheim- 
gegeben sein.  Nur  bezüglich  der  Zeit  ist  eine  gewisse  Bindung 
noch  insofern  vorhanden,  als  die  Rücksendung  des  Personals  und 
die  Rückgabe  des  Materials,  soweit  möglich  zur  selben  Zeit  erfolgen 
soll,  weil  sonst,  wie  der  Generalbericht  Renaults2)  betont,  die 
Tätigkeit  der  Sanitätsformation  behindert  wäre. 

Diese  Bestimmungen  des  Art.  14  über  die  Ausrüstung  der 
beweglichen  Sanitätsformationen  finden  nach  Art.  17  in  vollem 
Umfange  Anwendung  auf  das  staatliche  Sanitätsmaterial  der 
Räumungstransporte  mit  Einschluß  der  Bespannung.  Daß  die 
Verpflichtung  zur  Rückgabe  sich  auch  hier  auf  die  Bespannungen 
miterstreckt,  ist  zwar  ausdrücklich  nicht  gesagt,  ergibt  sich  aber 
nicht  nur  aus  sinngemäßer  Anwendung  des  Art.  14  auf  Art.  17, 
sondern  noch  insbesondere  aus  der  bejahenden  Antwort,  die 
Präsident  v.  Manteuffel  auf  eine  von  dem  englischen  Delegierten 
Macpherson  an  ihn  gerichtete  Anfrage  in  der  Kommission  erteilte3), 
und  der  ausführlichen  Erörterung,  die  die  vierte  Vollversammlung 
am  28.  Juni  über  diesen  Punkt  brachte4).  Hier  kam  der  griechische 
Delegierte  Kebedgy  auf  die  obige  Anfrage  Macphersons  zurück  und 
gab  zu  erwägen,  ob  es  nicht  doch  tunlich  sei,  die  Bespannungen  aus- 
drücklich zu  erwähnen.  Er  wurde  darin  von  Macpherson  unterstützt. 
Mit  Recht  hielt  Renault  ihnen  entgegen,  daß  die  Bespannungen  schon 
vollen  Schutz  durch  die  Bestimmung  genössen,  daß  die  Räumungs- 
transporte wie  die  beweglichen  Sanitätsformationen  zu  behandeln 
seien.  Auf  Antrag  Macphersons  kam  es  zur  Abstimmung,  der- 
zufolge  alsdann  die  Erwähnung  der  Bespannungen  unterblieb. 

J)  Vgl.  oben  S.  61  ff. 

2)  «Actes»  p.  256. 

3)  «Actes»  p.  88. 

4)  «Actes»  p.  211  f. 
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Das  hilfsgesellschaftliche  Material  der  Räumungstransporte1) 
genießt  die  gleiche  Schutzstellung  wie  das  staatliche  Material,  was 
bei  dem  offiziellen  Charakter  desselben  nicht  auffallen  kann,  um 
so  weniger,  als  es  sich  im  Grunde  hier  doch  um  Privateigentum2) 
handelt.  Als  solches  muß  es  nach  Art.  16  jederzeit  geachtet  werden. 
Diese  Bestimmung  gewinnt  ihre  Bedeutung  nicht  so  sehr  für  das 
hilfsgesellschaftliche  Material  der  beweglichen  Sanitätsformationen 
und  der  Räumungstransporte  —  denn  für  dieses  bedeutet  sie  nichts 
besonderes  —  als  vielmehr  für  die  großen  Materialniederlagen 
der  Hilfsgesellschaften  und  die  Bestände  ihrer  stehenden  Kriegs- 
hospitäler8). Aifch  diesen  kommt  nach  Art.  16  der  Schutz  des 
Privateigentums  zugute,  während  sie,  in  staatlichem  Eigentum 
stehend,  nach  Art.  15  den  Kriegsgesetzen  unterworfen  wären,  also 
weggenommen  werden  könnten. 

Zur  Sicherung  und  deutlichen  Kenntlichmachung  seiner 
Schutzstellung  ist  das  sämtliche  geschützte  Material,  also  auch 
das  der  Räumungstransporte,  mit  dem  roten  Kreuz  versehen4). 
Nach  Art.. IQ  wird  nämlich  dieses  Wahrzeichen  nicht  nur  auf 
den  Flaggen  und  Armbinden,  sondern  auch  auf  der  gesamten 
mit  dem  Sanitätsdienst  in  Verbindung  stehenden  Ausrüstung 
angebracht.  Mit  dieser  Bestimmung  ist  einem  längst  gefühlten 
Mangel'')  der  alten  Konvention  abgeholfen.  Nach  Art.  7  der 
letzteren  sollte  das  Schutzzeichen  nur  auf  den  Fahnen  der  Sanitäts- 
anstalten und  an  den  Armbinden  des  Sanitätspersonals  angebracht 
werden.  Es  ist  nicht  ersichtlich,  warum  das  Schutzzeichen  nicht 
auch  an  dem  geschützten  Material  angebracht  werden  sollte, 
zumal  dieses  sich  auch  häufig  außerhalb  der  Lazarette  befindet, 
wie  dies  beim  Material  der  Räumungstransporte  sogar  regelmäßig 
der  Fall  ist.  Diesem  Mißstand  ist  nunmehr  abgeholfen.  Sehr 
zutreffend  hebt  Renault  in  seinem  Generalbericht6)  hervor,  daß 
das  rote  Kreuz  überall  da  anzubringen  sei,  wo  es  gelte,  den 
Schutz  der  Konvention  zu  sichern,  einerlei,  ob  es  sich  um  Personen 

x)  Ebenso  das  der  Sanitätsformationen;  vgl.  Meurer,  „Die  neue  Genfer 
Konvention"  S.  557  f. 

2)  Vgl.  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  56. 

3)  «Actes«  p.  257. 

4)  Vgl. Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  563  ff.;  «Actes»  p.260  ff. 

5)  Vgl.  Meurer,  „Die  Genfer  Konvention  und  ihre  Reform"  S.  56;  Bircher 
und  Munzel  S.  146;  Gillot  p.  293. 

6)  «Actes»  p.  260. 
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oder  Sachen  handle.  Selbstverständlich  ist,  daß  Material,  welches 
mißbräuchlich  mit  dem  roten  Kreuz  versehen  wird,  dadurch  nicht 
den  Schutz  der  Konvention  gewinnt,  sondern  der  Wegnahme  durch 
den  Feind  unterliegt.  Dies  würde  beispielsweise  auch  gelten  für 
Militärwagen  der  Räumungstransporte,  die  mit  dem  roten  Kreuz 
versehen  wären,  ohne  im  Sanitätsdienst  selbst  zu  stehen. 

II.  Wie  oben  erwähnt,  kommt  es  häufig  vor,  daß  mangels 
genügenden  Sanitätsmaterials  zu  den  Räumungstransporten  andere 
Militärfuhrwerke,  wie  Lebensmittel-,  Futter-,  Gepäck-,  Munitions- 
wagen, Verwendung  finden.  Sie  sind  ihren  eigentlichen  Dienst- 
zweigen vorübergehend  entzogen  und  werden  aushilfsweise 
in  den  Dienst  der  Räumungstransporte  gestellt.  An  ihrem 
ursprünglichen  Charakter  aber  ändert  diese  aushilfsweise  Ver- 
wendung nicht  das  geringste.  Sie  bleiben  Lebensmittel-,  Futter-, 
Gepäck-,  Munitionswagen  usw.  Jedenfalls  werden  sie  dadurch 
keine  Fahrzeuge  des  Sanitätsdienstes  und  dürfen  deshalb  auch 
nicht  mit  dem  roten  Kreuz  versehen  werden.  Ein  Grund,  sie 
vom  gemeinen  Kriegsrecht  auszunehmen  und  ihnen  eine  besondere 
Schutzstellung  einzuräumen,  lag  nicht  vor1).  Insbesondere  konnte 
der  Grund,  der  dem  Fuhrpersonal  dieser  Fahrzeuge  seine 
Immunität  verschafft,  für  ihre  Behandlung  keineswegs  maßgebend 
sein,  denn  dieser  liegt  lediglich  auf  moralischem  Gebiete.  Für 
sie  hat  es  deshalb  bei  den  Bestimmungen  des  gemeinen  Kriegs- 
rechts sein  Bewenden,  wonach  sie  der  Wegnahme  unterliegen. 
Art.  17  Abs.  3  enthält  in  diesem  Sinne  auch  noch  die  ausdrückliche 
Bestim  Andere  Militärfuhrwerke  als  die  des  Sanitätsdienstes 

können  samt  ihrer  Bespannung  weggenommen  werden."  Der  Zusatz 
«avec  leurs  attelages»  wäre  nicht  unbedingt  notwendig  gewesen2), 
hat  aber  bei  den  Beratungen  insoferne  eine  Rolle  gespielt,  als  es 
einige  Schwierigkeiten  bereitete,  im  französischen  Text  deutlich  zum 
Ausdruck  zu  bringen,  daß  er  zu  «les  voitures  militaires»  gehört3). 

Es  erübrigt  nun  noch  eine  Betrachtung  der  dritten  Material- 
gruppe der  Räumungstransporte,  des  requirierten  Materials,  die  im 
nächsten  Paragraphen  angestellt  werden  soll,  wenn  dieses  Material 
auch  durchaus  keine  Sonderstellung  in  dem  hier  gegebenen 
Rahmen  einnimmt  im  Vergleich  zu  seiner  sonstigen  Behandlung. 

>)  «Actes»  p.  103,  259. 
2)  Vgl.  oben  S.  80. 
*)  «Actes»  p.  95. 
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§  12. 

Behandlung  des  requirierten  Krankentransportmaterials. 

Die  in  Friedenszeiten  für  die  Räumungstransporte  bereit- 
gestellten Transportmittel  reichen,  wie  oben  erwähnt,  nicht  entfernt 
aus  zur  Befriedigung  der  im  Kriege  auftretenden  Bedürfnisse. 
Die  Kriegsparteien  sind  deshalb  in  ausgedehntem  Maße  darauf 
angewiesen,  privates  Transportmaterial,  Fuhrwerke  mit  Bespannung, 
Eisenbahn-  und  Schiffsmaterial  in  Anspruch  zu  nehmen.  Es 
geschieht  dies  auf  dem  Weg  der  Requisition  oder  der  Beschlag- 
nahme gemäß  den  Bestimmungen  des  Haager  Landkriegs- 
reglements1). Danach  ist  ein  Unterschied  zu  machen  zwischen 
Eisenbahn-  und  Schiffsmaterial  einerseits  und  dem  übrigen 
Transportmaterial  andererseits.  Eisenbahn-  und  Schiffsmaterial, 
dieses  nur,  soweit  es  der  Binnenschiffahrt  dient,  gehört  zu 
dem  privaten,  jedoch  öffentlichen  Zwecken  dienenden  Fahrnis- 
vermögen, von  dem  Art.  53  Abs.  2  des  Landkriegsreglements 
handelt.  Diese  Verkehrsmittel  können  vom  Feinde  mit  Beschlag 
belegt  werden.  Die  Rechtswirkung  dieser  Beschlagnahme  soll 
aber  keine  Aneignung,  sondern  lediglich  eine  Besitzergreifung 
sein.  Diese  Verkehrsmittel  müssen  deshalb  beim  Friedensschluß 
zurückgegeben  werden,  wobei  auch  die  Entschädigungsfrage  zu 
regeln  ist.  Es  wird  deshalb,  wenn  dies  auch  nicht  ausdrücklich 
vorgeschrieben  ist,  die  Ausstellung  einer  Empfangsbestätigung 
empfehlenswert  sein,  um  den  Geschädigten  die  Erweisung  ihres 
Anspruchs  zu  erleichtern.  Ein  eigentliches  Requisitionsrecht  besteht 
also  diesen  Verkehrsmitteln  gegenüber  nicht,  wenn  sie  auch 
ungenau  nach  der  Beschlagnahme  oft  als  „requirierte  Transport- 
mittel" bezeichnet  werden.  Anders  liegen  die  Verhältnisse  bei 
dem  übrigen  Transportmaterial.  Hier  ist  eine  Beschlagnahme  im 
Sinne  obiger  Bestimmung  nicht  möglich,  sondern  es  hat  Requisition 
nach  Art.  52  des  Landkriegsreglements  Platz  zu  greifen.  Es  tritt 
also  eine  Zwangsenteignung  dieses  Materials  ein.  Der  Regel 
nach  soll  dasselbe  sofort  bar  bezahlt  werden.  Doch  wird  das  in 
Wirklichkeit  wohl  nie  geschehen  2),  sondern  es  werden  Empfangs- 
bescheinigungen ausgestellt  werden,  um  die  Schadloshaltung  der 
von  der  Zwangsenteignung  Betroffenen  zu  sichern.    Im  neuen 

*)  Vgl.  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz"  II.  292  ff.,  305  ff, 
2)  Bonfils  S.  641. 
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Reglement  von  1907  findet  sich  noch  der  Zusatz,  daß  die  Zahlung 
der  geschuldeten  Summen  möglichst  bald  bewirkt  werden  soll. 
Der  Kürze  wegen  soll  im  folgenden  unter  dem  Begriff  „requiriertes 
Räumungstransportmaterial"  auch  das  beschlagnahmte  Eisenbahn- 
und  Schiffsmaterial  verstanden  werden,  da  für  die  rechtliche 
Behandlung  im  Falle  der  Auflösung  eines  Räumungstransportes 
dieser  Unterschied  nicht  von  Bedeutung  ist.  Wie  sich  das  Schicksal 
des  requirierten  Krankentransportmaterials  in  diesem  Falle  gestaltet, 
ist  nunmehr  zu  erörtern. 

Unter  dem  Gesichtspunkte,  daß  das  requirierte  Transport- 
material als  Privateigentum  zu  gelten  habe  —  was  mir  bezüglich 
des  nach  Art.  52  des  Kriegsreglements  requirierten  Materials 
allerdings  nicht  einwandfrei  erscheint  — ,  ist  es  selbstverständlich, 
daß  es  auch  die  nach  den  geltenden  völkerrechtlichen  Regeln 
dem  Privateigentum  im  allgemeinen  eingeräumte  Schutzstellung 
zu  genießen  hat,  daß  es  also  der  Regel  nach  nicht  eingezogen 
werden  darf1).  Bei  den  Genfer  Beratungen  wurden  Bedenken  in 
dieser  Beziehung  von  keiner  Seite  geltend  gemacht.  Der  russische 
Delegierte  Yermoloff  vertrat  diesen  Standpunkt2),  als  er  die  Drei- 
teilung des  Materials  vorschlug,  wonach  die  requirierten  Wagen 
ihren  Eigentümern  zurückgegeben  oder  von  neuem  requiriert 
werden  sollten.  Vorher  schon  hatte  auch  der  französische 
Delegierte  Olivier  diesem  Gedanken  Ausdruck  gegeben8).  Ober 
das  Prinzip  war  man  sich  also  vollkommen  einig.  Es  handelte 
sich  nur  noch  darum,  eine  entsprechende  Fassung  dafür 
zu  finden.  Lediglich  die  Worte  «navires»  und  das  allgemeinere, 
jetzt  gültige  «bateaux»  wechselten  in  den  verschiedenen  Ent- 
würfen4), sodaß  die  Bestimmung  nunmehr  lautet:  « Les  divers 
moyens  de  transport  provenant  de  la  requisition,  y  compris 
le  materiel  de  chemin  de  fer  et  les  bateaux  utilises  pour 
les  convois,  seront  soumis  aux  regles  generales  du  droit  des 
gens. »  Diese  allgemeinen  Regeln  des  Völkerrechts  finden  sich 
wiederum  im  Haager  Landkriegsreglement.  Einschlägig  ist  hier 
zunächst  Art.  46  Abs.  2.  Dieser  bestimmt:  „Das  Privateigentum 
darf  nicht  eingezogen  werden."    Dieses  Verbot  der  Einziehung 

x)  Meurer,  „Die  neue  Genfer  Konvention"  S.  563;  «Actes»  p.  259. 

2)  «Actes»  p.  88. 

3)  «Actes»  p.  87. 

4)  «Actes»  p.  95,  106,  259. 
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ist  eine  Folge  des  im  Abs.  1  aufgestellten  Grundsatzes,  daß  das 
Privateigentum  geachtet  werden  soll.  Die  Unverletzlichkeit  des 
Privateigentums  wird  aber,  abgesehen  davon,  daß  sie  nur  für 
den  Landkrieg  gilt,  in  zwei  Fällen  durchbrochen1),  nämlich  dann, 
wenn  es  die  militärische  Notwendigkeit2)  erfordert,  und  dann, 
wenn  die  Voraussetzungen  des  Art.  53  Abs.  2  des  Landkriegs- 
reglements vorliegen.  Im  Falle  der  militärischen  Notwendigkeit 
sind  alle  Beschädigungen  und  Beeinträchtigungen  des  Privat- 
eigentums erlaubt.  Wann  sie  gegeben  ist,  darüber  entscheidet 
der  Kommandierende,  den  natürlich  auch  die  Verantwortung 
trifft.  Der  zweite  Fall  kommt  besonders  für  vorliegende  Frage 
in  Betracht.  Die  auflösende  Kriegspartei  ist  berechtigt,  das 
Material  ihrerseits  mit  Beschlag  zu  belegen  bezw.  zu  requirieren. 
Es  gelten  dann  die  gleichen  Grundsätze,  wie  sie  oben  dargelegt 
sind3).  Das  beschlagnahmte  Eisenbahn-  und  Schiffsmaterial  muß 
beim  Friedensschluß  zurückgegeben  und  die  Entschädigungen 
geregelt  werden.  Das  requirierte  übrige  Transportmaterial  kann 
beim  Friedensschluß  natürlich  auch  zurückgegeben  werden;  doch 
besteht  keine  Verpflichtung  dazu.  Wohl  aber  muß  die  auflösende 
Kriegspartei  bei  der  Requisition  ebenso  Empfangsbestätigungen 
ausstellen,  als  wenn  sie  bei  den  Eigentümern  selbst  requirierte. 

Macht  nun  aber  die  auflösende  Kriegspartei  von  diesem 
Requisitions-  bezw.  Beschlagnahmerechte  keinen  Gebrauch,  so  hat 
sie  das  Material  sobald  wie  möglich  ihren  Eigentümern  zurück- 
zuerstatten. Die  Unverletzlichkeit  des  Privateigentums  lebt  also 
dann  in  vollem  Umfange  wieder  auf. 

Die  Behandlung  des  Materials  der  Räumungstransporte  ist 
damit  erschöpft.  Während  beim  Personal  der  Räumungstransporte 
eine  gewisse  Einförmigkeit  bezüglich  seiner  Behandlung  zu  be- 
merken war,  indem  die  vier  Gruppen  dieses  Personals  (begleitendes 
Sanitätspersonal  —  militärisches  Zugführerpersonal  —  militärisches 
Begleitkommando  —  Zivilpersonal),  wenn  sie  bei  Auflösung 
eines  Transportes  in  die  Gewalt  des  Feindes  geraten,  einer 
Gefangennahme  nicht  ausgesetzt  sind,  zeigt  sich  beim  Räumungs- 
transportmaterial eine  große  Mannigfaltigkeit  in  seiner  Behandlung. 
Das  staatliche  Sanitätsmaterial  mit  Einschluß  desjenigen  der  Hilfs- 

x)  Vgl.  Meurer,  „Haager  Friedenskonferenz"  II.  S.  252. 

2)  A.  a.  O.  S.  7. 

3)  Vgl.  oben  S.  83. 
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Gesellschaften  ')  folgt  den  Bestimmungen  über  das  Sanitätsmaterial 
überhaupt  und  ist  demgemäß  von  der  auflösenden  Kriegspartei 
zurückzugeben.  Das  nicht  im  Sanitätsdienst  stehende  Material 
der  Räumungstransporte  mitsamt  den  Gespannen  2)  untersteht  dem 
gemeinen  Kriegsrecht  und  ist  demgemäß  der  Wegnahme  unter- 
worfen. Das  requirierte  bezw.  beschlagnahmte  Räumungstransport- 
material8) endlich  genießt  als  Privateigentum  die  diesem  allgemein 
eingeräumte  Schutzstellung  und  untersteht  deshalb  der  Regel  nach 
nicht  der  Einziehung,  sondern  ist  zurückzuerstatten.  Wohl  aber 
hat  die  auflösende  Kriegspartei  das  Recht,  dasselbe  seinerseits  zu 
requirieren  bezw.  zu  beschlagnahmen.  Unbedingt  nötig  wären 
auch  diese  Bestimmungen  über  das  Material  nicht  gewesen.  Das, 
was  sie  sagen,  hätte  aus  den  übrigen  Bestimmungen  abgeleitet 
und  gefolgert  werden  können. 

1)  Vgl.  oben  S.  77  ff. 

2)  Vgl.  oben  S.  82  f. 
:!)  Vgl.  oben  S.  83  ff. 


Schluß. 


Die  Räumungstransportfrage  ist,  wie  sich  zeigte,  eine  sehr 
vielseitige  und  umfangreiche.  Trotzdem  hätte  sich  die  neue 
Konvention  im  Grunde  auf  folgende  beiden  Bestimmungen  be- 
schränken können:  „Die  Räumungstransporte  sollen  wie  die 
beweglichen  Sanitätsformationen  behandelt  werden,,  und  „die 
Kriegspartei,  die  einen  Transport  abfängt,  kann  ihn,  wenn  mili- 
tärische Erfordernisse  es  verlangen,  auflösen,  indem  sie  die  Sorge 
für  die  mitgeführten  Kranken  und  Verwundeten  selbst  übernimmt". 
Die  anderen  Sonderbestimmungen,  die  der  Art.  17  für  den  Fall 
der  Auflösung  eines  Transportes  noch  beifügt,  sind  eigentlich  keine 
„Sonderbestimmungen",  sondern  „ausdrückliche  Bestimmungen", 
denn  das,  was  sie  bestimmen,  ist  nichts  Besonderes,  sondern  ist 
lediglich  das  Ergebnis  logischer  Schlußfolgerungen,  die  auf  dem 
leitenden  Grundsatz  fußen,  daß  die  Räumungstransporte  wie  die 
beweglichen  Sanitätsformationen  behandelt  werden  sollen.  Allein 
in  dem  Zeitpunkt,  wo  die  Bestimmungen  des  Art.  17,  wie  der 
Genfer  Konvention  üherhaupt,  ihre  praktische  Anwendung  finden, 
in  dem  Drängen  und  Hasten  des  Kriegsgetümmels,  da  ist  kein 
Raum  für  schwierige  Denkoperationen  und  langes  Abwägen,  da 
heißt  es  rasch  handeln1).  Die  Regeln  aber,  nach  denen  dieses 
Handeln  zu  erfolgen  hat,  müssen  klar,  einfach  und  greifbar  sein. 
Aus  diesem  Grunde  die  ausdrücklichen  Bestimmungen  des  Art.  17. 
Bezüglich  der  Kranken  und  Verwundeten  wie  auch  des  Sanitäts- 
personals waren  solche  entbehrlich;  denn  ihre  Unverletzlichkeit 
wurzelt  schon  zu  tief  im  Bewußtsein  der  Offiziere  wie  Mannschaften, 
um  in  jedem  einzelnen  Fall  nochmals  ausdrücklich  betont  werden 
zu  müssen.  Weniger  Klarheit  dagegen  herrscht  bezüglich  des  übrigen 
Personals,  sowie  des  Materials  der  Räumungstransporte.  Hier 


J)  Vgl.  Renaults  Hauptbericht  «Actes»  p.  246. 


/ 
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müssen  ausdrückliche,  jeden  Zweifel  ausschließende  Bestimmungen 
nachhelfen.  Man  hatte  bei  den  Verhandlungen  in  Erwägung  ge- 
zogen, ob  man  für  die  Räumungstransporte  ein  eigenes  Kapitel 
in  die  Konvention  einstellen,  oder  ob  man  sie  in  den  einzelnen 
Artikeln  über  die  beweglichen  Sanitätsformationen  berücksichtigen 
solle1).  Man  entschied  sich  für  die  erste  Lösung,  und  zwar  mit 
Rücksicht  auf  die  anzustrebende  Abgeschlossenheit  und  Übersicht- 
lichkeit. Die  Frage  ist  jetzt  erschöpfend  und  zugleich  verhältnis- 
mäßig kurz  geregelt.  Letzteres  wurde  vor  allem  dadurch  ermög- 
licht, daß  nur  sehr  wenig  Neues  auszusprechen  war  und  in  den 
meisten  Punkten  entweder  auf  vorhergehende  Artikel  der  Kon- 
vention oder  auf  die  allgemeinen  Regeln  des  Völkerrechts  ver- 
wiesen werden  konnte.  Die  durch  solche  Verweisungen  sich  in 
der  Regel  ergebenden  Mißlichkeiten  werden  hier  durch  die 
dadurch  erreichte  Kürze  und  Abgeschlossenheit  der  Fassung  in 
vollem  Maße  aufgewogen,  sodaß  die  Lösung  der  Räumungs- 
transportfrage in  der  neuen  Konvention  nach  jeder  Richtung  als 
eine  glückliche  zu  bezeichnen  ist. 


2)  Vgl.  «Actes»  p.  101. 


